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Der EU-Almanach „Lebensmittelsicherheit“ um-
fasst die 27 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie Island, Norwegen und die Schweiz.

Die Broschüre erhebt keinen Anspruch auf  eine 
vollständige Darstellung des Staatsaufbaus, 
sondern ist bewusst auf  das Schutzgut Ver
braucherschutz beschränkt. Andere Schutz
güter – wie Umweltschutz, Tierschutz, Arbeits-
schutz – sind deshalb nicht weniger wichtig. Die 
Darstellung wurde im Interesse der Übersicht-
lichkeit auf  die wesentlichen Aspekte begrenzt.

Das Bundesinstitut für Risikobewertung wurde 
bei der Erstellung des EU-Almanachs von den 
EFSA Kontaktstellen der Mitgliedstaaten (EFSA 
Focal Points) und der EFSA außerordentlich 
wirkungsvoll aktiv unterstützt. Für die Beiträge 
bedanke ich mich herzlich.

Professor Dr. Dr. Andreas Hensel
Präsident des BfR
und Deutscher Vertreter im EFSA-Beirat
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Vorwort

Lebensmittelsicherheit in der EU:  
Ein Almanach

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

die Lebensmittelsicherheit in der Europäischen 
Union ist ein wichtiges Ziel im Zuge einer rasch 
zunehmenden Globalisierung der Wirtschaft. 
Das Angebot von Lebensmitteln in Europa steigt 
stetig, und damit steigen auch die Anforde-
rungen an die europäischen Staaten und die 
Europäische Union, Lebensmittelrisiken wis-
senschaftlich zu bewerten, zu minimieren und 
effektiv zu kommunizieren.

Der EU-Almanach „Lebensmittelsicherheit“ gibt 
einen Überblick über die jeweils zuständigen 
staatlichen Behörden und die Strukturen der  
Lebens- und Futtermittelsicherheit in der Euro-
päischen Union. Der Schwerpunkt liegt auf  dem 
Gebiet der Risikobewertung. Der Überblick über 
die organisatorischen Zusammenhänge und  
die Zusammenarbeit in der Europäischen Union 
erleichtert nicht nur die Suche nach europäi-
schen Partnern, sondern vermeidet auch  
Doppelarbeit und fördert die Klarstellung von 
Zuständigkeiten.

Diese Broschüre wendet sich an alle, die sich 
über die Strukturen und Institutionen der Le-
bensmittelsicherheit informieren wollen, insbe-
sondere an die Fachleute aus der Praxis wie 
Parlamentarier, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Lebensmittelbehörden, Fach- und Laien-
presse, Verbraucherverbände, Lebensmittelwirt-
schaft und Wissenschaft. 
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modifiziert haben. Vor allem für die seit 2004 
der EU beigetretenen mittel- und osteuropäi-
schen Staaten ergab sich erheblicher Reform-
bedarf, um ihre Systeme EU-gerecht auszuge-
stalten. Die in diesem Rahmen durchgeführten 
administrativen Twinning-Projekte bezogen auch 
den Bereich der Verwaltungsstrukturen in der 
Lebensmittelsicherheit mit ein. So entsteht ein 
Netzwerk aus Behörden und Institutionen im 
Bereich der Lebensmittelsicherheit, welches 
die nationale und die europäische Ebene, aber 
auch die Institutionen der Mitgliedstaaten unter-
einander verknüpft.

Ziele der Lebensmittelsicherheit und damit ei-
nes effektiven Verbraucherschutzes sind Schutz 
der Gesundheit, Schutz vor Täuschung und 
sachgerechte Information des Verbrauchers. 
Ohne die Unternehmen und die Verbraucher 
von ihrer Verantwortung und ihren Sorgfalts-
pflichten zu entbinden, gehört es zu den staat
lichen Aufgaben, den Verbraucher im Bereich 
der Lebensmittelsicherheit durch Risikobewer-
tung, Risikomanagement und Risikokommuni
kation zu schützen. 

Im ersten Schritt wird ein Risiko mittels wissen
schaftlicher Methoden abgeschätzt („Risiko-
bewertung“). Im Anschluss entscheiden die 
Risikomanager über die auszuwählenden 
Maßnahmen für das Risikomanagement. Dabei 
werden zusätzlich zur wissenschaftlichen Risi-
kobewertung unter anderem gesellschaftliche 
und ökonomische Aspekte zur Beurteilung der 
Maßnahmen hinsichtlich ihrer Angemessenheit 
und Effizienz hinzugezogen. Da die Verbraucher 
nur dann selbstbestimmte Kaufentscheidungen  
treffen können, wenn sie ausreichend informiert 
sind, ist auch für diese Zielgruppe eine transpa-
rente Risikokommunikation erforderlich. Hierbei 
werden der gesamten Öffentlichkeit Informati-

Europa verfügt über gemeinsame rechtliche 
Regeln, die dem europäischen Verbraucher 
ein einheitliches hohes Schutzniveau bieten. 
Nationale Regeln und Risikobewertungen allein 
bieten in einer globalisierten Welt keinen ausrei-
chenden Schutz mehr. Europäisches Recht wur-
de erlassen, in nationale Bestimmungen über-
nommen und vielfach ergänzt. Den Anstoß für 
eine neue Struktur der Lebensmittelsicherheit 
gab im Jahr 2000 das Weißbuch der EU-Kom-
mission zur Lebensmittelsicherheit. Damit wurde 
ein neues Konzept für einen wirksamen und um-
fassenden gesundheitlichen Verbraucherschutz 
vorgestellt: Die Lebensmittelsicherheit soll in 
allen Produktions- und Verarbeitungsstufen von 
Lebensmitteln entlang der Lieferkette gewähr-
leistet sein, „vom Stall bis auf  den Teller“.

In der Folge wurde die Europäische Behörde  
für Lebensmittelsicherheit (EFSA) als unabhän-
giges wissenschaftliches Kompetenzzentrum für 
Risikobewertung gegründet und das europäi-
sche Lebensmittelrecht ausgebaut. Es fand eine 
institutionelle Umgestaltung dergestalt statt, 
dass eine Generaldirektion Verbraucherpolitik 
und Gesundheitsschutz in der Europäischen 
Kommission gegründet wurde. Damit wurde  
auf  EU-Ebene die Lebensmittelsicherheit aus 
dem Bereich der Agrarpolitik herausgelöst und 
der Verbraucher- und Gesundheitspolitik zu
geordnet. 

Im Gleichklang mit den Änderungen auf  EU-
Ebene haben viele Mitgliedstaaten auf  nationa-
ler Ebene zahlreiche Reformen in den politisch-
administrativen Strukturen durchgeführt. In 
einigen Mitgliedstaaten, wie z.B. in Deutsch-
land, wurden gravierende Umstrukturierungen 
im bestehenden System angestoßen und neue 
Behörden und Institutionen gegründet, während 
andere Staaten etablierte Regelungsstrukturen 

1. �Gesundheitlicher Verbraucherschutz und 
Lebensmittelsicherheit
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Insbesondere Risikobewertungen und das 
Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel 
(RASFF) sorgen für einen ständigen Informati-
onsaustausch zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
und der Europäischen Kommission im Hinblick 
auf  risikobehaftete Lebens- und Futtermittel.

Jedoch hat eine Studie des BfR 
aus dem Jahr 2004 gezeigt, dass 
sich schneller und effizienter 
Informationsaustausch zwischen 
den für den Verbraucherschutz 
zuständigen Institutionen oftmals 
als schwierig erweist. Hieraus 
entstand die Idee eines EU-
Almanachs. Das Vorhaben wurde 
vom Präsidenten des BfR, Herrn 
Professor Dr. Dr. Hensel, im Rah-
men eines Treffens der Leiter 
aller Risikobewertungsbehörden 
in der EU angekündigt. Ziel des 

EU-Almanachs ist es, als Nachschlagewerk 
Klarheit in die aktuellen Strukturen der Lebens-
mittelsicherheit in den Mitgliedstaaten zu brin-
gen und dadurch einen schnelleren Informati-
onsaustausch zu ermöglichen, Doppelarbeit zu 
vermeiden, Transparenz zu erhöhen und einen 
effektiven Verbraucherschutz zu fördern.

Der EU-Almanach ist ein Beispiel für die konst-
ruktive Zusammenarbeit aller für die Lebensmit-
telsicherheit zuständigen Institutionen in der EU. 
Sowohl der EFSA als auch deren Kontaktstellen 
in den Mitgliedstaaten (EFSA Focal Points) sei 
an dieser Stelle ein ausdrücklicher Dank für ihre 
Beiträge zum hier vorliegenden EU-Almanach  
Lebensmittelsicherheit ausgesprochen. 

Kerstin Heike Kühne
Klaus J. Henning

onen der Lebensmittelsicherheit in geeigneter 
Form zugänglich gemacht. Auch andere Betei-
ligte und Betroffene, wie z.B. die Wissenschaft, 
die Politik, Unternehmen der Lebensmittelkette, 
Fachverbände, NGO’s und andere Behörden 
werden in diesen interaktiven Meinungs- und 
Informationsaustausch einbezogen.

Die institutionelle Organisation von Risikobewer-
tung, Risikomanagement und Risikokommuni-
kation ist in den Mitgliedstaaten unterschiedlich 
ausgestaltet. Auf  EU-Ebene sind Risikobewer-
tung und Risikokommunikation Aufgabe der  
EFSA, während Risikomanagement als politi-
sche Aufgabe bei der Europäischen Kommissi-
on und dem Rat der EU verbleibt. In einigen  
Mitgliedstaaten sind alle drei Tätigkeitsbereiche 
vereinigt, andere Staaten bevorzugen eine funk-
tionale oder institutionelle Arbeitsteilung.

Es hat sich gezeigt, dass ausreichende Kennt-
nisse über und ein Informationsaustausch  
zwischen den verschiedenen Institutionen der 
Lebensmittelsicherheit – und zwar global, euro-
paweit und national – für den Verbraucherschutz 
immer wichtiger werden. Auf  globaler Ebene 
arbeiten Institutionen wie die Weltgesundheits-
organisation (WHO), Food and Agricultural 
Organisation (FAO), die den Codex Alimentarius 
herausgeben, und die Internationale Organisati-
on für Standardisierung (ISO). Auf  europäischer 
Ebene kooperieren die Europäische Kommis-
sion, die EFSA und die EU-Mitgliedstaaten. 

Risiko-
management

Basis: Entscheidungen 
der Exekutive

Risiko-
bewertung

Basis: Erkenntnisse 
der Wissenschaft

Risiko-
kommunikation

interaktiver Austausch von Informationen 
und Meinungen, das Risiko betreffend
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Die Verordnung (EG) Nr. 882/2004 regelt  
die Grundsätze der amtlichen Kontrollen zur 
Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- 
und Futtermittelrechts. So sind in der EU ins-
besondere die Aufstellung eines Mehrjährigen 
Nationalen Kontrollplans (MNKP) durch die 
Mitgliedstaaten und eine dem entsprechende 
Berichterstattung vorgeschrieben.

Innerhalb der EU sind Risikobewertung und 
Risikokommunikation vom Risikomanagement 
institutionell getrennt. Während Risikobewer-
tungen von der Europäischen Behörde für 
Lebensmittelsicherheit (EFSA) durchgeführt 
werden, befasst sich die Europäische Kommis-
sion (KOM) mit dem Risikomanagement. Für die 
Risikokommunikation, das dritte Element der 
Risikoanalyse, sind sowohl die Risikobewerter 
als auch die Risikomanager zuständig.

Die zentralen europäischen Rechtsgrundla-
gen im Lebensmittelrecht sind die Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002 und die Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004. Verordnungen gelten in allen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) 
direkt, ohne dass der Mitgliedstaat ein entspre-
chendes nationales Gesetz erlassen muss.

Die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 regelt die 
allgemeinen Grundsätze und Anforderungen im 
Lebensmittelrecht in der EU. Sie erfasst alle Pro-
duktions- und Verarbeitungsstufen von Lebens-
mitteln entlang der Lieferkette, „vom Stall bis auf  
den Teller“. Zudem werden Funktionen der Eu-
ropäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit 
(EFSA) und die Einrichtung eines europäischen 
Schnellwarnsystems für Lebens- und Futtermit-
tel (RASFF) festgelegt.

2. �Lebensmittelsicherheit in der  
Europäischen Union

Europäische Institutionen und Körperschaften 
der Lebensmittelsicherheit 

EU Ebene

Vereinfachte Darstellung der Organisationsstruktur

Nationale Ebene

Parlamente, Ministerien und Behörden der Mitgliedstaaten

Europäische
Kommission

(KOM)

Rat der
Europ. Union

(Rat)

Europ.
Parlament

(EP)

Gemeinschafts-
referenz-

laboratorien
(CRL)

Lebensmittel- 
und Veter-

inäramt
(FVO)

Europ. Behörde 
für Lebensmit-
telsicherheit

(EFSA)
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Im Rat sind alle Mitgliedstaaten vertreten. Als 
Gesetzgeber nimmt der Rat zusammen mit 
dem Europäischen Parlament (EP) Rechts-
vorschriften im Bereich der Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit an oder lehnt diese ab. 
Europäische Rechtsvorschriften im Bereich des 
gesundheitlichen Verbraucherschutzes werden 
im Mitentscheidungsverfahren verabschiedet. 
Das Mitentscheidungsverfahren ist das am häu-
figsten angewandte Gesetzgebungsverfahren 
im Gemeinschaftsrecht. Der Rat kann keine 
eigenen Gesetzesvorlagen einbringen, das Ini
tiativrecht liegt bei der KOM.

An den Tagungen des Rates nimmt je ein Mi-
nister aus den nationalen Regierungen der 
Mitgliedstaaten teil, der seinen Mitgliedstaat 
vertritt. Die Zusammensetzung bei den EU-
Ratstagungen hängt von den zu behandelnden 
Themen ab. Im Bereich Lebensmittelsicherheit 
tagt der Rat „Beschäftigung, Sozialpolitik, Ge-
sundheit und Verbraucherschutz“, im Bereich 
Trinkwasser der Rat „Umwelt“.

Europäisches Parlament (EP)

Aufgaben des EP:
•	Lebensmittelsicherheitspolitik
•	Europäische Rechtsetzung
•	Risikomanagement	

Sitz: Straßburg
http://www.europarl.europa.eu
	

Das EP ist maßgeblich an der Setzung euro-
päischen Rechts, auch im Bereich Lebens-
mittelsicherheit, beteiligt. Ein großer Teil der 
europäischen Rechtsvorschriften wird im Mitent
scheidungsverfahren von dem Rat und dem EP 
gemeinsam verabschiedet. Das EP kann keine 
eigenen Gesetzesvorlagen einbringen, das  
Initiativrecht liegt bei der KOM. Die KOM muss 
jedoch die durch das EP beantragten Änderun-
gen bei den Gesetzesvorschlägen berücksichti-

Europäische Kommission (KOM) 

Aufgaben der KOM im Bereich der  
Lebensmittelsicherheit:
•	Europäische Rechtsetzung
•	Lebensmittelsicherheitspolitik
•	Risikomanagement	

Sitz: Brüssel
http://ec.europa.eu	

    

Als „Hüterin der Verträge“ wacht die KOM, ge-
meinsam mit dem Europäischen Gerichtshof, 
über die ordnungsgemäße Anwendung des EU-
Rechts in allen Mitgliedstaaten. Als Exekutive 
der EU setzt die Kommission die Entscheidun-
gens des Rats um. Die Generaldirektion Ge-
sundheit und Verbraucher der KOM erarbeitet 
im Bereich der Lebensmittel- und Futtermittelsi-
cherheit sowie der Tier- und Pflanzengesundheit 
Vorlagen für europäische Rechtsvorschriften. 
Die Generaldirektion Umwelt der KOM befasst 
sich mit den Themen Trinkwasser in der EU, 
der absichtlichen Freisetzung von GVO in die 
Umwelt, usw.

Die KOM koordiniert das Schnellwarnsystem für 
Lebensmittel und Futtermittel (RASFF). Die aus 
den Mitgliedstaaten eingegangenen Informatio-
nen werden durch die KOM gesammelt, geprüft 
und an die weiteren Mitgliedstaaten sowie die 
EFSA weitergeleitet.

Rat der Europäischen Union (Rat)

Aufgaben des Rates:
•	Europäische Rechtssetzung
•	Lebensmittelsicherheitspolitik
•	Risikomanagement	

Sitz: Brüssel
http://www.consilium.europa.eu	



EU-Almanach Lebensmittelsicherheit

10

Lebensmittel- und Veterinäramt (FVO)

Aufgaben des FVO:
•	Risikomanagement
	 (Aufsicht und Kontrolle)	

Sitz: Grange
http://ec.europa.eu/food/fvo	

      

Auf  Grundlage der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 (Artikel 45 und 46) stellt das FVO der 
KOM wirksame Kontrollsysteme sicher und be-
wertet, wie die EU-Vorschriften innerhalb der EU 
und in Drittstaaten, die in die EU exportieren, 
eingehalten werden. Dies geschieht hauptsäch-
lich durch Inspektionen bei den zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten und Drittstaaten. 
Das FVO informiert über die Ergebnisse der Be-
wertungen, spricht ggf. Empfehlungen zur Be-
hebung von Mängeln aus und überwacht deren 
Beseitigung. Die Inspektionsberichte des FVO 
und die Kommentare der inspizierten Länder 
werden im Internet veröffentlicht.

Gemeinschaftsreferenzlaboratorien (CRL) 
nach Art. 32 Verordnung (EG) Nr. 882/2004

Aufgaben der CRL:
•	Analytik und Diagnostik
•	Harmonisierung der Labormethodik	

CRL für Lebensmittel und Futtermittel tragen 
durch Standardisierung von analytischen und 
diagnostischen Untersuchungen zur Lebensmit-
telsicherheit bei. Sie verfügen über eine hohe 
Qualifikation auf  ihrem Fachgebiet. Sie sollen zu 
einer hohen Qualität und Einheitlichkeit der Un-
tersuchungsergebnisse innerhalb der EU bei-
tragen und sind zuständig für Information, Koor-
dination, Aus- und Weiterbildung der nationalen 
Referenzlaboratorien in den Mitgliedstaaten so-

gen. Das EP überwacht die KOM, beispielswei-
se durch das Einrichten von Untersuchungsaus-
schüssen. 

Das EP hat 20 Ständige Ausschüsse. Der „Aus-
schuss für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit“ beschäftigt sich mit 
dem Thema Lebensmittelsicherheit und Trink-
wasser.

Europäische Behörde für Lebensmittel
sicherheit (EFSA)

Aufgaben der EFSA:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation	

Sitz: Parma
http://www.EFSA.europe.eu	

           

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsi-
cherheit (EFSA) ist im Bereich der Lebensmittel- 
und Futtermittelsicherheit der Grundpfeiler der 
Risikobewertung der Europäischen Union (EU). 
In enger Zusammenarbeit mit nationalen Be-
hörden und offenem Austausch mit betroffenen 
Interessengruppen stellt die EFSA unabhängige 
wissenschaftliche Beratung zur Verfügung und 
kommuniziert deutlich und verständlich über 
vorhandene und aufkommende Risiken. In ihrer 
Eigenschaft als Risikobewertungsbehörde er-
stellt die EFSA wissenschaftliche Gutachten und 
Empfehlungen. Diese dienen als zuverlässige 
Arbeitsgrundlage für Politik und Gesetzgebung 
der Gemeinschaft und unterstützen die KOM,  
das EP und die EU-Mitgliedstaaten dabei, 
wirksame und zeitnahe Entscheidungen im Be-
reich des Risikomanagements zu treffen. Zum 
Aufgabenbereich der EFSA gehören Lebens-
mittel- und Futtermittelsicherheit, Ernährung, 
Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzen-
gesundheit.
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und analytischen Untersuchungen. Die CRL für 
Lebens- und Futtermittel sind im Anhang VII der 
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 aufgelistet.

wie für die Zusammenarbeit mit Laboratorien in 
Drittländern. Die CRL unterstützen die KOM wis-
senschaftlich und technisch bei diagnostischen 
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Der FPS ist ein Ministerium auf  der nationalen 
Ebene. Der FPS ist für Risikobewertung, Risikokom-
munikation und Risikomanagement im Bereich von 
Lebensmittelpolitik und -gesetzgebung zuständig. 

Mehrere wissenschaftliche institutionelle Einrichtun-
gen erarbeiten risikobasierte Stellungnahmen zur 
Lebensmittelsicherheit für den FPS: der Belgische 
Höhere Sicherheitsrat (BSHC), der Belgische Bio
sicherheitsrat (BBAC), die Beratungskommission 
für Pflanzenzubereitungen und, in besonderen 
Fällen, die Föderalagentur für die Sicherheit der 
Nahrungsmittelkette (FAFSC) und externe Hoch-
schulinstitute.

Der BSHC ist das Bindeglied zwischen der Re-
gierungspolitik und der Wissenschaft im Bereich 
der öffentlichen Gesundheit. Der Rat veröffentlicht 
unabhängige Ratschläge und Empfehlungen für 
den Minister und den FPS in den verschiedenen 
Bereichen. Dies gilt insbesondere für die Bereiche 
Ernährung und Lebensmittelsicherheit. 

Er erarbeitet auf  Grundlage von Risikobewertun-
gen des mit dem FPS verbundenen Veterinärme-
dizinischen und agrochemischen Forschungszent-
rums (CODA-CERVA) und des Wissenschaftlichen 
Instituts für Volksgesundheit (WIV-ISP) im Bereich 
der Lebensmittelsicherheit Vorlagen für Gesetze. 
Die Risikobewertungen liegen zudem der Lebens-

3. Lebensmittelsicherheit in den Mitgliedstaaten

3.1 Belgien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im 
Lebensmittelrecht in Belgien ist 
die Verordnung (EG) Nr. 178/2002. 
Bei lebensmittelrechtlichen Ver-
stößen entscheiden die Gerichte 
über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher 
gegenüber den Lebensmittelunter-
nehmen. Auch über die Rechtmä-
ßigkeit von staatlichen Maßnahmen 
– die sich häufig auf  Risikobe-
wertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Belgien gibt es keine institutionelle Trennung von 
Risikobewertung, Risikokommunikation und Risiko-
management. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im Inter-
net veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche Regelun-
gen entgegenstehen.

Ein guter Überblick über alle belgischen Behörden 
und Einrichtungen im Bereich der Lebenmittelpo-
litik und –kontrollen befindet sich im Länderprofil 
Belgien, das von der Europäischen Kommission 
veröffentlicht wurde. 

Föderale Ebene

Föderaler Öffentlicher Dienst Volksgesundheit,  
Sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 
(FPS)

Aufgaben des FPS:
•	 Risikobewertung
•	 Risikokommunikation
•	 Risikomanagement
•	 EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Brüssel
https://www.portal.health.fgov.be

	

       

FPS FASFC

cerva / ISP

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur und der 
institutionellen Risikobewertungseinrichtungen

CODA-CERVA

BBAC

WIV-ISP

Beratungskomm. für 
Pflanzenzubereitung

Nachgeord. FASFC 
Provinz-Kontrolleinheit.

BSHC

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Belgien
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Die FASFC ist die Hauptinspektionsbehörde im 
Bereich der Lebensmittelsicherheit. Sie ist eine ver-
hältnismäßig junge Behörde (2000) und hat die Auf-
gabe, die Sicherheit der Lebensmittelkette und die 
Qualität der Lebensmittel aufrechtzuerhalten, um 
die Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen 
zu schützen. Die Agentur führt Kontrollen in Bezug 
auf  Lebensmittel und ihre Grundstoffe auf  allen 
Ebenen der Futter- und Nahrungsmittelkette durch, 
einschließlich Produktion, Verarbeitung, Lagerung, 
Transport, Handel, Import und Export von Lebens-
mitteln und ihren Grundstoffen. Die FASFC führt 
offizielle Kontrollen auf  der Grundlage mehrjähriger 
Kontrollpläne durch, in denen die Verteilung und die 
Anzahl der erforderlichen Inspektionen festgelegt 
werden. Sie basieren auf  der systematischen Ver-
wendung von Checklisten, Probenahmen und Ana-
lysen und bestimmen, wie amtliche Kontrollen im 
Rahmen der Produktionskette zugeordnet werden. 
Die Organisation und Durchführung von offiziellen 
Kontrollen basiert auf  Risikoanalyse unter Einsatz 
von statistischen Instrumenten zur Programmierung 
und einheitlichen Verteilung zwischen den einzel-
nen Wirtschaftszweigen und Marktteilnehmern. Die 
Häufigkeit der Inspektionen hängt von der Art der 
Aktivitäten und dem Profil des Marktteilnehmers 
(Inspektionsergebnisse, Sanktionen) ab. Weiterhin 
ist entscheidend, ob der Marktteilnehmer über ein 
eigenes Prüfsystem verfügt. Die Agentur stellt Be-
scheinigungen aus und erteilt Genehmigungen und 
Zulassungen zur Durchführung von Aktivitäten im 
Bereich der Lebensmittelkette. Weiterhin arbeitet sie 
die Durchführungsverordnungen aus und setzt sie 
um. Sie ist im übrigen auch zuständig für Tier- und 
Pflanzengesundheitskontrollen. Zur Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben wird die Agentur von zwei bera-
tenden Ausschüssen unterstützt. Der Beratungs-
ausschuss setzt sich aus allen Stakeholdern der 
FASFC zusammen und erstellt Stellungnahmen zu 
Risikomanagementfragen (z. B. Selbstkontrolle, Fi-
nanzierung, Kommunikation). Der Wissenschaftliche 
Ausschuss ist verantwortlich für die unabhängige 
Risikobewertung und erstellt Stellungnahmen zu 
Risikomanagementstandards und Reglungen. Die 
FASFC ist in fünf  Bereiche unterteilt: Das Büro des 
Präsidenten und vier Generaldirektionen.

Die FASFC ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

mittelpolitik des FPS zugrunde. Zwischen dem FPS 
und der Föderalagentur für die Sicherheit der Na-
hungsmittelkette (FAFSC) findet ein regelmäßiger 
Austausch für spezifische Fragen der Lebensmittel-
sicherheit statt.

Zum Aufgabenbereich des FPS gehören unter 
anderem Lebensmittelpolitik und Gesetzgebung in 
den Bereichen Futtermittel, GVO und Novel Foods, 
Nahrungsergänzungsmittel, Lebensmittelzusatz-
stoffe, chemische und mikrobiologische Kontami-
nanten, Allergene, Etikettierung und Claims, diäte-
tische Produkte, Materialien, die mit Lebensmitteln 
in Berührung kommen, Trinkwasser, Zoonosen, 
Mineralwasser, Pflanzenschutzmittelrückstände und 
Tierarzneimittel. Die Zulassungsbehörde für Pflan-
zenschutzmittel in Belgien ist der FPS. Eine andere 
Behörde, die Föderalagentur für Arzneimittel und 
Gesundheitsprodukte (FAMHP), lässt in Belgien 
Tierarzneimittel zu. Diese Behörde ist zuständig 
für die Überwachung der Qualität, Sicherheit und 
Wirksamkeit von Human- und Tierarzneimitteln 
(einschließlich homöopathische Arrzneimittel, 
pflanzliche Arzneimittel, Apotheken- und Offizinprä-
parate) sowie Medizinprodukte und Zubehör und 
Rohstoffe für die Zubereitung und Herstellung von 
Arzneimitteln. 

Der FPS ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld des FPS erstreckt sich über den 
Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 
anderem auf  Tiergesundheit, Tierschutz, Pflanzen-
schutz, Umwelt, Kosmetika, Biozide und REACH.

Föderalagentur für die Sicherheit der Nahrungs-
mittelkette (FASFC)

Aufgaben der FASFC:
•	 Risikobewertung
•	 Risikokommunikation
•	 Risikomanagement
•	 RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Brüssel
http://www.afsca.be	
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mittelkontrollen sind FASFC-Kontrolleinheiten in den 
Provinzen zuständig. Die Koordination der Lebens-
mittelkontrollen erfolgt durch die zentrale FASFC-
Einheit. Die Überwachung von Trinkwasser liegt im 
Kompetenzbereich der regionalen Behörden.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte
Einrichtungen nach Art. 36 VO 
(EG) Nr. 178/2002
  1.	 �Belgian Federal Agency for the Safety of  the 

Food Chain (FASFC) and Scientific Committee 
of  the Federal Agency for the Safety of  the 
Food Chain (Sci Com-FASFC)

  2.	� Belgian Superior Health Council (BSHC)
  3.	� Belgian Biosafety Advisory Council (BBAC)
  4.	� Commission for Advice on Plant Preparation
  5.	� Scientific Institute of  Public Health (WIV-ISP))
  6.	� Veterinary and Agrochemical Research Centre 

(CODA-CERVA)
  7.	� Walloon Agricultural Research Centre (CRA-W)
  8.	� Institute for Agricultural and Fisheries Research
  9.	� Ghent University – Faculty of  Veterinary  

Medicine
10.	� Ghent University – Faculty of  Medicine and 

Health Science
11.	� Ghent University – Faculty of  Pharmaceutical  

Sciences, Department of  Food Analysis
12.	� Ghent University – Laboratory of  Phytopharma-

cy / Fytolab 
13.	� Ghent University – Faculty Bioscience Enginee-

ring
14.	� Centre d’Economie Rurale (CER Group)
15.	� Gembloux Agricultural University – Laboratory 

of  Ecology
16.	� Gembloux Agricultural University – GLP Pesti-

cide Science Laboratory
17.	� Université Catholique de Louvain – Unité de  

Phytopathologie
18.	� K.U.Leuven
19.	� Zootechnical Centre – K.U.Leuven R&D / Labo-

ratory Quality Care in Animal Production
20.	� University of  Liège – Faculty of  Veterinary  

Medicine
21.	� Université Libre de Bruxelles – Biological Con-

trol and Spatial Ecology Laboratory

Veterinärmedizinisches und agrochemisches 
Forschungszentrum (CODA-CERVA) und Wis-
senschaftliches Institut für Volksgesundheit 
(WIV-ISP)

Aufgabe des CODA-CERVA und des  
WIV-ISP:
•	 Risikobewertung	

Sitz: Brüssel
http://www.var.fgov.be
http://iph.fgov.be
	

(CODA-CERVA):

(WIV-ISP):

       
Das CODA-CERVA und das WIV-ISP sind mit dem 
FPS verbunden. 

Mittels wissenschaftlicher Forschung, Expertenbe-
ratung und der Bereitstellung von Dienstleistungen 
trägt das CODA-CERVA zu einer proaktiven Politik 
im Hinblick auf  sichere Lebensmittelproduktion, 
Tiergesundheit und öffentliche Gesundheit auf  der 
föderalen und internationalen Ebene bei. 

Die Hauptaufgabe des WIV-ISP ist die Durchfüh-
rung von wissenschaftlichen Forschungsprojekten 
zur Unterstützung der Gesundheitspolitik sowie die 
Bereitstellung von Sachverstand und öffentlichen 
Dienstleistungen im Bereich der öffentlichen Ge-
sundheit, Lebensmittelsicherheit und Umwelt. 

In den Aufgabenbereich des CODA-CERVA und 
des WIV-ISP gehören Risikobewertungen, insbe-
sondere im Zusammenhang mit öffentlicher Ge-
sundheit, Tiergesundheit und Umwelt. Das CODA-
CERVA und das WIV-ISP veröffentlichen grundsätz-
lich ihre Risikobewertungen im Internet.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene des Bundesstaates 
Belgien bestehen aus drei Regionen, 10 Provinzen 
und 589 Bezirken. Für die Umsetzung der Lebens-
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft und Lebens-
mittel (MZH)

Aufgaben des MZH:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Sofia
http://www.mzh.government.bg

Das MZH befasst sich mit der Agrarpolitik und 
der Lebensmittelsicherheit in Bulgarien. Es erar-
beitet in den Bereichen Lebensmittel tierischen 
Ursprungs und Futtermittel Vorlagen für Geset-
ze und ist für die staatlichen Kontrollen zustän-
dig. In den Aufgabenbereich des MZH gehören 
unter anderem GVO, Zoonosen, Tierarznei- und 
Pflanzenschutzmittel sowie deren Rückstände. 

Risikobewertungen werden vor allem durch 
den Expertenrat beim Gesundheitsministerium 
durchgeführt. Die Hauptaufgabe des Rates ist 

3.2 Bulgarien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
telrecht in Bulgarien ist das Lebensmittelge-
setz. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über die 
Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnahmen  
– die sich häufig auf  Risikobewertungen  
stützen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Bulgarien sind Risikobewertung und Risiko-
management teilweise institutionell getrennt. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

MZH

NCPHP

MH MOEW

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Bulgarien

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Das MH befasst sich mit der Gesundheitspolitik 
und der Lebensmittelsicherheit in Bulgarien.  
Im Bereich der Lebensmittelsicherheit ist das 
MH ist verantwortlich für die Harmonisierung 
der Gesetzgebung mit den europäischen Vor
gaben sowie die Koordinierung der Kontrollen 
und Inspektionen der regionalen Inspektorate 
für öffentlichen Gesundheitsschutz und Kon-
trollen. Das MH ist außerdem die zuständige 
Behörde für die Überwachung des Trinkwassers 
für den menschlichen Gebrauch (Richtlinie 
98/83/EG).

In den Aufgabenbereich des MH gehören 
unter anderem Lebensmittel nicht-tierischen 
Ursprungs, einschließlich Novel Foods, GVO, 
Kontaminanten- und Pflanzenschutzmittel-
rückstands-Kontrolle, Materialien und Artikel, 
die mit Lebensmitteln in Berührung kommen, 
Nahrungsergänzungsmittel, Trinkwasser und 
Mineralwasser. 

Am MH sind fünf  Nationale Referenzlaborato-
rien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt.

Ministerium für Umwelt und Gewässer 
(MOEW)

Aufgaben des MOEW
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Sofia
http://www.moew.government.bg	

Die MOEW befasst sich mit der Umweltpolitik 
sowie Wasserbewirtschaftung und Wasser-
schutz. 

die unabhängige wis senschaftliche Beratung 
zu Fragen der Lebensmittelsicherheit. Der Rat 
hat Ausschüsse und Arbeitsgruppen, die denje-
nigen der EFSA entsprechen.

Das MZH ist die nationale RASFF-Kontaktstelle. 

Das Lebensmittelsicherheits- und Qualitätsdi-
rektorat innerhalb des MZH kommuniziert mit 
der Europäischen Kommission und koordiniert 
die Aktivitäten innerhalb des MZH und des 
Gesundheitsministeriums (MH) im Hinblick auf  
die Durchführung der offiziellen Kontrollen im 
Lebensmittel- und Futtermittelbereich. Diese 
Struktur umfasst den Nationalen Veterinärdienst, 
27 Regionale Veterinärdienste, 8 Grenzkont-
rollposten, das Nationale Diagnose- und For-
schungsveterinärinstitut, das Zentrale Labor für 
Veterinärkontrolle und Ökologie, den Nationalen 
Getreide- und Futtermitteldienst, das Öffentliche 
Gesundheitskontrolldirektorat des MH, 28 RIPH-
PC, das Nationale Zentrum für Radiologie und 
Strahlung und das Nationale Zentrum für Öffent-
lichen Gesundheitsschutz.

Am MZH sind 25 nationale Referenzlaboratorien 
nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 ange-
siedelt.

Der Aufgabenbereich des MZH umfasst neben 
Lebensmittelsicherheit auch Tiergesundheit und 
Tierschutz.

Ministerium für Gesundheit (MH)

Aufgaben des MH
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Sofia
http://www.mh.government.bg	
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Das NCPHP ist die nationale EFSA-Kontakt
stelle.

Regionale und lokale Ebene
Bulgarien ist administrativ in 28 Regionen mit 
264 Städten und Gemeinden eingeteilt. Die 
Kontrollen auf  der regionalen und lokalen Ebe-
ne werden von Behörden durchgeführt, die der 
Zentralregierung nachgeordnet sind.
Sowohl das MH als auch das MMM haben 28 
regionale Dienststellen, die an die zentralen 
Ebenen der Ministerien berichten. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte
Einrichtungen nach Art. 36 VO 
(EG) Nr. 178/2002
1.	� National Centre of  Public Health Protection 

(EFSA-Kontaktstelle)
2.	 Canning Research Institute 
3.	� National Diagnostic and Research Veteri

nary Medical Institute
4.	� Institute of  Cryobiology and Food Techno

logy 
5.	 Plant Protection Institute
6.	 Agricultural University Plovdiv
7.	� Central Laboratory of  Veterinary Control and 

Ecology
8.	 University of  Food Technologies

Nationales Zentrum für den Schutz der  
Öffentlichen Gesundheit (NCPHP)

Aufgaben des NCPHP:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Sofia
http://www.ncphp.government.bg
http://www.foodsafety.bg	

Das dem MH nachgeordnete NCPHP befasst 
sich mit dem Gesundheitsschutz, der gesund-
heitlichen Aufklärung und der Lebensmittelsi-
cherheit in Bulgarien. Es ist für die Veröffentli-
chung von Risikobewertungen in den Bereichen 
Lebensmittelsicherheit und -hygiene, chemische 
Kontaminanten (Mykotoxine, Pflanzenschutzmittel 
in nicht-tierischen Produkten, Lebensmittelzu-
satzstoffe, Nitrate), mikrobiologische Risiken, 
GVO, Materialien, die mit Lebensmitteln in 
Kontakt kommen, Schwermetalle, Nahrungser-
gänzungsmittel, Novel Foods und Mineralwasser 
zuständig. Das Lebensmittelsicherheits-Schu-
lungskoordinations- und Unterstützungszentrum 
ist innerhalb des NCPHP angesiedelt. Es ist 
hauptsächlich zuständig für die Schulung von 
Gesundheits- und Tiergesundheitsinspektoren. 
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Das MFLF befasst sich mit der Agrarpolitik und 
der Lebensmittelsicherheit in Dänemark. Das 
MFLF erarbeitet im Bereich der Lebens- und 
Futtermittelsicherheit Vorlagen für Gesetze. Die 
Dänische Veterinär- und Lebensmittelbehörde 
(DVFA) und das Dänische Pflanzendirektorat 
(DPD) sind als zuständige Fachbehörden des 
Ressorts dem MFLF nachgeordnet. 

Das Tätigkeitsfeld des MFLF erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Ernährung, Pflanzengesund-
heit, Tiergesundheit und Tierschutz.

Dänische Veterinär- und Lebensmittel
behörde (DVFA)

Aufgaben der DVFA:
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Kopenhagen
http://www.uk.foedevarestyrelsen.dk	

        

Die DVFA ist als nachgeordnete Fachbehörde 
des MFLF für das Risikomanagement in der  
Lebensmittelsicherheit zuständig. Die DVFA  

3.3 Dänemark 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Dänemark ist das dänische Lebensmit-
telgesetz. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber  
den Lebensmittelunternehmen. Auch über  
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnah- 
men – die sich häufig auf  Risikobewertungen  
stützen – entscheiden letztendlich die Ge- 
richte.

In Dänemark ist Risikobewertung vom Risiko
management weitgehend institutionell getrennt. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Zentrale Ebene

Ministerium für Lebensmittel, Landwirtschaft 
und Fischerei (MFLF)

Aufgaben des MFLF:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit	

Sitz: Kopenhagen
http://www.fvm.dk	

mflf

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Dänemark

dvfadtu dpd djf

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Das Tätigkeitsfeld des DPD erstreckt sich über 
den Bereich der Futtermittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit.

Nationales Lebensmittelinstitut der Däni-
schen Technischen Universität (DTU)

Aufgaben des DTU:
•	Risikobewertung
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Kopenhagen
http://www.food.dtu.dk	

In den Aufgabenbereich des DTU gehören 
Risikobewertungen und Forschung im Bereich 
der Lebensmittelsicherheit und Trinkwasser. 
Risikobewertungen des DTU dienen dem MFLF 
und der DVL als Grundlage für Management-
maßnahmen und dem dänischen Umweltamt 
als Grundlage für die Regulierung und das Ma-
nagement von Trinkwasser.

Das DTU erstellt Risikobewertungen insbe-
sondere im Zusammenhang mit Novel Foods, 
Nahrungsergänzungsmittel, GVO, Zoonosen, 
Mineralwässer, Trinkwasser und Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln sowie von Tierarznei-
mitteln. Risikobewertungen des DTU werden 
grundsätzlich im Internet veröffentlicht.

Das DTU ist die nationale EFSA-Kontaktstelle. 

Am DTU sind 23 nationale Referenzlaboratori-
en nach der Verordnung (EG) Nr. Nr. 882/2004 
angesiedelt. Das DTU ist außerdem das EU Ge-
meinschaftsreferenzlaboratorium für Pflanzen-
schutzmittel in Getreide und Futtermitteln sowie 
für antimikrobielle Resistenz.

Das Tätigkeitsfeld des DTU erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Bedarfsgegenstände und 
gesundheitsbezogene Angaben. Das DTU 

koordiniert die staatlichen Lebensmittelkontrol-
len. Risikobewertungen des Nationalen Lebens-
mittelinstituts der Dänischen Technischen Uni-
versität (DTU) dienen dem DVFA als Grundlage 
für Managementmaßnahmen im Bereich von 
Lebensmitteln.

In den Aufgabenbereich der DVFA gehören 
unter anderem Novel Foods, Nahrungsergän-
zungsmittel, GVO, Zoonosen, Mineralwässer 
und Rückstände von Pflanzenschutzmitteln  
sowie von Tierarzneimitteln. 

Die DVFA ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld der DVFA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Bedarfsgegenstände.

Dänisches Pflanzendirektorat (DPD) 

Aufgaben des DPD:
•	Risikomanagement	

Sitz: Kopenhagen
http://www.pdir.fvm.dk	

 

Das DPD ist als nachgeordnete Fachbehörde 
des MFLF für das Risikomanagement in der 
Futtermittelsicherheit zuständig. Das DPD ko-
ordiniert die staatlichen Futtermittelkontrollen. 
Risikobewertungen der Fakultät für Agrarwis-
senschaften (FA) der Universität Aarhus (UA) 
dienen dem DPD als Grundlage für Manage-
mentmaßnahmen im Bereich von Futtermitteln.

In den Aufgabenbereich des DPD gehören 
unter anderem Rückstände von Pflanzenschutz
mitteln und GVO in Futtermitteln.

Am DPD sind sieben nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 
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Das Tätigkeitsfeld der DJF erstreckt sich über 
den Bereich der Futtermittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit. 

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Dänemark 
besteht aus fünf  Regionen und 98 Gemeinden. 
Auf  regionaler Ebene sind drei regionale Veteri-
när- und Lebensmittelbehörden (RVL) der DVL 
für die Lebensmittelkontrollen zuständig. Die 
RVL sind in ihren Entscheidungen unabhängig 
von der DVL. Die RVL haben insgesamt zehn 
Lebensmittelkontrollämter, die die Lebensmittel-
kontrollen ausführen. Die RVL sind zudem Infor-
mations- und Beratungszentren für Unternehmer 
und Verbraucher.

Das DPD lässt die Futtermittelkontrollen durch 
sechs lokale Behörden ausführen.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte 
Einrichtungen nach Art. 36 VO 
(EG) Nr. 178/2002
1.	� National Food Institute and National Veteri-

nary Institute of  the Technical University of  
Denmark (EFSA-Kontaktstelle)

2.	� National Environmental Research Institute
3.	� Faculty of  Life Sciences, University of  

Copenhagen
4.	� The Faculty of  Agricultural Sciences, Aarhus 

University

führt Forschungsprojekte durch, ist in der Lehre 
tätig und berät über Ernährung, Lebensmittel-
sicherheit, Lebensmitteltechnik, Umwelt und 
Gesundheit. Darüber hinaus führt das DTU die 
Gefahrencharakterisierung von Chemikalien 
durch, die vom dänischen EPA für das Risiko-
management von Chemikalien in der Umwelt, 
Kosmetika und Non-Food-Produkten auf  dem 
dänischen Markt eingesetzt werden.

Fakultät für Agrarwissenschaften (DJF)

Aufgaben der DJF:
•	Risikobewertung	

Sitz: Tjele
http://www.agrsci.dk
	

In den Aufgabenbereich der DJF gehören 
Risikobewertungen im Bereich der Futtermittel-
sicherheit. Risikobewertungen der DJF dienen 
dem MFLF und dem DPD als Grundlage für 
Managementmaßnahmen. Risikobewertungen 
der DJF werden grundsätzlich im Internet ver-
öffentlicht. 

In den Aufgabenbereich der DJF gehören unter 
anderem Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
und GVO in Futtermitteln. 
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Föderale Ebene

Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV)

Aufgaben des BMELV:
•	 �Verbraucherpolitik und Lebensmittelsicher-

heit	

Sitz: Bonn, Berlin
http://www.bmelv.de	

Das BMELV befasst sich mit der Verbraucher
politik und insbesondere der Lebensmittelsi-
cherheit in Deutschland. Das BMELV erarbeitet 
im Bereich der Lebensmittelsicherheit Vorlagen 
für Gesetze und erlässt Rechtsverordnungen. 
Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) 
ist eine Fachbehörde im Geschäftsbereich des 
BMELV. Es trägt zum Gesetzesvollzug bei, in-
dem es die für Stoffe und Produkte gesetzlich 
vorgeschriebenen Risikobewertungen abgibt, 
und berät die Politik. In Angelegenheiten des 
Managements arbeitet das Bundesamt für 
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit 
(BVL) dem BMELV zu. Zum Ressort des BMELV 
gehören außerdem weitere Bundesforschungs-
einrichtungen wie z.B. im Bereich Ernährung 
das Max Rubner-Institut.

3.4 Deutschland

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Deutschland ist das Lebensmittel- und 
Futtermittelgesetzbuch. Bei lebensmittelrecht
lichen Verstößen entscheiden die Gerichte über 
strafrechtliche Maßnahmen und im Streitfall über 
Schadensersatzansprüche der Verbraucher 
gegenüber den Lebensmittelunternehmen. 
Auch über die Rechtmäßigkeit von staatlichen 
Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewer-
tungen stützen – entscheiden letztendlich die 
Gerichte.

In Deutschland sind Risikobewertung und Risi-
kokommunikation vom Risikomanagement weit-
gehend institutionell getrennt. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im In-
ternet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche Re-
gelungen entgegenstehen. Die Gesetzgebung 
im Verbraucherschutz erfolgt auf  Bundesebene. 
Für die Kontrolle sind die Bundesländer (regio-
nale Ebene) verantwortlich.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Deutschland

Ministerien und nachgeordnete Behörden der 16 Bundesländer

bmelv

BVLBfR
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für Managementmaßnahmen. Das BfR hat Ri-
siken frei von wirtschaftlichen, politischen oder 
gesellschaftlichen Interessen zu bewerten, neue 
gesundheitliche Risiken aufzuspüren und Emp-
fehlungen zur Risikominimierung zu erarbeiten. 
Es lässt sich dabei von unabhängigen Exper-
tenkommissionen beraten. Als in den Ergeb-
nissen seiner Stellungsnahmen unabhängige 
wissenschaftliche Einrichtung erarbeitet das BfR 
Gutachten zur Risikobewertung.

In den Aufgabenbereich des BfR gehören unter 
anderem Novel Foods, Futtermittel, Rückstände 
von Pflanzenschutz- sowie von Tierarzneimitteln, 
GVO, Nahrungsergänzungsmittel, Zoonosen, 
Lebensmittelbedarfsgegenstände und Mineral-
wässer. Weitere Schwerpunkte bestehen in der 
Forschung sowie in der transparenten Kommu-
nikation mit Öffentlichkeit, Wissenschaften und 
anderen beteiligten oder interessierten Kreisen. 
Risikobewertungen des BfR werden grundsätz-
lich im Internet veröffentlicht.

Das BfR ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

Am BfR sind 14 nationale Referenzlaboratorien 
nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 ange-
siedelt. 

Das Tätigkeitsfeld des BfR erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Bedarfsgegenstände, kos-
metische Mittel, Biozide, Chemikalien (REACH) 
und Vergiftungsmeldungen.

Bundesamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit (BVL)
	
Aufgaben des BVL:
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Braunschweig, Berlin
http://www.bvl.bund.de
	

            

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) 

Aufgaben des BMU:
•	 �Umweltpolitik,umweltbezogene Lebens

mittelsicherheit	

Sitz: Bonn, Berlin
http://www.bmu.de	

Das BMU ist für die Lebensmittelrisiken zustän-
dig, die auf  anthropogen bedingte Einwirkun-
gen der Luft, des Wassers und des Bodens 
(sog. Umweltkontaminanten) zurückzuführen 
sind. Das BfR und das BVL unterstützen als zu-
ständige Fachbehörden des Ressorts die Arbeit 
des BMU im Bereich Lebensmittelsicherheit. 
Das Umweltbundesamt (UBA), das Bundesamt 
für Naturschutz (BfN) und das Bundesamt für 
Strahlenschutz (BfS) unterstützen das BMU im 
Bereich Umweltauswirkungen / Umweltsicher-
heit der Lebens- und Futtermittelproduktion. Ein 
effektiver Umweltschutz trägt zur Produktion von 
gesunden, weitgehend unbelasteten Lebensmit-
teln bei. Für die übrigen Bereiche der Lebens-
mittelsicherheit ist das BMELV zuständig.

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR)

Aufgaben des BfR:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle
•	Risikoforschung	

Sitz: Berlin
http://www.bfr.bund.de	

            

In den Aufgabenbereich des BfR gehören Ri-
sikobewertungen in Verwaltungsverfahren, z.B. 
Zulassungsverfahren für Pflanzenschutzmittel, 
und zur Politikberatung. Risikobewertungen des 
BfR dienen dem BMELV, dem BMU und den 
regionalen und lokalen Behörden als Grundlage 
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Hierbei wird das BMG vom UBA hinsichtlich der 
Managemententscheidungen unterstützt. Wei-
tere gesetzliche Aufgaben des UBA sind unter 
anderem die Information der Öffentlichkeit zum 
gesundheitlichen Umweltschutz.

Regionale und lokale Ebene
Für die Durchführung der Gesetze sind in 
Deutschland grundsätzlich die Bundesländer 
zuständig. Auch der Vollzug des Lebensmit-
tel- und Futtermittelrechts, insbesondere die 
amtlichen Kontrollen, ist Ländersache. Die 16 
Bundesländer in Deutschland, mit Einwohner-
zahlen zwischen 1 Million und 20 Millionen, sind 
selbständig und unterliegen prinzipiell nicht 
den Weisungen des Bundes. Insgesamt sind in 
Deutschland ca. 430 Lebensmittelkontrollämter 
und ca. 30 Untersuchungsämter tätig. Die Koor-
dination und Kontrolle der Überwachung erfolgt 
durch das jeweilige Ministerium des Bundeslan-
des. Um eine einheitliche Überwachungspraxis 
in allen Bundesländern sicherzustellen, stimmen 
sich die Bundesländer vor allem in Arbeitsge-
meinschaften ab, an denen auch die Bundes-
ebene beteiligt ist.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 VO (EG) Nr. 178/2002
1.	� Bundesinstitut für Risikobewertung (EFSA-

Kontaktstelle)
2.	� Bundesamt für Verbraucherschutz und  

Lebensmittelsicherheit
3.	� Bundesamt für Naturschutz
4.	� Friedrich-Loeffler-Institut
5.	� Julius Kühn-Institut
6.	� Max Rubner-Institut
7.	� Robert Koch-Institut
8.	� Deutsche Gesellschaft für Ernährung
9.	� Forschungsinstitut für Kinderernährung

Der Schwerpunkt der Aufgaben des BVL liegt 
beim Risikomanagement. Das BVL unterstützt 
auf  dem Gebiet der Lebensmittelsicherheit die 
Zusammenarbeit zwischen BMELV, BMU und 
den Bundesländern. So koordiniert es gemein-
sam mit den Bundesländern Programme für die 
Lebensmittelüberwachung, um eine einheitliche 
Überwachung innerhalb der Bundesländer zu 
erreichen. Das BVL ist die Zulassungsbehörde 
für Novel Foods sowie für Pflanzenschutzmittel 
und Tierarzneimittel in Deutschland. Für diese 
Entscheidungen nutzt das BVL in der Regel 
Risikobewertungen des BfR. Unter Zugrundele-
gung der Risikobewertungen des BfR entschei-
det das BVL weiterhin über Anträge zum Ver-
suchsanbau gentechnisch veränderter Pflanzen 
und ist auch an der Zulassung gentechnisch 
veränderter Organismen (GVO) in Verbindung 
mit Lebens- und Futtermitteln beteiligt. Das 
BVL ist die nationale Kontaktstelle für Pflanzen-
schutzmittel.

Das BVL ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

Am BVL sind vier nationale Referenzlaboratorien 
nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 ange-
siedelt. 

Das Tätigkeitsfeld des BVL erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Bedarfsgegenstände.

Umweltbundesamt (UBA)

Aufgaben des UBA:
•	Risikobewertung	

Sitz: Dessau
http://www.umweltbundesamt.de	

Das UBA ist eine Fachbehörde im Geschäfts-
bereich des BMU. Das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) ist auf  dem Gebiet der Le-
bensmittelsicherheit für Trinkwasser zuständig. 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft (PM)
	
Aufgaben des PM:
•	Agrarpolitik und Lebensmittelsicherheit
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Tallinn
http://www.agri.ee	

Das PM befasst sich mit der Agrarpolitik und 
insbesondere der Lebensmittelsicherheit in Est-
land. Es erarbeitet im Bereich von Lebens- und 
Futtermitteln Vorlagen für Gesetze. Der Schwer-
punkt des PM liegt bei der Koordinierung der 
Risikoanalyse. Es koordiniert die Durchführung 
der staatlichen Aufgaben in der Lebensmittelsi-
cherheit. Im Bereich von GVO arbeiten das PM, 
das Ministerium für Umwelt und das Ministerium 
für soziale Angelegenheiten (SM) zusammen. 
Die Veterinär- und Lebensmittelbehörde (VTA) 
und die Aufsichtsbehörde für Pflanzenproduk-
tion (TTI) unterstützen als zuständige Fachbe-
hörden und Umsetzungsgremien des Ressorts 
die Arbeit des PM. Sie sind für amtliche Lebens- 
und Futtermittelkontrollen zuständig.

Das PM ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

3.5 Estland 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
tel- und Futtermittelrecht in Estland sind das 
Lebensmittelgesetz und das Futtermittelgesetz. 
Beide Gesetze enthalten Vorschriften zur Hygi-
ene, Kennzeichnung, Kontrolle und den zustän-
digen Behörden oder Kontrollgremien in den 
Bereichen Lebensmittel- und Futtermittelsicher-
heit. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen oder 
angemessenen Zweifeln in Bezug auf  Verstöße, 
handelt die zuständige Behörde in Übereinstim-
mung mit den maßgeblichen Bestimmungen des 
Lebensmittelgesetzes und des Futtermittelgeset-
zes. Das Ausmaß der umgesetzten Maßnahmen 
hängt häufig von Risikobewertungen ab. Falls 
eine formelle Vorgabe nicht befolgt oder umge-
setzt wird, werden Strafen auferlegt. Bei einem 
Lebensmittelunternehmen, das Einwände gegen 
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnahmen 
– die sich häufig auf  Risikobewertungen stüt-
zen – hat, entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Estland gibt es Ansätze der institutionellen 
Trennung von Risikobewertung und Risikoma-
nagement. 

Es gibt keine routinemäßige Veröffentlichung der 
Ergebnisse von Risikobewertung. Sie werden in 
Abhängigkeit von der Bedeutung der Ergebnis-
se oder auf  Anfrage zur Verfügung gestellt.

tkivta Tti

pm sm

Nachgeordnete 
lokale Behörden

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Estland

Nachgeordnete 
lokale Behörden

Nachgeordnete 
lokale Behörden



25

Aufsichtsbehörde für Gesundheitsschutz 
(TKI)

Aufgaben der TKI:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Tallinn
http://www.tervisekaitse.ee	

  

Die TKI ist dem SM nachgeordnet. In den Auf-
gabenbereich des TKI gehören Risikobewer-
tungen, Risikomanagementmaßnahmen und 
Risikokommunikation, insbesondere im Zusam-
menhang mit Trinkwasser, Mineralwasser und 
Quellwasser. Die TKI ist auch die zuständige 
Behörde für die Anerkennung von Mineralwas-
ser sowie die zuständige Behörde für Trinkwas-
ser. Sie überwacht und koordiniert im Bereich 
von Trink- sowie Mineral- und Quellwasser die 
Aufgaben der regionalen und lokalen Behörden, 
welche der TKI nachgeordnet sind.

Am TKI sind zwei nationale Referenzlaborato-
rien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

Veterinär- und Lebensmittelbehörde (VTA)

Aufgaben der VTA:
•	Risikokommunikation
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Tallinn
http://www.vet.agri.ee	

Die VTA ist dem PM nachgeordnet. Der Schwer-
punkt der Arbeit der VTA liegt beim Risikoma-
nagement und der Risikokommunikation. Die 

Es sind zwei nationale Referenzlaboratorien  
(Veterinär- und Lebensmittellabor, Landwirt-
schaftliches Forschungszentrum) nach der  
Verordnung (EG) Nr. 882/2004 am PM ange
siedelt.

Das Tätigkeitsfeld des PM erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittel- und Futtermittel-
sicherheit hinaus unter anderem auf  Pflanzen-
gesundheit, Tiergesundheit und Tierschutz.

Ministerium für soziale Angelegenheiten (SM) 

Aufgaben des SM:
•	Gesundheitspolitik
•	Risikomanagement	

Sitz: Tallinn
http://www.sm.ee/	

Das SM befasst sich mit der Gesundheitspolitik 
in Estland. Es erarbeitet im Bereich von Trink-
wasser sowie Mineralwässern und Quellwasser 
Vorlagen für Gesetze. Im Bereich von GVO ar-
beiten das SM, das PM und das ME zusammen. 
Die Aufsichtsbehörde für Gesundheitsschutz 
(AGS) und der Staatliche Arzneimitteldienst 
(SAD) unterstützen als zuständige Fachbehör-
den des Ressorts die Arbeit des SM. Die Zulas-
sungsbehörde für Tierarzneimittel in Estland ist 
der SAD, außer für den Einsatz dieser Produkte 
durch Tierärzte und Tierpfleger.

Das Tätigkeitsfeld der SM erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Ernährung in öf-
fentlichen Einrichtungen in Estland.
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Pflanzenschutzmitteln, die eine höhere Sicher-
heit für Anwender und Verbraucher bieten sowie 
die Verwendungskontrolle von Pflanzenschutz-
mitteln, um eine Pflanzenproduktion zu gewähr-
leisten, die die Auflagen erfüllt. 

Der Aufgabenbereich der TTIgeht über Pflan-
zenschutzprodukte hinaus und erstreckt sich 
auch z. B. auf  Pflanzengesundheit.

Regionale und lokale Ebene
Es gibt 15 Veterinärzentren, die lokalen TA-
Büros. Ein Veterinärzentrum befindet sich in 
jedem Landkreis Estlands. Die Veterinärzentren 
sind verantwortlich für die Durchsetzung der 
Lebensmittel- und Futtermittelgesetzgebung 
und die Durchführung von Lebensmittel- und 
Futtermittelkontrollen. 
Die TTI hat 15 regionale Büros, eins in jedem 
Landkreis, die für die physischen Inspektionen 
verantwortlich sind. Ein Inspektor pro Büro ist 
verantwortlich für die Kontrolle der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln.
Das TKI beseht aus einer zentralen Behörde 
und vier regionalen Dienststellen (Gesundheits-
schutzdienste). Regionale Dienststellen haben 
ihre eigenen Landkreisunterteilungen. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 VO (EG) Nr. 178/2002
1.	 Estonian Environmental Research Centre
2.	 Estonian Veterinary and Food Laboratory 
3.	 Health Protection Inspectorate Tartu Labo

ratory
4.	 University of  Tartu
5.	 Estonian Research Institute of  Agriculture
6.	 Tallinn University of  Technology
7.	 Institute of  Veterinary Medicine and Animal 

Sciences of  the Estonian University of  Life 
Sciences

VTA überwacht und koordiniert die Aufgaben der 
lokalen Behörden, die ihr untergeordnet sind. 
Die Risikobewertung wurde an Forschungsins
titute, Hochschulen und Laboratorien ausgeglie-
dert.

Zum Aufgabenbereich der VTA gehören unter 
anderem Futtermittel, Nahrungsergänzungs-
mittel, GVO, Materialien, die mit Lebensmitteln 
in Berührung kommen, Zoonosen, Novel Foods 
und Rückstände von Tierarzneimitteln. 

Die VTA ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld der VTA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittel- und Futtermit-
telsicherheit hinaus, unter anderem auf  Tierge-
sundheit und Tierschutz, Bioprodukte, Tierzucht 
und Marktkontrolle.

Aufsichtsbehörde für Pflanzenproduktion 
(TTI)

Aufgaben der TTI:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Saku
http://www.plant.agri.ee	

Die TTI ist dem PM nachgeordnet. In den Auf-
gabenbereich der TTI gehören Risikobewertun-
gen, Risikomanagement und Risikokommuni-
kationsmaßnahmen, insbesondere im Zusam-
menhang mit Pflanzenschutzmitteln. Die TTI ist 
die Regulierungsbehörde für die Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln in Estland. Die Aufgabe 
der TTI ist die Förderung der Verfügbarkeit von 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft und Forsten 
(MMM)

Aufgaben des MMM:
•	Lebens- und Futtermittelsicherheit 
•	Risikokommunikation	

Sitz: Helsinki
http://www.mmm.fi	

Die Zuständigkeit des Ministeriums für Lebens-
mittel- und Futtermittelsicherheit ist in Finnland 
zentral innerhalb des MMM zusammengefasst. 
Das Ministerium trägt die politische und gesetz-
geberische Verantwortung.

Der Aufgabenbereich des MMM umfasst Futter-
mittel, Tierschutz, Tiergesundheit, Pflanzenge-
sundheit, Pflanzenschutz. Die Zuständigkeit für 
tierische Produkte bezieht sich auf  alle Verar-
beitungsstufen außer den Vertrieb. 

 

3.6 Finnland 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Finnland ist das Lebensmittelgesetz. 

Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen ent-
scheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen im Rahmen des Strafgesetzbuches 
(29/1889) oder des Lebensmittelgesetzes. Bei 
lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte abschließend über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über die 
Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnahmen ent-
scheiden letztendlich die Gerichte.

In Finnland wird die Risikobewertung unabhän-
gig durchgeführt und wird organisatorisch vom 
Risikomanagement getrennt. 

Risikobewertungen sind öffentlich verfügbar.

Finnland besitzt fünf  nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004.

MMM STM

Evira Valvira Zollbehörde

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Finnland

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Inspektionen teilweise selbst durch. Ansonsten 
liegt diese Zuständigkeit jedoch bei den regio-
nalen und kommunalen Behörden.

Der Aufgabenbereich des Evira umfasst Le-
bensmittel, Lebensmittelhygiene, Novel Foods, 
Zoonosen, GVO, Mineralwasser, Futtermittel und 
Pflanzenschutzmittel, deren Rückstände und 
Verbrauchersicherheit sowie Lebensmittelkon
taminanten und Nahrungsergänzungsmittel. 

Das Evira ist zuständig für wissenschaftliche 
Risikobewertungen und führt wissenschaftliche 
Forschungsprojekte zur Lebensmittelsicherheit 
durch. Es fungiert auch als Bindeglied zu den 
Verbrauchern und organisiert die Risikokommu-
nikation. 

Das EVIRA ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle.

Das finnische Zoonosenzentrum innerhalb des 
Evira ist ein Kooperationsgremium des Evira 
und des Nationalen Instituts für Gesundheit und 
Fürsorge (THL). Dadurch ist eine enge Zusam-
menarbeit zwischen den zuständigen Sachver-
ständigen in den Bereichen Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit sowie Tier- und öffentliche 
Gesundheit gewährleistet. 

Der Aufgabenbereich des Evira geht über die 
Lebensmittelsicherheit hinaus und umfasst z. B. 
Tiergesundheit, Tierschutz und Tierarzneimittel.

Nationale Aufsichtsbehörde für Fürsorge und 
Gesundheit (Valvira)

Aufgaben der Valvira:
•	Risikomanagement	

Sitz: Helsinki
http://www.valvira.fi	

Ministerium für Soziales und Gesundheit 
(STM)

Aufgaben des STM:
•	Ernährungspolitik Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Helsinki
http://www.stm.fi	

Im Lebensmittelbereich befasst sich das STM 
mit Ernährungspolitik, einschließlich Gesetzge-
bung über Wasser für den Haushaltsverbrauch. 
Der Rat für Gentechnik, der für die Koordination 
der Aktivitäten im Rahmen der Gentechnik-
Richtlinien der EG verantwortlich ist, gehört 
ebenfalls zum Zuständigkeitsbereich des STM.

Amt für Lebensmittelsicherheit Evira

Aufgaben des Evira:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Helsinki
http://www.evira.fi	

Das Evira ist dem MMM untergeordnet. Es ist 
die zentrale Behörde im Bereich Lebensmittel- 
und Futtermittelsicherheit in Finnland. Es ist 
zuständig für das nationale Lebensmittelkont-
rollprogramm, unter Einbeziehung der Lebens-
mittelkette vom Stall bis zum Teller sowie für die 
Koordinierung und Implementierung staatlicher 
Inspektionen. Das Evira spielt eine führende 
Rolle bei der Ausarbeitung von Inspektions-
plänen und ihrer Umsetzung. Es führt diese 
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Darüber hinaus führen die 15 regionalen Be-
schäftigungs- und Wirtschaftsentwicklungszent-
ren offizielle Kontrollen für die Evira in bestimm-
ten Bereichen durch (Tieridentifizierung und 
-Registrierung sowie bestimmte Futtermittel- und 
Pflanzengesundheitskontrollen). Die Reform 
der regionalen Ebene soll 2010 durchgeführt 
werden. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Finnish Food Safety Authority Evira (EFSA 

Kontaktstelle)
  2.	Radiation and Nuclear Safety Authority
  3.	Finnish Environment Institute
  4.	University of  Helsinki (Faculty of  Veterinary 

Medicine and Department of  Food Techno-
logy)

  5.	National Institute for Health and Welfare
  6.	University of  Helsinki, Department of  Ap-

plied Chemistry and Microbiology
  7.	University of  Kuopio, Institute of  Applied 

Biotechnology
  8.	FunctionaI Foods Forum, University of  Turku
  9.	Helsinki University of  Technology Labora

tory of  Biochemistry and Microbiology
10.	MTT Agrifood Research Finland

Die Valvira ist im Bereich Lebensmittelsicherheit 
für die Überwachung von Leitungswasser zu-
ständig. Die Valvira ist ebenfalls verantwortlich 
für die Umsetzungs- und Kontrollaktivitäten im 
Rahmen des nationalen Gentechnikgesetzes. 

Finnische Zollbehörden 

Aufgaben der finnischen Zollbehörden:
•	Risikomanagement	

Sitz: Helsinki
http://www.tulli.fi	

Die finnischen Zollbehörden (im Zuständig-
keitsbereich des Finanzministeriums) sind die 
zuständige Behörden für den Import von Le-
bensmitteln nicht-tierischen Ursprungs. 

Regionale und lokale Ebene
Die sechs Verwaltungsprovinzen Finnlands 
werden von einem durch den Staatspräsidenten 
ernannten Gouverneur gesteuert. Die Provinzen 
sind in 348 Kommunen unterteilt. 
Die regionale und lokale Ebene (132 Einheiten) 
ist in die Kontrolle von Lebens- und Futtermitteln 
eingebunden. Hierbei überprüfen die sechs 
Provinzbüros die kommunalen Lebensmittelkon-
trollbehörden. 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Fischerei (MAAP)

Aufgaben des MAAP:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Paris
http://agriculture.gouv.fr	

  
Das MAAP befasst sich mit der Agrarpolitik und 
insbesondere der Lebensmittelsicherheit im 
landwirtschaftlichen Sektor sowie in der lebens-
mittelverarbeitenden Industrie in Frankreich. 
Es erarbeitet im Bereich von Agrarprodukten, 
Lebensmitteln tierischen und pflanzlichen Ur-
sprungs und Futtermitteln Vorlagen für Gesetze 
und ist für die staatlichen Kontrollen in diesen 
Bereichen zuständig. Risikobewertungen der 
französischen Behörde für Lebensmittelsicher-
heit (AFSSA) dienen dem MAAP als wissen-
schaftliche Grundlage für Managementmaß
nahmen. Ein weiterer Aufgabenschwerpunkt 
liegt in der Risikokommunikation.

3.7 Frankreich 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
telrecht in Frankreich ist das Gesetz über die 
Gesundheitsüberwachung und Kontrolle der 
Sicherheit der für den Menschen bestimmten 
Produkte. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte abschließend über 
strafrechtliche Maßnahmen und im Streitfall über 
Schadensersatzansprüche der Verbraucher 
gegenüber den Lebensmittelunternehmen. 
Auch über die Rechtmäßigkeit von staatlichen 
Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewer-
tungen stützen – entscheiden letztendlich die 
Gerichte.

In Frankreich sind Risikobewertung und die 
Kommunikation über die Risikobewertung vom 
Risikomanagement und der entsprechenden 
Kommunikation institutionell getrennt. 

Stellungnahmen und Statements werden grund-
sätzlich im Internet veröffentlicht, soweit nicht 
gesetzliche Regelungen entgegenstehen.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Frankreich

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden

MEIEmaAp mss

AFSSA
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Ministerium für Gesundheit und Sport (MSS)

Aufgaben des MSS:
•	Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Paris
http://www.sante-sports.gouv.fr	

Das MSS befasst sich mit der Gesundheitspoli-
tik und der Lebensmittelsicherheit in Frankreich. 
Es erarbeitet im Bereich von Mineralwasser und 
Trinkwasser Vorlagen für Gesetze und ist für 
die staatlichen Trinkwasserkontrollen zuständig. 
Risikobewertungen der AFSSA dienen dem 
MSS als wissneschaftliche Grundlage für Ma-
nagementmaßnahmen. Das MSS ist zuständig 
für Untersuchungen im Zusammenhang mit 
lebensmittelbedingten Krankheiten. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt in der Risikokommunikation.

Französische Behörde für Lebensmittel
sicherheit (AFSSA)

Aufgaben der AFSSA:
•	Risikobewertung
•	Kommunikation über Risikobewertung
•	EFSA-Kontaktstelle
•	 �Risikoforschung/Wissenschaftliche und 

technische Unterstützung	

Sitz: Paris
http://www.afssa.fr	

In den Aufgabenbereich der AFSSA gehören  
Risikobewertungen im Bereich der Lebensmit-
telsicherheit. Risikobewertungen der AFSSA 
dienen dem MAAP, dem MSS und dem MEIE als 
Grundlage für Managementmaßnahmen. Die 
AFSSA hat Risiken zu bewerten, neue (wieder-
kehrende) gesundheitliche Risiken aufzuspüren 

In den Aufgabenbereich des MAAP gehören 
unter anderem Futtermittel, GVO, Zoonosen und 
Rückstände von Pflanzenschutz- sowie Tierarz-
neimitteln. Die Zulassungsbehörde für Pflanzen-
schutzmittel in Frankreich ist das MAAP.

Das Tätigkeitsfeld des MAAP erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
insbesondere auf  Pflanzengesundheit, Pflan-
zenschutz, Tiergesundheit und Tierschutz.

Ministerium für Wirtschaft, Industrie und Ar-
beit (MEIE)

Aufgaben des MEIE:
•	Verbraucherpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Paris
http://www.minefe.gouv.fr	

Das MEIE befasst sich mit der Verbraucherpoli-
tik. In diesem Zusammenhang ist es zuständig 
für die staatlichen Lebensmittelkontrollen im 
Bereich von allen Endprodukten nicht tierischen 
Ursprungs. Risikobewertungen der AFSSA 
dienen dem MEIE als wissenschaftliche Grund-
lage für Managementmaßnahmen. Ein weiterer 
Schwerpunkt liegt in der Risikokommunikation.

In den Aufgabenbereich des MEIE gehören un-
ter anderem Nahrungsergänzungsmittel, Novel 
Foods, Mineralwässer, Rückstände von Pflan-
zenschutzmitteln und GVO in dem Bereich von 
Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs.

Das MEIE ist die nationale RASFF-Kontaktstelle. 
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nationalen Ministerien und unterstehen der 
Zentralregierung in Paris. Die Umsetzung der 
Futter- und Lebensmittelkontrollen erfolgt durch 
die entsprechenden regionalen und lokalen 
Dienststellen der Ministerien. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Agence Française de Sécurité Sanitaire des 

Aliments 
  2.	Agrocampus Ouest
  3.	Centre de Coopération Internationale en 

Recherche Agronomique pour le Dévelop-
pement

  4.	Centre National de la Recherche Scienti-
fique 

  5.	Centre national du Machinisme Agricole,  
du Génie Rural, des Eaux et Forêts 

  6.	Commission du Génie Biomoléculaire
  7.	Commission du Génie Génétique 
  8.	Ecole Nationale Vétérinaire d’Alfort 
  9.	Ecole Nationale Vétérinaire de Lyon 
10.	Ecole Nationale Vétérinaire de Toulouse 
11.	Ecole Nationale Supérieure d’Agronomie et 

des Industries Alimentaires 
12.	Ecole Nationale d’Ingénieurs des Travaux 

Agricoles Clermont-Ferrand
13.	Ecole nationale supérieure de biologie 

appliquée à la nutrition et à l’alimentation, 
Laboratoire de Toxicologie Alimentaire,  
Université de Bourgogne

14.	 Institut Français de Recherche pour 
l’Exploitation de la Mer 

15.	 Institut National de la Recherche Agrono-
mique 

16.	 Institut Pasteur (Paris)
17.	 Institut Pasteur de Lille
18.	Laboratoire de Toxicologie Alimentaire, EA 

3880, Université de Bretagne Occidentale
19.	Laboratoire National de la Protection des 

Végétaux

und Empfehlungen zur Risikokontrolle zu erar-
beiten. 
 
Die Tätigkeit der AFSSA erstreckt sich auf  
Lebensmittel und Futtermittel (mikrobiologi-
sche und chemische Sicherheit, einschließlich 
Trinkwasser und Mineralwasser), Ernährung, 
Pflanzenschutzmittel und Pflanzengesundheit, 
Tiergesundheit und Tierschutz. Die AFSSA 
befasst sich weiterhin mit Novel Foods, Nah-
rungsergänzungsmitteln und GVO (letztere nur 
in Bezug auf  Lebensmittelsicherheit)

13 Sachverständigen-Panels erstellen Stellung-
nahmen in ihren jeweiligen Aufgabenbereichen. 
Die AFSSA veröffentlicht die Stellungnahmen im 
Internet. 

Weitere Schwerpunkte bestehen in der For-
schung sowie in der transparenten Kommunika-
tion über die Risikobewertung mit Öffentlichkeit, 
Wissenschaften und anderen beteiligten oder 
interessierten Kreisen. Risikobewertungen der 
AFSSA werden grundsätzlich im Internet veröf-
fentlicht.

Die in der AFSSA eingegliederte Nationale Be-
hörde für Tierarzneimittel (ANMV) ist die Zulas-
sungsbehörde für Tierarzneimittel in Frankreich.

Die AFSSA ist die nationale EFSA-Kontaktstelle. 

An der AFSSA sind elf  nationale Referenzlabo-
ratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Frankreich 
besteht aus 26 Regionen und 100 Departe-
ments (jeweils vier in Übersee). Die Behörden 
in den Departements sind Dienststellen der 
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Zentrale Ebene

Ministerium für ländliche Entwicklung und  
Lebensmittel (YAAT)

Aufgaben des YAAT:
•	 Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	 Risikobewertung
•	 Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Athen
http://www.minagric.gr	

  

Das YAAT befasst sich mit der Agrarpolitik und 
insbesondere der Lebensmittelsicherheit von 
landwirtschaftlichen Produkten in Griechenland. 
Es implementiert in diesem Bereich horizontale 
und vertikale Gesetze und ist für die Koordina-
tion der Veterinärkontrollen zuständig. Grund-
lage für Managementmaßnahmen des YAAT 
sind Risikobewertungen, die das YAAT selbst 
durchführt. Ein weiterer Schwerpunkt besteht 
in der transparenten Kommunikation mit der 
Öffentlichkeit. 

3.8 Griechenland 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
telrecht in Griechenland ist die Verordnung 
(EG) Nr. 178/2002. Bei lebensmittelrechtlichen 
Verstößen entscheiden die Gerichte über straf-
rechtliche Maßnahmen und im Streitfall über 
Schadensersatzansprüche der Verbraucher 
gegenüber den Lebensmittelunternehmen. 
Auch über die Rechtmäßigkeit von staatlichen 
Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewer-
tungen stützen – entscheiden letztendlich die 
Gerichte.

In Griechenland gibt es keine institutionelle 
Trennung von Risikobewertung und Risikoma-
nagement. 

Risikobewertungen werden nicht veröffentlicht.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Griechenland

ya yyka

EOFefet

YAAT

lokale BehördenNachgeordnete regionale 
EFET- Behörden
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Das YYKA befasst sich mit der Gesundheitspo-
litik. Es ist für Risikobewertung, Risikokommuni-
kation und Risikomanagement im Bereich von 
Mineralwässern und Trinkwasser zuständig.

Griechische Lebensmittelbehörde (EFET)

Aufgaben der EFET:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Athen
http://www.efet.gr	

Die EFET unterliegt der Aufsicht des YAAT. Die 
EFET befasst sich mit der Lebensmittelaufsicht 
und den Lebensmittelkontrollen in Griechen-
land. Die zentrale EFET-Behörde überwacht und 
koordiniert die Aufgaben der regionalen EFET-
Behörden. Grundlage für Managementmaßnah-
men und Kommunikation der EFET sind Risiko-
bewertungen, die die EFET selbst durchführt. 
Die EFET bewertet frei von wissenschaftlichen, 
politischen oder gesellschaftlichen Interessen 
Lebensmittelrisiken. Ein weiterer Schwerpunkt 
besteht in der transparenten Kommunikation mit 
der Öffentlichkeit.

In den Aufgabenbereich der EFET gehören 
unter anderem Novel Foods, GVO und Rück-
stände von Pflanzenschutzmitteln. Eine andere 
Behörde, das Allgemeine Staatslaboratorium für 
Chemikalien, und die EFET bewerten in Grie-
chenland chemische Lebensmittelrisiken.

Die EFET ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle.

An der EFET sind 20 nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

In den Aufgabenbereich des YAAT gehören 
unter anderem Futtermittel, Pflanzenschutz- und 
Tierarzneimittelrückstände, GVO und Zoonosen. 
Es überwacht in diesem Bereich die Umsetzung 
der Kontrollen durch die lokalen Behörden. Die 
Zulassungsbehörde für Pflanzenschutzmittel in 
Griechenland ist das YAAT. Eine andere Behörde, 
die Nationale Organisation für Arzneimittel, lässt 
in Griechenland Tierarzneimittel zu.

Im Kompetenzbereich des YAAT sind 15 natio-
nale Referenzlaboratorien nach der Verordnung 
(EG) Nr. 882/2004 angesiedelt. 

Das Tätigkeitsfeld des YAAT erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Pflanzen-
schutz, Tiergesundheit, Tierschutz und Biozide.

Ministerium für Entwicklung (YA)

Aufgaben des YA:
•	Verbraucherpolitik
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Athen
http://www.ypan.gr	

Das Allgemeine Sekretariat für Verbraucher ist 
dem YA nachgeordnet und befasst sich mit der 
Verbraucherpolitik. 

Ministerium für Gesundheit und Sozialfür
sorge (YYKA) 

Aufgaben des YYKA:
•	Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Athen
http://www.mohaw.gr	
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Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Hellenic Food Authority (EFSA-Kontaktstelle)
  2.	General Chemical State Laboratory
  3.	National Agricultural Research Foundation-

Institute of  Technology of  Agricultural  
Products

  4.	MS and Dioxin Analysis Lab, NCSR  
DEMOKRITOS

  5.	 Institute of  Food Hygiene
  6.	Food Industrial Research & Technology  

Development Company
  7.	Benaki Phytopathological Institute
  8.	Directorate of  Plant Produce Protection,  

Department of  Pesticides
  9.	University of  Athens, Department of  Hygie-

ne and Epidemiology, Public Health Nutrition 
and Nutritional, Epidemiology Unit, Medical 
School, National and Kapodistrian, Labora-
tory of  Analytical Chemistry, Department of  
Chemistry 

10.	University of  Crete/Faculty of  Medicine – 
Laboratory of  Clinical Bacteriology, Parasi-
tology, Zoonoses and Geographical Medici-
ne/WHO Collaborating Centre for Research 
and Training in Mediterranean Zoonoses

11.	Agricultural University of  Athens
12.	Department of  Science of  Dietetics-Nutri

tion, Harokopio University
13.	NTUA, School of  Chemical Engineering,  

Laboratory of  Food Chemistry and Techno-
logy

14.	Department of  Forensic Medicine & Toxi
cology, Aristotle University of  Thessaloniki

15.	Technological Educational Institute
16.	University of  Thessaly, Veterinary Faculty

Das Tätigkeitsfeld der EFET erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Ernährung und 
Kennzeichnung.

Nationale Organisation für Arzneimittel (EOF)

Aufgaben der EOF:
•	Risikomanagement

Sitz: Athen
http://eofs.eof.gr/eof_en/enhome.html	

Die EOF ist im Bereich der Lebensmittelsicher-
heit für Tierarzneimittel, Ernährung und Nah-
rungsergänzungsmittel zuständig.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Griechenland 
besteht aus 13 Verwaltungsbezirken, 54 Prä-
fekturen und 1000 Kommunalverwaltungen. Für 
die Umsetzung der Lebensmittelkontrollen sind 
sieben regionale EFET-Behörden sowie lokale 
Behörden zuständig. Die Koordination der  
Lebensmittelkontrollen erfolgt durch das YAAT 
und die zentrale EFET-Behörde. 

Das Allgemeine Chemische Staatslabor (GCSL) 
mit seinen regionalen Dienststellen (Chemikali-
endienststellen) im Zuständigkeitsbereich des 
Wirtschafts- und Finanzministeriums ist in erster 
Linie für die Laboranalyse von Lebensmitteln 
zuständig. Auf  zentraler Ebene koordiniert und 
überwacht das GCSL die Chemikaliendienst-
stellen, die die amtlichen Analysen vornehmen. 
Auf  der Präfekturebene befassen sich die 
Chemikaliendienststellen in erster Linie mit der 
chemischen Analyse von Lebensmitteln. 
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dig. Der Aufgabenbereich umfasst den Einzel-
handel sowie die Verarbeitung und den Vertrieb 
von Lebensmitteln nicht-tierischen Ursprungs 
außerhalb des Einzelhandels. 

Das DoHC gründete 1999 die Irische Lebens-
mittelbehörde (FSAI). 

Am DoHC sind zwei Nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt.

Irische Lebensmittelbehörde (FSAI)

Aufgaben der FSAI:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Dublin
http://www.fsai.ie	

Die FSAI ist eine unabhängige, wissenschaft-
liche Behörde, deren Aufgabenbereich der 
Schutz der öffentlichen Gesundheit und der  

3.9 Irland 

Die irische Lebensmittelgesetzgebung wird zu 
einem überwiegenden Teil aus der Mitglied-
schaft Irlands in der Europäischen Union ab
geleitet. 

In Irland gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Zentrale Ebene

Ministerium für Gesundheit und Kinder 
(DoHC)

Aufgaben des DoHC:
•	 �Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicher-

heitspolitik
•	Finanzierung der FSAI	

Sitz: Dublin
http://www.dohc.ie	

Das DoHC ist für die politischen Aspekte der 
Lebensmittelsicherheit, die Formulierung und 
Umsetzung von EU-Verordnungen und die An-
passung der nationalen Gesetzgebung zustän-

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Irland

HSE und lokale Behörden

daffDoHC

FSAI
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de- und Dauerpflege (PCCC) der HSE erbringt 
Gesundheits- und individuelle Sozialleistungen 
für die Gemeinden sowie in anderen Einrichtun-
gen, und der Umweltgesundheitsdienst dieser 
Direktion bietet eine Reihe von Lebensmittel
sicherheits-/Lebensmittelkontrolldiensten im 
Rahmen eines Vertrags mit der FSAI an. 

Ministerium für Landwirtschaft, Fischerei 
und Lebensmittel (DAFF)

Aufgaben des DAFF:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheitspolitik
•	Futtermittel-Risikobewertung
•	 �Lebensmittel- und Futtermittel-Risiko

management	

Sitz: Dublin
http://www.agriculture.gov.ie	

Das DAFF ist zuständig für die politische Ent-
wicklung, Verhandlungen auf  EU-Ebene, die 
Umsetzung in nationales Recht von EU-Gesetz-
gebung und die Durchführung von amtlichen 
Kontrollen in den Bereichen der Primärpro-
duktion von Lebensmitteln, Tiergesundheit, 
Tierschutz, Futtermittelsicherheit, Pflanzenge-
sundheit, Fischerei, Schlachten von Tieren und 
Verarbeitung von Lebensmitteln tierischen Ur-
sprung bis zur Einzelhandelsebene, ohne diese 
einzuschließen.  

Die Mitarbeiter des DAFF setzen außerdem Le-
bensmittelrecht um und führen Risikomanage-
ment in Bezug auf  Lebensmittel im Rahmen 
eines Vertrags mit der FSAI durch. Die Umset-
zung von Futtermittelrecht und damit verbun-
dene Risikomanagement-Aktivitäten sind ein 
separater Aufgabenbereich des DAFF.

Das DAFF finanziert auch eine Behörde zur 
Durchsetzung von Lebensmittelrecht, das im 
Rahmen eines Vertrags mit der FSAI tätig wird. 
Die Behörde für den Schutz von Meeresfische-

Verbraucherinteressen in den Bereichen  
Lebensmittelsicherheit und Hygiene ist. Dabei 
soll die FSAI in erster Linie sicherstellen, dass 
die in Irland hergestellten und vertriebenen oder 
vermarkteten Lebensmittel die höchsten Anfor-
derungen in Bezug auf  Lebensmittelsicherheit 
und Hygiene, die angemessener Weise erreicht 
werden können, erfüllen.

Sie ist zuständig für die Umsetzung der Lebens-
mittelgesetzgebung in Irland. In dieser Funktion 
führt sie amtliche Kontrollaktivitäten im Rahmen 
von Dienstleistungsverträgen mit anderen In-
stitutionen durch, stellt wissenschaftliche und 
technische Unterstützung für andere Institutio-
nen durch Veröffentlichungen sowie Schulung 
und die Durchführung von Risikobewertungen 
bereit, um Risikomanagemententscheidungen 
und Maßnahmen zu stützen. 

Die FSAI ist zuständig für die Durchführung 
von Risikobewertung, Risikomanagement und 
Risikokommunikation im Zusammenhang mit Le-
bensmittelsicherheit. Die Risikobewertungs- und 
Risikomanagementaufgaben werden von unter-
schiedlichen Gruppen innerhalb der Behörde 
wahrgenommen.

Die FSAI ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle. 

Der Leitende Gesundheitsdienst (HSE) wurde 
durch das DOHC in Folge der Rechtsvorschrif-
ten des Gesundheitsgesetzes von 2004 einge-
führt. Der HSE ist als eine Institution ausgestal-
tet, die für Belange der Gesundheits- und Sozi-
alfürsorge in Irland zuständig ist und die frühere 
komplexe Struktur von regionalen Behörden, die 
Örtliche Regionale Gesundheitsbehörde und 
verschiedene andere Organsisationen ersetzt. 

Die Oberste Gesundheitsbehörde (HSE) wurde 
ebenfalls vom DoHC im Januar 2005 als über-
geordnete Institution mit Zuständigkeit für Ge-
sundheits- und Fürsorgemaßnahmen in Irland 
gegründet. Die Direktion für Primäre, Gemein-
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Lokale Behörden (31 insgesamt), die in den Zu-
ständigkeitsbereich der kommunalen Strukturen 
des Ministeriums für Umwelt, Kulturerbe und 
Kommunen (DEHLG) fallen, sind Mehrzweck-
gremien, die verantwortlich sind für umfassende 
Dienstleistungen, darunter Veterinärdienstleis-
tungen. Diese sind nach Grafschaft oder Stadt 
unterteilt. 

Die Behörde zum Schutz der Seefischerei (SF-
PA) umfasst drei Regionen: Osten, Süden und 
Westen/Nordwesten. Jede Region umfasst eine 
Reihe von Fischereihafenzentren.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 
178/2002
1.	 Food Safety Authority of  Ireland (EFSA-

Kontaktstelle)
2.	 Central Veterinary Research Laboratory 
3.	 Department of  Agriculture and Food,  

Pesticide Registration Division 
4.	 Dublin Public Analyst’s Laboratory 
5.	 Department of  Agriculture and Food,  

Residues Division of  the Pesticide Control 
Service 

6.	 Safefood, the Food Safety Promotion Board 
7.	 Cork Public Analyst’s Laboratory 
8.	 Ashtown Food Research Centre, Teagasc 
9.	 Marine Institute 
10.	Teagasc, Moorepark Food Research Centre, 

Teagasc 
11.	University College Cork 
12.	University College Dublin 
13.	National University of  Ireland Galway 
14.	University of  Limerick, Department of  Life 

Sciences 
15.	Athlone Institute of  Technology 
16.	Dublin Institute of  Technology 

rei (SFPA) ist zuständig für die Umsetzung 
und Durchsetzung von nationaler und EU-
Gesetzgebung im Zusammenhang mit den ge-
sundheitlichen Bedingungen für die Produktion 
und Vermarktung von Fisch, Muscheltieren und 
Fischereiprodukten.

Das DAFF führt Risikobewertungen im Bereich 
der Futtermittel durch. 

In den Aufgabenbereich des DAFF gehören 
auch Futtermittel, GVO, Zoonosen und Rückstän-
de von Pflanzenschutz- sowie Tierarzneimitteln. 
Die Irische Arzneimittelbehörde ist zuständig für 
die Zulassung von Tierarzneimitteln in Irland.

Am DAFF sind acht Nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

Das Tätigkeitsfeld des DAFF erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Tierge-
sundheit und Tierschutz.

Regionale und lokale Ebene
Die Oberste Gesundheitsbehörde ist in vier 
geographische Regionen unterteilt: südliche 
Region, westliche Region, Dublin-Mitte-Leinster-
Region und Dublin-Nordosten-Region. Es gibt 
zwischen sieben und neun Umweltgesundheits-
einrichtungen in jeder Region, insgesamt 33 auf  
nationaler Ebene.

Der nationale Veterinärdienst des DAFF ist in 
vier regionale Tiergesundheits- und Tierschut-
zinspektionen mit 28 Bezirks-Veterinärämtern 
unterteilt. Es gibt sechs staatliche Tiergesund-
heits-Inspektionsregionen.
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Zentrale Ebene

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und  
Soziales (MLSPS)

Aufgaben des MLSPS:
•	Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Rom
http://www.ministerosalute.it	

      

Das MLSPS befasst sich mit der Gesundheitspo-
litik und insbesondere der Lebensmittelsicherheit 
in Italien. Es erarbeitet zu Futter- und Lebensmit-
teln Vorlagen für Gesetze und ist für die Koordi-
nation staatlicher Aufgabenerledigung zuständig. 
Grundlage für Managementmaßnahmen des 
MLSPS sind Risikobewertungen, die das MLSPS 
und das Nationale Gesundheitsinstitut (ISS) 
durchführen. Ein weiterer Schwerpunkt besteht in 
der transparenten Kommunikation mit der Öffent-
lichkeit. Risikobewertungen des MLSPS werden 
grundsätzlich im Internet veröffentlicht.

3.10 Italien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Italien ist die Verordnung Nr. 190. Bei 
lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 
der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-
unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 
von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig 
auf  Risikobewertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Italien gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Italien

Nachgeordnete regionale sowie lokale Behörden

MLSPS MPAAF

iss
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Nationales Gesundheitsinstitut (ISS)

Aufgaben des ISS:
Risikobewertung
EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Rom
http://www.iss.it	

Das ISS ist eine öffentliche wissenschaftliche 
Einrichtung des Gesundheitsdienstes. Das ISS 
führt im Auftrag des MLSPS Risikobewertungen 
durch.

In den Aufgabenbereich des ISS gehören 
Risikobewertungen insbesondere im Zusam-
menhang mit Futtermitteln, Novel Foods, Nah-
rungsergänzungsmitteln, GVO, Zoonosen, Mi-
neralwässern, Trinkwasser, Pflanzenschutz- und 
Tierarzneimittelrückständen.

Das ISS ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld des ISS erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Biozide.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Italien besteht 
aus 21 Regionen, 109 Provinzen sowie Gemein-
den. Die Koordination der Lebensmittelkontrol-
len erfolgt durch regionale Fachbehörden, die 
durch das MLSPS und MPAAF in dem jeweiligen 
Bereich überwacht werden. Für die Umsetzung 
der Lebensmittelkontrollen sind 195 lokale Vete-
rinärdienste und öffentliche Gesundheitsdienste 
zuständig. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	 Istituto Superiore di Sanità (EFSA-Kontakt-

stelle)
  2.	 Istituto Nazionale di Ricerca per gli Alimenti 

e la Nutrizione

In den Aufgabenbereich des MLSPS gehö-
ren unter anderem Futtermittel, Novel Foods, 
Nahrungsergänzungsmittel, GVO, Zoonosen, 
Mineralwässer, Trinkwasser, Pflanzenschutz- und 
Tierarzneimittelrückstände. Es überwacht in die-
sem Bereich die Koordination der Lebensmittel-
kontrollen der regionalen Behörden. Das MLSPS 
ist die Zulassungsbehörde für Pflanzenschutz- 
und Tierarzneimittel in Italien. 
Das MLSPS ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld des MLSPS erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit 
hinaus unter anderem auf  Tiergesundheit, Tier-
schutz, Biozide und Ernährung.

Ministerium für Landwirtschaft, Ernährung 
und Forsten (MPAAF)

Aufgaben des MPAAF:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Rom
http://www.politicheagricole.gov.it	

Das MPAAF befasst sich mit der Agrarpolitik 
und insbesondere der Lebensmittelqualität von 
landwirtschaftlichen Produkten in Italien. 

In den Aufgabenbereich des MPAAF gehören 
im Bereich von landwirtschaftlichen Produkten 
unter anderem Futtermittel sowie Pflanzen-
schutzmittelrückstände. Es überwacht in diesem 
Bereich die Koordination der Lebens- und Fut-
termittelkontrollen der regionalen Behörden.

Das Tätigkeitsfeld des MPAAF erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit 
hinaus unter anderem auf  Pflanzengesundheit 
und Pflanzenschutz.
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22.	Università di Perugia 
23.	Università di Napoli 
24.	Università Cattolica del Sacro Cuore 
25.	University „La sapienza“ of  Rome, Depart-

ment of  Experimental Medicine and Patho-
logy 

26.	CNR Institute of  Sciences of  Food Produc-
tion 

27.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale del 
Mezzogiorno 

28.	Reference National Laboratory for Toxo
plasmosis (Ce.Tox.) IZS Sicily

29.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale delle 
Venezie 

30.	University of  Bari 
31.	Alma Mater Studiorum Università di Bologna
32.	University of  Bologna, Degree Course of  

Aquaculture and Hygiene of  Fish Produc-
tion 

33.	University of  Bologna, Department of   
Veterinary Morphophysiology and Animal 
Productions

34.	Università di Bologna – DSPVPA
35.	University of  Milan 
36.	University of  Napoli „Federico II" 
37.	Università degli Studi di Palermo 
38.	„Sapienza“ University of  Rome, Medical 

Physiopathology Department
39.	Università La Sapienza di Roma, Departi-

mento di Biologia
40.	University of  Teramo

  3.	Agricultural Research Council
  4.	Stazione Sperimentale per l’Industria delle 

Conserve Alimentari
  5.	Stazione Sperimentale per le Industrie degli 

Oli dei Grassi
  6.	Centro Internazionale per gli Antiparassitari 

e la Prevenzione Sanitaria
  7.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale della 

Lombardia e dell’Emilia-Romagna
  8.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale della 

Puglia e della Basilicata
  9. 	Istituto Zooprofilattico Sperimentale della 

Sicilia
10.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale 

dell’Umbria e delle Marche
11.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale del  

Lazio e della Toscana
12.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale 

dell’Abruzzo e del Molise
13.	National Reference Centre for Animal  

Encelophathies
14.	National Reference Centre for Surveillance 

and Monitoring Animal Feed
15.	 Istituto Zooprofilattico Sperimentale Piemon-

te, Liguria e V. d’Aosta – Laboratorio Cont-
rollo Alimenti

16.	Università di Foggia
17.	Università di Milano
18.	Università di Parma 
19.	Università di Pavia 
20.	Università di Torino e del Piemonte Orientale 
21.	Università di Torino 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft (ZM)
	
Aufgaben des ZM:
•	 �Lebensmittelsicherheit, Qualität, Hygiene 

und Agrarpolitik, 
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Riga
http://www.zm.gov.lv	

Das ZM befasst sich mit der Agrarpolitik und 
insbesondere der Lebensmittel- und Futtermit-
telsicherheit in Lettland. Es erarbeitet in diesem 
Bereich Vorlagen für nationale Gesetze. Der  
Lebensmittel- und Veterinärdienst (PVD) und  
der Staatliche Pflanzenschutzdienst (VAAD) 
unterstützen als zuständige Fachbehörden 
des Ressorts die Arbeit des ZM. Risikobewer-
tungen, die von der zuständigen Stelle des 
PVD durchgeführt werden, dienen dem ZM als 
Grundlage für Managementmaßnahmen. Das 
ZM ist ständig an Risikokommunikationsmaß-
nahmen beteiligt.

In den Aufgabenbereich des ZM gehören unter 
anderem Novel Foods, Nahrungsergänzungs-

3.11 Lettland 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
telrecht in Lettland ist das Gesetz zur Überwa-
chung des Umgangs mit Lebensmitteln (Natio-
nales Lebensmittelgesetz). Bei Verstößen gegen 
das Nationale Lebensmittelgesetz entscheiden 
die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 
der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-
unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 
von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig 
auf  Risikobewertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Lettland gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Nationale Risikobewertungen werden noch nicht 
veröffentlicht.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Lettland

Nachgeordnete regionale und lokale Einheiten des PVD und VAAD

zm

vaadpvd Ernährungsrat

vm
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Lebensmittel- und Veterinärdienst (PVD)

Aufgaben des PVD:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Riga
http://www.pvd.gov.lv	

      

Der PVD ist eine nachgeordnete Fachbehörde 
im Geschäftsbereich des ZM. Der PVD ist zu-
ständig für die Überwachung und Koordination 
von staatlicher Lebensmittel- und Veterinär
überwachung im Rahmen des Lebensmittel-
überwachungskonzepts „vom Stall bis auf  den 
Teller“. Innerhalb des PVD ist Risikomanagement 
funktional von der Risikobewertung getrennt. 

Das Lebensmittelzentrum für Lebensmittel und 
Veterinärdienste (PVD PC) ist eine unabhängige 
Einrichtung innerhalb des PVD, die für Risiko-
bewertung und Risikokommunikation zuständig 
ist. Die Risikobewertungen, die vom PVD PC 
durchgeführt werden, werden vom PVD und ZM 
als Grundlage für Managementmaßnahmen ver-
wendet. Das PVD PC bewertet Risiken, ermittelt 
neue Gesundheitsrisiken und arbeitet Risikover-
ringerungsempfehlungen aus. Forschung und 
transparente Kommunikationsaktivitäten unter 
Einbeziehung aller Stakeholder-Gruppen ist ein 
weiterer prioritärer Aufgabenbereich des PVD PC. 

In den Aufgabenbereich des PVD gehören unter 
anderem Novel Foods, Nahrungsergänzungs-
mittel, GVO, Zoonosen, Mineralwässer, Trinkwas-
ser und Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
sowie von Tierarzneimitteln.

Das PVD ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle. 

mittel, GVO, Zoonosen, Mineralwässer und 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln sowie 
von Tierarzneimitteln.

Die Zuständigkeit des ZM erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Pflan-
zenschutz, Tiergesundheit und Tierschutz.

Ministerium für Gesundheit (VM)

Aufgaben des VM:
•	 �Gesundheitsfürsorgepolitik, öffentliche  

Gesundheitspolitik, Pharmapolitik
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Riga
http://www.vm.gov.lv	

Das VM ist zuständig für die Gestaltung und 
Umsetzung der staatlichen Politik im Bereich 
der Gesundheitsfürsorge, der öffentlichen Ge-
sundheit und der Arzneimittel (einschließlich 
der Zulassung von Tierarzneimitteln) sowie des 
Trinkwassers. Das VM ist zuständig für die Ge-
staltung und Umsetzung der Ernährungspolitik. 
Das VM hat in diesem Zusammenhang einen 
beratenden Ernährungsrat eingesetzt. Das VM 
verabschiedet lebensmittelbezogene Ernäh-
rungsleitlinien für die lettische Bevölkerung.

Die Staatliche Arzneimittelagentur (ZVA) und die 
Gesundheitsinspektion (HI) sind untergeordnete 
Fachbehörden innerhalb des Zuständigkeits-
bereiches des VM. Die ZVA ist die zentrale Be-
hörde für die Zulassung von Arzneimitteln und 
Tierarzneimitteln. Die HI ist zuständig für die In-
spektion von Arzneimitteln und Tierarzneimitteln 
sowie die Inspektion von Großhändlern. In die-
sem Zusammenhang werden Risikobewertung 
und Risikomanagement durchgeführt. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt in der Risikokom-
munikation.
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Der VAAD überwacht und koordiniert im Bereich 
von Pflanzenschutzmitteln und GVO die staatli-
chen Kontrollen. Die Kontrolle von Lebensmitteln 
pflanzlichen und tierischen Ursprungs liegt beim 
PVD.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Lettland be-
steht aus 26 Landkreisen und der Landeshaupt-
stadt Riga. Die Umsetzung der Lebens- und 
Futtermittelkontrollen erfolgt durch 27 regionale 
Einheiten des PVD. Die Umsetzung der Pflan-
zenschutzmittelkontrollen erfolgt durch sieben 
regionale Einheiten des VAAD.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
1.	 Food and Veterinary Service (EFSA Kontakt-

stelle)
2.	 State Plant Protection Service – Plant Pro-

tection Department
3.	 National Diagnostic Centre
4.	 Latvia University of  Agriculture (Faculty of  

Food Technology), Faculty of  Veterinary Me-
dicine, Research Institute of  Biotechnology 
and Veterinary Medicine „Sigra“

5.	 University of  Latvia (Faculty of  Biology,  
Faculty of  Chemistry)

An dem PVD ist ein nationales Referenzlabora-
torium nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

Das Tätigkeitsfeld des PVD erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Tiergesundheit, Tierschutz 
und Bedarfsgegenstände.

Staatlicher Pflanzenschutzdienst (VAAD)

Aufgaben des VAAD:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Riga
http://www.vaad.gov.lv	

Der VAAD ist eine nachgeordnete Fachbehörde 
im Geschäftsbereich des ZM. Er ist die zentrale 
Behörde für Pflanzenschutzmittel und führt in 
diesem Bereich Risikobewertung und -ma-
nagement durch. Die Zulassungsbehörde für 
Pflanzenschutzmittel in Lettland ist der VAAD. 
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Gesundheit auf  

der Grundlage von 

wissenschaftlichen 

Forschungsprojek-

ten die folgenden 

Anforderungen für 

Lebensmittel fest: 

höchstzulässige 

Werte von Pflanzen-

schutzmitteln und 

Lebensmittelkontami-

nanten, Lebensmittel-

zusatzstoffe, Ernäh-

rung, Lebensmittel, 

GVO, Novel Foods, Materialien, die mit Lebensmit-

teln in Berührung kommen, Lebensmittelhygiene 

und -kontrolle, Gefahrenanalyse, Hygieneschulung; 

Ernährung und Lebensmittelkennzeichnung. Das 

staatliche Zentrum für Umweltgesundheit (VASC) ist 

eine Fachbehörde, die das Gesundheitsministerium 

unterstützt und Risikobewertungen zum Zwecke der 

politischen Beratung durchführt. 

Ministerium für Landwirtschaft (ŽŪM)

Aufgaben des ŽŪM:

•	 Agrarpolitik 

Sitz: Vilnius

http://www.zum.lt 

Das ŽŪM befasst sich innerhalb der Agrarpolitik 

unter anderem mit Qualitätsanforderungen von 

Lebensmitteln. Das ŽŪM setzt die Politik in Bezug 

auf  verbesserte Qualität von Lebensmitteln und 

Grundstoffen, die Produktion von Bioprodukten, 

Pflanzenschutzprodukte und die Kennzeichnung 

von Lebensmitteln um.

Der Staatliche Pflanzenschutz Dienst (VAAT) und 

der Staatliche Saat und Getreide Dienst (VSGT) 

unterstützen als zuständige Fachbehörden des 

Ressorts die Arbeit des ŽŪM. 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittelrecht 

in Litauen ist das litauische Lebensmittelgesetz. Bei 

lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden die 

Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen und im 

Streitfall über Schadensersatzansprüche der Ver-

braucher gegenüber den Lebensmittelunterneh-

men. Auch über die echtmäßigkeit von staatlichen 

Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewertun-

gen stützen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Litauen gibt es Ansätze der institutionellen Tren-

nung von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden nicht veröffentlicht.

Zentrale Ebene

Ministerium für Gesundheit (SAM)

Aufgaben des SAM:

•	 �Gesundheitspolitik und Lebensmittelsicher-

heit	

Sitz: Vilnius

http://www.sam.lt	

Das SAM befasst sich innerhalb der Gesundheits-

politik unter anderem mit der Lebensmittelsicherheit 

in Litauen. Das SAM legt unter Berücksichtigung 

der Bewertung des Risikos für die menschliche 

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Litauen

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden

SAM VMVT

VASC NMVRVIVAAT VSGT

ZUMˇ -

3.12 Litauen
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Sitz: Vilnius

http://www.nmvrvi.lt

In den Aufgabenbereich des NMVRI gehören Risi-

kobewertungen in Verwaltungsverfahren, wie zum 

Beispiel Zulassungsverfahren für Tierarzneimittel. 

Risikobewertungen des NMVRVI dienen dem VMVT 

als Grundlage für Managementmaßnahmen in der 

Lebensmittelsicherheit. Das NFVRA ist dem VMVT 

nachgeordnet. Es hat Risiken zu bewerten, neue 

gesundheitliche Risiken aufzuspüren und Empfeh-

lungen zur Risikominimierung zu erarbeiten. 

Das NMVRVI erstellt Risikobewertungsstellungnah-

men zur Sicherheit und Wirksamkeit von  

Veterinärzubereitungen und Veterinärbioziden, 

zur Bewertung von biologischen, chemischen 

und anderen Risikofaktoren in Lebensmitteln und 

Futtermitteln, zur Bewertung der Sicherheit und 

Wirksamkeit von Lebensmittel- und Futtermitteler-

gänzungsmitteln, zur Risikobewertung von GVO in 

Lebensmitteln und Futtermitteln sowie für Lebend-

tiere und Zoonosen.

Die Zulassungsbehörde für Tierarzneimittel in  

Litauen ist das NMVRVI.

Am NMVRV ist ein nationales Referenzlabor nach 

der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 angesiedelt.

Das Tätigkeitsfeld des NMVRVIerstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus  

unter anderem auf  Tiergesundheit.

Staatliches Umweltgesundheitszentrum  

(VASC)

Aufgaben des VASC:

•	 Risikobewertung

•	 EFSA-Kontaktstelle

•	 Risikoforschung	

Staatlicher Lebensmittel- und Veterinärdienst 

(VMVT)

Aufgaben des VMVT:

•	 Risikomanagement

•	 RASFF-Kontaktstelle 

Sitz: Vilnius

http://www.vet.lt/lt 

  

Der VMVT ist die zentrale Behörde für die Lebens-

mittel- und Futtermittelsicherheit. Der VMVT ist als 

unabhängige, nicht ministerielle Regierungsbehör-

de frei von ministeriellen Weisungen. Er hat jedoch  

gegenüber der Regierung eine Rechenschafts-

pflicht. 

Der Schwerpunkt des VMVT liegt beim Risikoma-

nagement. In den Aufgabenbereich des VMVTge-

hören unter anderem Futtermittel, Tierarzneimittel-

rückstände, Trinkwasser und Zoonosen. Der VMVT 

überwacht und koordiniert in diesem Bereich die 

Aufgabenerledigung der regionalen und lokalen Be-

hörden, die dem VMVT nachgeordnet sind.

Für seine Entscheidungen nutzt der VMVT in der 

Regel Risikobewertungen des Nationalen Lebens-

mittel- und Veterinär-Risikobewertungsinstituts  

(NMVRVI). Dieses ist ebenfalls dem VMVT nach-

geordnet.

Der VMVT ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld des VMVT erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus un-

ter anderem auf  Tiergesundheit und Tierschutz.

Nationales Lebensmittel- und Veterinär- 

Risikobewertungsinstitut (NMVRVI)

Aufgaben des NMVRVI:

•	 Risikobewertung

•	 Risikoforschung	
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Der VAAT, der dem ZUM untergeordnet ist, ist die 

zuständige Behörde für Pflanzenschutzmittel in 

Litauen. Das VAAT ist zuständig für die Bewertung 

und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln sowie 

die Nachzulassungskontrolle (Import, Lagerung, 

Verkauf, Kennzeichnung, Verpackung und Anwen-

dung von Pflanzenschutzmitteln). In diesem Zu-

sammenhang überwacht und koordiniert das VAAT 

die Aufgaben der 22 regionalen Pflanzenschutzin-

spektoren. 

Staatlicher Saat- und Getreidedienst (VSGT)

Aufgaben des VSGT:

•	 Risikomanagement	

Sitz: Vilnius

http://www.vsgt.lt/lt.php	

Der VSGT, als nachgeordnete Behörde des ŽŪM, 

ist für die Überwachung des Anbaus des Pflan-

zenvermehrungsmaterials von GVO zuständig. 

Der VSGT überwacht und koordiniert in diesem 

Bereich die Aufgaben der regionalen und lokalen 

Behörden.

Regionale und lokale Ebene

Die regionale und lokale Ebene in Litauen besteht 

aus Landkreisen, Städten und Bezirken. Es gibt den 

VMVT, mit insgesamt zehn Kreis-, fünf  Stadt- und 34 

Bezirksdienststellen. Diese Behörden sind für die 

Umsetzung der Lebensmittelgesetze und Lebens

mittelkontrollen zuständig. Sie werden von dem  

VASC, dem VMVT, VAAT und VSGT in deren jeweili-

gen Aufgabengebieten angewiesen und überwacht.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 VO (EG) Nr. 178/2002

1.	 National Nutrition Centre, Ministry of  Health 

(EFSA-Kontaktstelle)

2.	 State Food and Veterinary Service

3.	 State Plant Protection Service, Ministry of   

Agriculture

Sitz: Vilnius

http://vasc.sam.lt 	

Das VASC ist dem SAM untergeordnet. Das VASC 

koordiniert die Umsetzung der Lebensmittelsi-

cherheitspolitik in Litauen. Das VASC ist zuständig 

für die Ausarbeitung von Gesetzesentwürfen zu 

den Themen Hygiene von Lebensmitteln, Lebens-

mittelzusatzstoffe, Lebensmittelkontaminanten, 

Pflanzenschutzmittelrückstände, mikrobiologische 

Kriterien, Lebensmittelkennzeichnung, Nahrungs-

ergänzungsmittel, Novel Foods und GVO, Materia-

lien, die mit Lebensmitteln in Berührung kommen, 

Lebensmittel für besondere diätetische Anwen-

dungen, Trinkwasser, Mineralwasser, und Lebens-

mittelbestrahlung. Das VASC führt regelmäßig eine 

Überwachung des Lebensmittekonsums im Lande 

durch, setzt Risikobewertungsverfahren um, nimmt 

an der Ausarbeitung von Lebensmittelnormen und 

Verbraucherschulung, einschließlich wissenschaft

licher Risikobewertungen, teil. 

Das VASC ist die nationale EFSA Kontaktstelle.

Am Nationalen Forschungszentrum für Öffentliche 

Gesundheit ist ein Nationales Referenzlabor nach 

der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 angesiedelt.

Das Tätigkeitsfeld des VASC erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus,  

unter anderem auf  Ernährung.

Staatlicher Pflanzenschutzdienst (VAAT)

Aufgaben des VAAT:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement	

Sitz: Vilnius

http://www.vaat.lt	
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wirtschaftlichen Sektor in Luxemburg Es erarbeitet 

Gesetzesvorlagen im Bereich von Futtermitteln. 

Gesetzesvorlagen im Bereich von Lebensmitteln 

tierischen Ursprungs werden von der Veterinär-

verwaltung (ASV), die vom MAVDR abhängt, aber 

in diesem Bereich unter der Zuständigkeit des MS 

tätig wird, ausgearbeitet. Die Ackerbauverwaltung 

(ASTA), die Behörde für Sicherheit und Qualität in 

der Lebensmittelkette (OSQCA) und die Veterinär-

verwaltung (ASV) unterstützen als zuständige Fach-

behörden des Ressorts die Arbeit des  

MAVDR bzw. des MS. 

Die Organisation für die Sicherheit und Qualität der 

Lebensmittelkette (OSQCA) sorgt für die Abstim-

mung zwischen den zuständigen Behörden und 

den Behörden, die die Arbeiten des MS unterstüt-

zen. Die OSQCA und die ASV arbeiten gleichzeitig 

für das Gesundheitsministerium (MS) und das 

MAVDR. 

Der Zuständigkeitsbereich des MAVDR erstreckt 

sich über den Bereich der Lebensmittelsicherheit 

hinaus auf  Pflanzengesundheit, Pflanzenschutz, 

Tiergesundheit und Tierschutz. 

3.13 Luxemburg 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittelrecht 

in Luxemburg ist die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 

sowie die nationalen Lebensmittelgesetze. Bei le-

bensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden die 

Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen und im 

Streitfall über Schadensersatzansprüche der Ver-

braucher gegenüber den Lebensmittelunternehmen. 

Auch über die Rechtmäßigkeit von staatlichen 

Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewertun-

gen stützen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Luxemburg gibt es keine institutionelle Trennung 

von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft, Weinkultur und 

ländliche Entwicklung (MAVDR)

Aufgaben des MAVDR:

•	 Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement

•	 Risikokommunikation	

Sitz: Luxemburg

http://www.ma.public.lu	

Das MAVDR befasst sich mit der Agrarpolitik und 

insbesondere der Lebensmittelsicherheit im land-

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Luxemburg

ASVasta

OSQCA

mavdr MS

DIR SAN
- DS SECUALIM

- DPhM
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Behörde für Sicherheit und Qualität in der  

Lebensmittelkette (OSQCA)

Aufgaben der OSQCA:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement

•	 Risikokommunikation

•	 EFSA-Kontaktstelle

•	 RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Luxemburg

http://www.securite-alimentaire.public.lu

Die OSQCA ist ein nachgeordnetes Fachgremium im 

Geschäftsbereich des MAVDR und des MS. Risiko-

bewertungsverfahren, die vom OSQCA ausgearbeitet 

werden, werden den Behörden des MAVDR und des 

MS als Grundlage für Politik und Managementmaß-

nahmen unterbreitet. Auf  Anfrage des MAVDR und 

des MS erarbeitet die OSQCA Empfehlungen zur 

Lebensmittelsicherheit. Die OSQCA ist für die Ko-

ordination von staatlichen Futtermittel- und Lebens-

mittelkontrollen zuständig. Die OSQCA beaufsichtigt 

die zuständigen Behörden, die mit der Kontrolle der 

Lebensmittelkette befasst sind und koordiniert die 

offizielle Schulung für deren Mitarbeiter, wie in der 

Verordnung (EG) Nr. 882/2004 festgelegt.

In den Aufgabenbereich der OSQCA gehört der 

gesamte Bereich der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 

und insbesondere Futtermittel, Novel Foods, Rück-

stände von Pflanzenschutz- sowie Tierarzneimitteln, 

Nahrungsergänzungsmittel, GVO, Zoonosen, Mine-

ralwässer und Trinkwasser.

Die OSQCA ist die nationale EFSA- und RASFF-

Kontaktstelle. 

Ministerium für Gesundheit (MS)

Aufgaben des MS:

•	 Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement

•	 Risikokommunikation	

Sitz: Luxemburg

http://www.ms.etat.lu	

Das MS befasst sich mit der Gesundheitspolitik und 

insbesondere der Lebensmittelsicherheit in Luxem-

burg. Es erarbeitet im Bereich von allen Lebensmit-

teln Vorlagen für Gesetze. Die Zulassungsbehörde 

für Tierarzneimittel in Luxemburg ist das MS. Das 

MS überwacht im Bereich der staatlichen Lebens-

mittelsicherheitskontrollen die Aufgabenerledigung 

der nachgeordneten Fachbehörden. Die Lebens-

mittelsicherheitsbehörde (DS-SECUALIM) und die 

Behörde für Pharmazie und Medizin (DphM) der 

Direktion für Öffentliche Gesundheit und die ASV 

unterstützen als zuständige Fachbehörden des 

Ressorts die Arbeit des MS. 

Die OSQCA gewährleistet die Abstimmung zwi-

schen diesen zuständigen Behörden und den 

Behörden, die die Arbeit des MAVDR unterstützen. 

Die OSQCA und die ASV arbeiten gleichzeitig für 

das MS und das MAVDR.

Das Tätigkeitsfeld des MS erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  Biozide und kosmetische Mittel sowie 

viele andere Bereiche.
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Lebensmittelsicherheitsbehörde  

(DS-SECUALIM)

Die DS SECUALIM ist eine nachgeordnete Fach-

behörde im Geschäftsbereich des MS. Sie ist 

zuständig für Risikobewertung und die Umsetzung 

von staatlichen Lebensmittelsicherheitskontrollen 

im Bereich Lebensmittelhygiene, Kontaminanten, 

Nahrungsergänzungsmittel, besondere diätetische 

Lebensmittel, Lebensmittelkennzeichnung, Import 

von Lebensmitteln nicht-tierischen Ursprungs und 

Getränke. 

Behörde für Pharmazie und Medizin (DPhM)

Die DPhM ist eine nachgeordnete Fachbehörde im 

Geschäftsbereich des MS. Sie ist zuständig für die 

Risikobewertung und die Umsetzung der staatlichen 

Lebensmittelsicherheitskontrollen im Bereich Tier-

arzneimittel, die über Futtermittel verabreicht wer-

den, GVO, Novel Foods und Arzneimittel.

Regionale und lokale Ebene

Die regionale und lokale Ebene in Luxemburg 

besteht aus drei Distrikten, zwölf  Kantonen und 

116 Gemeinden. Die Koordination und Umsetzung 

der Futter- und Lebensmittel- sowie sonstiger Kon-

trollen erfolgt durch die Behörden der zentralen 

Ebene.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002

1.	 Centre de Recherche Public de la Santé

2.	 Laboratoire National de Santé

3.	 Centre de Recherche Public-Gabriel  

Lippmann

Ackerbauverwaltung (ASTA)

Aufgaben des ASTA:

Risikobewertung

Risikomanagement	

Sitz: Luxemburg

http://www.asta.etat.lu	

Die ASTA ist eine nachgeordnete Fachbehörde im 

Geschäftsbereich des MAVDR. Sie ist für die Risiko-

bewertung und Umsetzung von staatlichen Futter-

mittel- und Pflanzenschutzmittelkontrollen zuständig. 

Veterinärverwaltung (ASV)

Aufgaben der ASV:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement	

Sitz: Luxemburg

http://www.asv.etat.lu	

Die ASV ist eine nachgeordnete Fachbehörde im 

Geschäftsbereich des MAVDR und des MS. 

Die ASV ist für die Risikobewertung und die Umset-

zung von staatlichen Inspektionen im Bereich von 

Lebensmitteln tierischen Ursprungs sowie für staat-

liche Inspektionen in Bezug auf  Tiergesundheit und 

Tierschutz zuständig.

Direktion für öffentiche Gesundheit  

(DIR SAN)

Aufgaben der DIR SAN:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement	

Sitz: Luxemburg

http://www.securite-alimentaire.public.lu
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Zentrale Ebene

Ministerium für Ressourcen und Ländliche 
Angelegenheiten (MRRA)

Aufgaben des MRRA:
•	 �Agrarpolitik, Lebens- und Futtermittelsicher-

heit
•	Risikomanagement	

Sitz: Valletta
http://mrra.gov.mt	

Das MRRA befasst sich mit der Agrarpolitik und 
insbesondere der Lebensmittel- und Futter-
mittelsicherheit in Malta. Es ist die zuständige 
Behörde für Kontrollen von Lebensmitteln tieri-
schen Ursprungs. Das MRRA ist zuständig für 
Empfehlungen, Zulassungen und Inspektionen 
aller Arten von Betrieben im Zusammenhang 
mit Lebensmitteln tierischen Ursprungs sowie 
für Importkontrollen für Lebensmittel tierischen 
Ursprungs und Futtermittel.

In den Aufgabenbereich des MRRA gehören 
unter anderem Futtermittel, GVO, Zoonosen und 
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln sowie 

3.14 Malta 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Malta ist das Lebensmittelgesetz. Bei 
lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 
der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-
unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 
von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig 
auf  Risikobewertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Malta gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden nicht veröffentlicht.

Im Allgemeinen hat Malta ein nationales zent-
rales System. Aufgrund der geringen Ausmaße 
der verschiedenen Dienststellen sind die zentra-
len Büros nicht nur für Politik und Koordinierung 
verantwortlich, sondern auch für die unmittel
bare Umsetzung der Kontrollen.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Malta

Nachgeordnete regionale Kontrollbehörden der MSOP

FSC

MRRA MSOP

MSA
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Kommission für Lebensmittelsicherheit (FSC)

Aufgaben der FSC:
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle
•	Risikoforschung	

Sitz: Msida
http://www.health.gov.mt/fsc/fschome.htm

Die FSC ist eine unabhängige staatliche Koordi-
nierungsbehörde, dem MSOP untergeordnet ist. 
Die FSC ist sowohl für das Risikomanagement 
und die Risikokommunikation als auch für die 
Risikobewertung zuständig. Sie ist eine Koor-
dinierungsstelle zwischen dem MRRA, dem 
MSOP und der MSA und fungiert als Forum für 
Kooperationen. 

Die FSC ist zuständig für die Registrierung aller 
Lebensmittelbetriebe.

Technische und wissenschaftliche Beratung 
erfolgt über die Maltesische Normenbehörde 
(MSA).

Die FSC ist die nationale RASFF-Kontaktstelle. 

In Malta ist das Öffentliche Gesundheitslabor 
nationales Referenzlaboratorium nach der Ver-
ordnung (EG) Nr. 882/2004 und nutzt nationale 
Referenzlaboratorien anderer europäischer 
Mitgliedstaaten.

von Tierarzneimitteln. Die Zulassungsbehörde 
für Tierarzneimittel in Malta ist das MRRA.

Das Tätigkeitsfeld des MRRA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Tierge-
sundheit und Tierschutz.

Ministerium für Sozialpolitik (MSOP)

Aufgaben des MSOP:
•	 �Sozial- und Gesundheitspolitik, Lebens

mittelsicherheit
•	Risikomanagement	

Sitz: Valletta
http://www.sahha.gov.mt	

Das MSOP befasst sich mit der Sozial- und Ge-
sundheitspolitik sowie der Lebensmittelsicher-
heit in Malta. Es ist verantwortlich für Kontrollen 
von Lebensmitteln und Lebensmittelhygiene. 
Das MSOP ist zuständig für die Überwachung 
und Koordinierung der Durchführung der Kont-
rollen. Die Verantwortung für die Kontrollen liegt 
bei den sieben regionalen Dienststellen.

In den Aufgabenbereich des MSOP gehören 
unter anderem Hygiene, Novel Foods, Nah-
rungsergänzungsmittel, Mineralwässer und 
Trinkwasser.

Das Tätigkeitsfeld des MSOP erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Ernährung.
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mittel, Gesundheits- und Nährwertangaben 
und Mineralwässer. Die Zulassungsbehörde für 
Pflanzenschutzmittel in Malta ist die MSA.

Die MSA ist die nationale EFSA-Kontaktstelle. 

Das Tätigkeitsfeld der MSA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  kosmetische Mittel, Biozide, 
Bedarfsgegenstände sowie Gesundheits- und 
Nährwertangaben.

Regionale und lokale Ebene
Die Umsetzung der Lebensmittelkontrollen er-
folgt durch sieben regionale Kontrollbehörden, 
die dem MSOP nachgeordnet sind.

 Die Koordinierung der Lebensmittel- und Fut-
termittelinspektion erfolgt auf  der Ebene der 
Lebensmittelsicherheitskommission.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
In Malta ist zurzeit keine Einrichtung nach Artikel 
36 VO (EG) Nr. 187/2002 am EFSA-Netzwerk 
beteiligt.

Maltesische Normungsbehörde (MSA)

Aufgaben der MSA:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Valletta
http://www.msa.org.mt	

Die MSA ist eine von der Regierung eingesetzte 
Fachbehörde im Geschäftsbereich des Ministe-
riums für Finanzen und Wirtschaft (MFIN). Das 
Lebensmittelsicherheitsgesetz überträgt beson-
dere Zuständigkeiten für Risikobewertung auf  
das MSA. Risikobewertungen der MSA dienen 
dem MRRA und MSOP als Grundlage für Ma-
nagementmaßnahmen im Bereich der Lebens-
mittelsicherheit. Die MSA hat Risiken zu bewer-
ten, neue gesundheitliche Risiken aufzuspüren 
und Empfehlungen zur Risikominimierung zu 
erarbeiten. 

In den Aufgabenbereich der MSA gehören unter 
anderem Novel Foods, Nahrungsergänzungs-
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Das LNV befasst sich mit der 

Agrarpolitik und insbesondere 

der Lebensmittelsicherheit im 

landwirtschaftlichen Sektor in den 

Niederlanden. Das LNV befasst 

sich mit der Agrarpolitik und 

insbesondere der Lebensmittel-

sicherheit im landwirtschaftlichen 

Sektor sowie mit der einfachen 

Rückverfolgbarkeit des Ursprungs 

von Lebensmitteln. Das LNV über-

trägt die primäre Verantwortung 

für die Lebensmittelproduktion 

auf  Landwirte, Obstbauern und 

Fischer. In den Niederlanden sind tägliche Prüfun-

gen und Inspektionen der Produktionsprozesse in 

der Verantwortung der Wirtschaft oder der Branche 

selbst. Die Regierung konzentriert sich auf  die 

Überwachung der Kontrollsysteme der Sektoren: 

„Überwachen des Überwachers“. Es erarbeitet im 

Bereich von Lebensmitteln tierischen Ursprungs 

und Futtermitteln Vorlagen für Gesetze. Die Behör-

de für Lebensmittel- und Verbraucherproduktsi-

cherheit (VWA) und das Allgemeine Aufsichtsamt 

(AID) sowie das PD unterstützen als zuständige 

Fachbehörden des Ressorts die Arbeit des LNV. 

Risikobewertungen des Büros für Risikobewertung 

(BuR) der VWA dienen dem LNV als Grundlage  

für Managementmaßnahmen im Bereich von Le-

bensmitteln tierischen Ursprungs.

In den Aufgabenbereich des LNV gehören unter 

anderem Zoonosen, GVO und Rückstände von 

Pflanzenschutz- sowie Tierarzneimitteln in Futter-

mitteln. Die Zulassungsbehörde für Pflanzenschutz- 

und Tierarzneimittel in den Niederlanden ist das 

LNV.

Das Tätigkeitsfeld des LNV erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  Pflanzengesundheit, Pflanzenschutz, 

Tiergesundheit und Tierschutz.

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-

recht in den Niederlanden ist das Arengesetz. Bei 

lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 

die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 

und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 

der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-

unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit von 

staatlichen Maßnahmen – die sich häufig auf  Risi-

kobewertungen stützen – entscheiden letztendlich 

die Gerichte.

In den Niederlanden gibt es keine institutionelle 

Trennung von Risikobewertung und Risikomanage-

ment. 

Risikobewertungen werden nicht veröffentlicht.

Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft, Natur und Le-

bensmittelqualität (LNV)

Aufgaben des LNV:

•	 Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement	

Sitz: Den Haag

http://www.minlnv.nl

	

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in den Niederlanden
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3.15 Niederlande 
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Die VWA ist eine nachgeordnete, unabhängige 

Fachbehörde im Geschäftsbereich des LNV sowie 

eine Bereitstellungsagentur für das VWS. Ihre drei 

Hauptaufgaben sind: Überwachung, Risikobewer-

tung und Risikokommunikation. Weitere bedeuten-

de Aktivitäten sind Störfall- und Krisenmanagement 

sowie politische Beratung für das LNV. Die VWA 

ist zuständig für die Inspektion von Lebensmitteln 

und Waren, die Einhaltung der geltenden Bestim-

mungen, die Kommunikation über Lebensmittel 

und Waren sowie die Prävention. Die Risikobewer-

tungsabteilung BuR ist eine unabhängige Einheit 

innerhalb der VWA und führt Risikobewertungen für 

das LNV und das VWS durch. 

Risikobewertungen des BuR dienen dem LNV und 

dem VWS als Grundlage für Managementmaßnah-

men. Das BuR hat Risiken frei von wirtschaftlichen, 

politischen oder gesellschaftlichen Interessen zu 

bewerten, neue gesundheitliche Risiken aufzuspü-

ren und Empfehlungen zur Risikominimierung zu 

erarbeiten. Als in den Ergebnissen ihrer Stellung-

nahmen unabhängige wissenschaftliche Einrich-

tung erarbeitet das BuR Gutachten zur Risikobe-

wertung. Weitere Schwerpunkte bestehen in der 

Forschung sowie in der transparenten Kommunika-

tion mit Öffentlichkeit, Wissenschaften und anderen 

beteiligten oder interessierten Kreisen. Das BuR 

veröffentlicht seine Risikobewertungen.

Die VWA ist für die Überwachung und, neben 

dem AID, für die Koordination und Umsetzung von 

staatlichen Futtermittel- und Lebensmittelkontrollen 

zuständig. Das Risikomanagement ist innerhalb der 

VWA funktional von der Risikobewertung getrennt.

Das BuR ist die nationale EFSA- und RASFF-

Kontaktstelle. 

Die VWA ist ein nationales Referenzlaboratorium 

nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004. 

Das Tätigkeitsfeld der VWA erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  Tiergesundheit, Tierschutz und Non-

Food (Bedarfsgegenstände).

Ministerium für Gesundheit, Wohlfahrt und 

Sport (VWS)

Aufgaben des VWS:

•	 Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement	

Sitz: Den Haag

http://www.minvws.nl	

Das VWS befasst sich mit der Gesundheitspolitik und 

der Lebensmittelsicherheit in den Niederlanden. Es 

erarbeitet im Bereich von Lebensmitteln nicht tieri-

schen Ursprungs Vorlagen für Gesetze. Risikobewer-

tungen des BUR innerhalb der VWA dienen dem VWS 

als Grundlage für Managementmaßnahmen im Be-

reich von Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs.

In den Aufgabenbereich des VWS gehören unter 

anderem Nahrungsergänzungsmittel, Novel Foods, 

Mineralwässer, Trinkwasser, Pflanzen, Rückstände 

von Pflanzenschutz- sowie Tierarzneimitteln und 

GVO in dem Bereich von Lebensmitteln nicht tieri-

schen Ursprungs.

Das Tätigkeitsfeld des VWS erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  kosmetische Mittel und Bedarfsge-

genstände.

Behörde für Lebensmittel- und Verbraucherpro-

duktsicherheit (VWA)

Aufgaben des VWA:

•	 Risikobewertung

•	 Risikokommunikation

•	 Risikomanagement

•	 EFSA-Kontaktstelle

•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Den Haag

http://www.vwa.nl	
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reich der Veterinärwissenschaft tätig. Es trägt zum 

Schutz der Gesundheit von Tieren und Menschen 

bei, indem Forschungsprojekte durchgeführt und 

Empfehlungen zu Tierkrankheiten (Zoonosen) aus-

gesprochen werden. Das RIKILT ist eine Organisa-

tion im Bereich der Lebensmittel- und Futtermittelsi-

cherheit und Gesundheit, das Forschungsprojekte 

in Bezug auf  Stoffe in Futtermitteln und Gemüse, 

Lebensmitteln tierischen Ursprungs sowie zusam-

mengesetzten Lebensmitteln durchführt. Das RIVM 

ist ein führendes Fachzentrum in den Bereichen 

Gesundheit, Ernährung und Umweltschutz. Das In-

stitut arbeitet hauptsächlich für die niederländische 

Regierung.

Das CVI, das RIKILT und das RIVM sind Nationale 

Referenzlaboratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 

882/2004. 

Regionale und lokale Ebene

Die regionale und lokale Ebene in den Nieder-

landen besteht aus zwölf  Provinzen sowie 441 

Gemeinden. Die Koordination und Umsetzung der 

Futter- und Lebensmittelkontrollen erfolgt durch 

regionale Abteilungen der VWA und des AID. Die 

VWA hat fünf  und das AID drei regionale Abteilun-

gen.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002

  1.	 Food and Consumer Product Safety Authority 

(EFSA-Kontaktstelle)

  2.	 RIKILT – Institute of  Food Safety

  3.	 National Institute for Public Health and the En-

vironment

  4.	 Central Institute for animal  

Disease Control CIVI-Lelystad

  5.	 Plant Protection Service 

  6.	 Institute for Environmental Studies, Vrije  

Universiteit

  7.	 Board for the Authorisation of  Pesticides

  8.	 Alterra B.V.

  9.	 Plant Research International B.V.

10.	 ASG Veehouderij BV

11.	 Landbouw-Economisch Instituut

 

Allgemeines Aufsichtsamt (AID)

Aufgaben des AID:

•	 Risikomanagement	

Sitz: Den Haag

http://www.aid.nl	

Das AID sorgt dafür, dass soviele Verbraucher und 

Betriebe wie möglich die Reglungen in Bezug auf  

Lebensmittelsicherheit, Tierschutz und Naturschutz 

einhalten. Die AID ist zuständig für die Prüfung von 

Ladungen mit Agrarerzeugnissen sowohl in den 

Niederlanden als auch im Ausland. Dazu gehören 

Lebendvieh, Düngemittel oder Fleisch. 

Pflanzenschutzamt (PD)

Aufgaben des DD:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement	

Sitz: Wageningen

http://www.min/nv.nl/pd	

Das PD ist im Bereich von Pflanzenschutzmitteln 

und deren Zulassung tätig. 

Das PD ist ein Nationales Referenzlaboratorium 

nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004.

Zentrales Veterinärinstitut (CVI) / Institut für 

Lebensmittelsicherheit (RIKILT) / Nationales Insti-

tut für öffentliche Gesundheit und Umwelt (RIVM)

Aufgaben des CVI, RIKILT und RIVM:

•	 Risikobewertung

•	 Risikoforschung	

Sitz: BA Bilthoven

http://www.cvi.wur.nl

http://www.rikilt.wur.nl

http://www.rivm.nl	

Das CVI, das RIKILT und das RIVM sind unabhän-

gige Forschungseinrichtungen. Das CVI ist im Be-
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Föderale Ebene

Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 

Aufgaben des BMG:
•	Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikomanagement	

Sitz: Wien
http://www.bmg.gv.at	

Das BMG befasst sich mit der Gesundheitspoli-
tik und insbesondere der Lebensmittelsicherheit 
in Österreich. Es erarbeitet auf  Grundlage von 
Risikobewertungen der Österreichischen Agen-
tur für Gesundheit und Ernährungssicherheit 
GmbH (AGES) im Bereich der Lebensmittel
sicherheit Vorlagen von Gesetzen, erlässt 
Verordnungen und ist für die Koordination staat
licher Lebensmittelkontrollen zuständig.

In den Aufgabenbereich des BMG gehören 
unter anderem Novel Foods, Nahrungsergän-
zungsmittel, GVO, Zoonosen, Mineralwässer, 
Trinkwasser und Rückstände von Pflanzen-
schutzmitteln sowie von Tierarzneimitteln. Zulas-
sungsbehörde für Tierarzneimittel in Österreich 

3.16 Österreich 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Österreich ist das Lebensmittelsicher-
heits- und Verbraucherschutzgesetz. Bei le-
bensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte bzw. Verwaltungsbehörden über 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber  
den Lebensmittelunternehmen. Auch über  
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnah- 
men – die sich häufig auf  Risikobewertungen  
stützen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Österreich sind Risikobewertung und Risiko-
kommunikation vom Risikomanagement weit
gehend institutionell getrennt. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen. 

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Österreich

AGES

bmg bmlfuw

regionale und lokale Behörden
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Österreichische Agentur für Gesundheit und 
Ernährungssicherheit GmbH (AGES)

Aufgaben der AGES:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle
•	Risikoforschung	

Sitz: Wien
http://www.ages.at	

Die AGES ist eine GmbH im Eigentum des BMG 
und des BMLFUW. In Österreich sind in der 
AGES mehrere Bundesanstalten und Bundes-
ämter aus den Bereichen Lebensmitteluntersu-
chung, Bakteriologie und Serologie, Veterinär-
medizin und Landwirtschaft in einem Unterneh-
men gebündelt. Die AGES ist im Auftrag der Re-
publik Österreich im Bereich Risikobewertung 
und Risikokommunikation tätig. Sie hat Risiken 
frei von wirtschaftlichen, politischen oder ge-
sellschaftlichen Interessen zu bewerten, neue 
gesundheitliche Risiken aufzuspüren und Emp-
fehlungen zur Risikominimierung zu erarbeiten. 
Risikobewertungen der AGES dienen dem BMG 
und BMLFUW als Grundlage für Management-
maßnahmen. Weitere Schwerpunkte bestehen 
in der Forschung sowie in der transparenten 
Kommunikation mit Öffentlichkeit, Wissenschaf-
ten und anderen beteiligten oder interessierten 
Kreisen. Risikobewertungen der AGES werden 
grundsätzlich im Internet veröffentlicht.

In den Aufgabenbereich der AGES gehören 
unter anderem Futtermittel, Novel Foods, Nah-
rungsergänzungsmittel, GVO, Zoonosen, Mine-
ralwässer und Rückstände von Pflanzenschutz-
mitteln sowie von Tierarzneimitteln. 

Die AGES ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle. 

ist das BMG. Es entscheidet weiterhin über An-
träge zum Versuchsanbau gentechnisch verän-
derter Pflanzen und ist auch an der Zulassung 
gentechnisch veränderter Organismen (GVO) 
in Verbindung mit Lebens- und Futtermitteln 
beteiligt.

Das Tätigkeitsfeld des BMG erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Tiergesundheit und Tier-
schutz.

Bundesministerium für Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft (BMLFUW)

Aufgaben des BMLFUW:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit	

Sitz: Wien
http://www.lebensministerium.at	

Das BMLFUW befasst sich mit der Agrarpolitik 
und insbesondere der Lebensmittelsicherheit 
in Österreich. Es erarbeitet auf  Grundlage von 
Risikobewertungen der AGES im Bereich von 
Lebens- und Futtermitteln sowie Grundwasser 
Vorlagen von Gesetzen und erlässt Verordnun-
gen. Das Bundesamt für Ernährungssicherheit 
(BAES) unterstützt als zuständige Fachbehörde 
des Ressorts die Arbeit des BMLFUW.

Das Tätigkeitsfeld des BMLFUW erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit 
hinaus unter anderem auf  Pflanzengesundheit 
und Pflanzenschutz.
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Zulassungsbehörde für Pflanzenschutzmittel in 
Österreich ist das BAES.

Das Tätigkeitsfeld des BAES erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Pflanzengesund-
heit.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Österreich 
besteht aus neun Bundesländern, die sich in 
99 Bezirke (15 Stadtbezirke, 84 Landbezirke) 
gliedern. Die Bezirke sind wiederum in Ge-
meinden unterteilt. Für die Umsetzung der 
Lebensmittelkontrollen sind je nach gesetzlicher 
Kompetenzverteilung entweder die Bundesbe-
hörden oder die regionalen und lokalen Fach-
behörden der Bundesländer zuständig. Im Fall 
der gesetzlichen Zuständigkeit des Bundes hat 
der Bund – vor allem das BMG – in bestimmten 
Fachgebieten die Koordination und Umsetzung 
der Lebensmittelkontrollen auf  die Bundeslän-
der übertragen. Das BMLFUW hingegen hat die 
Koordination und Umsetzung staatlicher Futter-
mittelkontrollen auf  das nachgeordnete BAES 
übertragen.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
1.	 Österreichische Agentur für Gesundheit und 

Ernährungssicherheit (EFSA-Kontaktstelle)
2.	 Umweltbundesamt GmbH

An der AGES sind 21 nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
sowie Referenzlabors im veterinärmedizinischen 
und humanmedizinischen Bereich angesiedelt.

Das Tätigkeitsfeld der AGES erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Tiergesundheit, Tierschutz, 
Pflanzengesundheit und Pflanzenschutz, Bo-
dengesundheit und Düngemittel, Saatgut, Bie-
nengesundheit. Ein weiterer Tätigkeitsbereich 
ist die Überwachung und Zulassung von Arznei-
mitteln und Medizinprodukten.

Bundesamt für Ernährungssicherheit 
(BAES)	

Aufgaben des BAES:
Risikomanagement	

Sitz: Wien
http://www.baes.gv.at	

Das BAES ist dem BMLFUW nachgeordnet und 
in die Organisationsstruktur der AGES einge-
gliedert. In der AGES sind Bundesbehörden wie 
das BAES verschiedener Sachgebiete entlang 
der Nahrungsmittelkette in einem Unternehmen 
gebündelt. Das BAES ist im Bereich von Fut-
termitteln für die Koordination und Umsetzung 
staatlicher Futtermittelkontrollen zuständig. Die 
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tierischen Ursprungs und der Umsetzung von EU-

Richtlinien Vorlagen für Gesetze. Das MZ ist für die 

Koordinierung staatlicher Aufgaben in der Lebens-

mittelsicherheit zuständig. Die oberste Gesundheits-

aufsicht (GIS) und der ihm nachgeordnete Staatliche 

Gesundheitsdienst (PIS) unterstützt als zuständige 

Fachbehörde des Ressorts die Arbeit des MZ. Sie 

sind für die Lebensmittelkontrollen im Bereich von 

Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs zuständig.

Der Schwerpunkt des MZ liegt beim Risikomanage-

ment. Risikobewertungen des Nationalen Lebensmit-

tel- und Ernährungsinstituts (IZZ) und des Nationalen 

Instituts für Öffentliche Gesundheit – Nationalen 

Instituts für Hygiene (NIZP-PZH) dienen dem MZ als 

Grundlage für Managementmaßnahmen im Bereich 

von Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs.

In den Aufgabenbereich des GIS gehören unter an-

derem Pflanzenschutzmittelrückstände, Nahrungser-

gänzungsmittel, Novel Foods, GVO in Lebensmitteln, 

Zoonosen, Lebensmittelzusatzstoffe und Trinkwas-

ser. Es überwacht in diesem Bereich die Aufgabe-

nerledigung der regionalen und lokalen Behörden. 

Die Zulassungsbehörde für Tierarzneimittel in Polen 

ist das MZ. Es arbeitet im Bereich der Lebensmittel-

sicherheit mit dem MRiRW und im Bereich von GVO 

mit dem MRiRW und dem Ministerium für Umwelt-

schutz (MS) zusammen. Der GIS des MZ ist die nati-

onale Kontaktstelle für Pflanzenschutzprodukte.

3.17 Polen 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittelrecht 

in Polen ist das Lebensmittel- und Ernährungs

sicherheitsgesetz vom 25. August 2006. 

In Polen gibt es Ansätze der institutionellen Tren-

nung von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden im Internet nicht ver

öffentlicht.

Zentrale Ebene

Oberste Gesundheitsaufsicht (GIS) des  

Ministerium für Gesundheit (MZ) 

Aufgaben des GIS & MZ:

•	 �Gesundheitspolitik und Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement

•	 EFSA-Kontaktstelle

•	 RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Warschau

http://www.mz.gov.pl

http://www.pis.gov.pl

Das MZ befasst sich mit der Gesundheitspolitik und 

insbesondere der Lebensmittelsicherheit in Polen. 

Es erarbeitet im Bereich von Lebensmitteln nicht 

MFMZ (GIS) MRiRW

NIZP-PZH

PIWET

IZZ

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Polen

Zollbehörden und andere nachgeordnete Fachbehörden
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regionalen und lokalen Behörden. Die Zulassungs-

behörde für Pflanzenschutzmittel in Polen ist das 

MRiRW. Es arbeitet im Bereich der Lebensmittelsi-

cherheit mit dem MZ und im Bereich von GVO mit 

dem MZ und dem MS zusammen. 

Das Tätigkeitsfeld des MRIRW erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus un-

ter anderem auf  Tiergesundheit und Tierschutz.

Finanzministerium (MF) / Zollbehörden

Aufgaben des MF:

•	 Risikomanagement	

Sitz: Warschau

http://www.mf.gov.pl	

Die Zollbehörden (SC) des MF befassen sich mit 

den Grenzkontrollen von Lebensmitteln. Die SC 

kooperieren mit der GIW bei Kontrollen im Rahmen 

der Einfuhr von Tieren, Lebensmitteln tierischen 

Ursprungs und Futtermitteln, mit der PIORIN bei 

Kontrollen von Export und Import reglementierter 

Pflanzen und Pflanzenmaterialien und der GIS bei 

Kontrollen des Imports von Lebensmitteln pflanzli-

chen Ursprungs.

Amt für Wettbewerb und Verbraucherschutz 

(UOKiK)

Aufgaben des UOKiK:

•	 Risikomanagement	

Sitz: Warschau

http://www.uokik.gov.pl	

Der Präsident des UOKiK ist eine zentrale Behörde 

der staatlichen Verwaltung. Er untersteht unmittel-

bar dem Premierminister, der ihn aus den Mitglie-

dern des staatlichen Beamtenstabs ernennt. Der 

Präsident ist verantwortlich für die Formulierung der 

Kartellpolitik sowie der Verbraucherschutzpolitik.

Die GIS des MZ ist die nationale EFSA-und RASFF-

Kontaktstelle.

Am MZ sind 16 nationale Referenzlaboratorien 

nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 angesie-

delt. 

Das Tätigkeitsfeld des MZ erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  Bedarfsgegenstände.

Ministerium für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung (MRiRW)

Aufgaben des MRiRW:

•	 �Agrarpolitik und Sicherheit von Lebensmittel 

tierischen Ursprungs

•	 Risikomanagement	

Sitz: Warschau

http://www.minrol.gov.pl	

Das MRiRW befasst sich mit der Agrarpolitik und 

der Lebensmittelsicherheit im landwirtschaftli-

chen Sektor in Polen. Es erarbeitet im Bereich von 

Lebensmitteln tierischen Ursprungs Vorlagen für 

Gesetze. Die Allgemeine Veterinäraufsichtsbehörde 

(GIW), die Staatliche Pflanzengesundheit- und Saat

aufsicht (PIORIN) und die Landwirtschafts- und 

Lebensmittelqualitätsaufsicht (IJHARS) unterstüt-

zen als zuständige Fachbehörden des Ressorts 

die Arbeit des MRiRW. Sie sind für die staatlichen 

Lebensmittelkontrollen im Bereich von Lebensmit-

teln tierischen Ursprungs zuständig. Der Schwer-

punkt des MRiRW liegt beim Risikomanagement. 

Risikobewertungen des Nationalen Veterinärfor-

schungsinstituts (PIWET) dienen dem MRiRW als 

Grundlage für Managementmaßnahmen im Bereich 

von Lebensmitteln tierischen Ursprungs. 

In den Aufgabenbereich des MRiRW gehören unter 

anderem Futtermittel, Tierarzneimittelrückstände, 

Novel Foods, GVO und Zoonosen. Das MRiRW 

überwacht in diesen Bereichen die Aufgaben der 



EU-Almanach Lebensmittelsicherheit

62

Nationales Veterinärforschungsinstitut  

(PIWET)

Aufgaben des PIWET:

•	 Risikobewertung

•	Risikoforschung 

Sitz: Puławy

http://www.piwet.pulawy.pl 

In den Aufgabenbereich des PIWET gehören Risiko-

bewertungen und -forschungen zur Politikberatung 

und als Grundlage für Managemententscheidungen 

des MRiRW. Das PIWET erarbeitet Gutachten zur 

Risikobewertung im Zusammenhang mit Futtermit-

teln, Tierarzneimittelrückständen und Zoonosen.

Regionale und lokale Ebene

Die regionale und lokale Ebene in Polen besteht aus 

16 Verwaltungsbezirken, 379 ländlichen Regionen 

und 2.478 Gemeinden. Auf  dieser regionalen und 

lokalen Ebene sind regionale Fachbehörden des MZ 

und MRiRW für die Umsetzung der Lebensmittelge-

setze und Lebensmittelkontrollen zuständig. Sie wer-

den von dem MZ und dem MRiRW in deren jeweili-

gen Aufgabengebieten angewiesen und überwacht.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002

  1.	 National Veterinary Research Institute

  2.	 National Research Institute of  Animal  

Production

  3.	 Research Institute of  Medicinal Plants

  4.	 National Institute of  Public Health – National 

Institude of  Hygiene

  5.	 National Food and Nutrition Institute

  6.	 Institute of  Soil Science and Plant Cultivation – 

State Research Institute

  7.	 Sea Fisheries Institute

  8.	 Warsaw Agricultural University, Faculty of  Vete-

rinary Medicine, Department of  Food Hygiene 

and Public Health

  9.	 University of  Warmia and Mazury

10.	 Research Institute of  Pomology and Floriculture

Nationales Lebensmittel- und Ernährungs

institut (IZZ)

Aufgaben des IZZ:

•	 Risikobewertung

•	 Risikoforschung	

Sitz: Warschau

http://www.izz.waw.pl	

In den Aufgabenbereich des IZZ gehören Risiko-

bewertungen und -forschungen zur Politikberatung 

und als Grundlage für Managemententscheidungen 

des MZ. Das IZZ erarbeitet Gutachten zur Risiko

bewertung im Zusammenhang mit der Ernährung.

Nationales Institut für Öffentliche Gesundheit – 

Nationales Institut für Hygiene (NIZP-PZH)

	

Aufgaben des NIZP-PZH:

•	 Risikobewertung

•	 Risikoforschung	

Sitz: Warschau

http://www.pzh.gov.pl	

In den Aufgabenbereich des NIZP-PZH gehören 

Risikobewertungen und- forschungen zur Politik-

beratung und als Grundlage für Managementent-

scheidungen des MZ. Das NIZP-PZH erarbeitet 

Gutachten zur Risikobewertung im Zusammenhang 

mit Lebensmittelzusatzstoffen, biologischen Risi-

ken, chemischen Fremdstoffen, Pflanzenschutzmit-

telrückständen und Trinkwasser. 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft, ländliche Ent-

wicklung und Fischerei (MADRP)

Aufgaben des MADRP:

•	 Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement

•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Lissabon

http://portal.min-agricultura.pt	

Die meisten Zuständigkeiten im Bereich der Le-

bensmittelkontrolle sind beim Ministerium für Land-

wirtschaft, Ländliche Entwicklung und Fischerei 

(MADRP) angesiedelt. Innerhalb dieses Ministe-

riums ist das Büro für Politik und Planung (GPP) 

zuständig für die Koordinierung der Gesetzgebung, 

die Ausarbeitung von Gesetzesvorlagen und den 

mehrjährigen Kontrollplan. Es ist außerdem zustän-

dig für die Implementierung der Lebensmittelsi-

cherheitskontrollen für Lebensmittel nicht-tierischen 

Ursprungs.

Das Veterinärdirektorat (DGV) ist eine untergeord-

nete Fachbehörde des MADRP.

Das MADRP ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.

3.18 Portugal 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittelrecht 

in Portugal ist die Rechtsverordnung Nr. 113/2006, 

in Verbindung mit dem europäischen Lebensmit-

telrecht. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 

entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 

Maßnahmen und im Streitfall über Schadensersatz-

ansprüche der Verbraucher gegenüber den Lebens-

mittelunternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 

von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig auf  

Risikobewertungen stützen – entscheiden letztend-

lich die Gerichte.

In Portugal gibt es keine institutionelle Trennung 

von Risikobewertung, Risikokommunikation und 

Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im Inter-

net veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche Regelun-

gen entgegenstehen. 

madrp

dgv asae

mei

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Portugal

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Die ASAE fungiert als nationale Behörde mit Zu-

ständigkeit für die Durchführung von Inspektionen 

zur Bekämpfung und Verhütung von Betrug in allen 

Wirtschaftsbereichen, einschließlich Lebensmittel, 

Futtermittel und Rückstände. Sie ist außerdem 

verantwortlich für Risikobewertung und -kommuni-

kation im Zusammenhang mit Lebensmitteln und 

Futtermitteln. Dies wird von einem Wissenschaft-

lichen Direktorat vorgenommen, das alle EFSA-

bezogenen Aktivitäten koordiniert, einschließlich 

der portugiesischen Vertretung im Beirat der EFSA 

und als Kontaktstelle. Die Struktur dieser Behörde 

deckt das gesamte Land sowie mehrere zentrale 

und regionale Kontrolldienste ab. 

In den Aufgabenbereich der ASAE gehören unter 

anderem Futtermittel, Novel Foods, Nahrungser-

gänzungsmittel, GVO, Zoonosen, Rückstände von 

Pflanzenschutzmitteln und Mineralwässer. Eine 

andere Behörde, die Regulierungsbehörde für 

Wasser und Abfall, ist in Portugal für Trinkwasser 

zuständig.

Die ASAE ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

An der ASAE ist ein nationales Referenzlabora-

torium nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 

angesiedelt. 

Das Tätigkeitsfeld der ASAE erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 

unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Tier

gesundheit und Tierschutz.

Allgemeines Direktorat für Veterinäre Angele-

genheiten (DGV)

Aufgaben des DGV:

•	 Risikobewertung

•	 Risikomanagement	

Sitz: Lissabon

http://www.dgv.min-agricultura.pt	

Drei nationale Referenzlaboratorien nach der Verord-

nung (EG) Nr. 882/2004 sind in einer dem MADRP 

nachgeordneten Einrichtung angesiedelt, dem Nati-

onalen Institut für biologische Ressourcen (INRB).

Das Tätigkeitsfeld des MADRP erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 

unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Tierge-

sundheit, Tierschutz, Biozide und Vergiftungsmel-

dungen.

Ministerium für Wirtschaft und Innovation (MEI)

Aufgaben des MEI:

•	 Verbraucherpolitik, Lebensmittelsicherheit

•	 Risikomanagement	

Sitz: Lissabon

http://www.min-economia.pt	

Das MEI befasst sich mit der Verbraucherpolitik 

und insbesondere der Lebensmittelsicherheit in 

Portugal. Die Behörde für Wirtschaft und Lebens-

mittelsicherheitsnormen (ASAE) unterstützt als 

zuständige Fachbehörde des Ressorts die Arbeit 

des MEI. 

Behörde für Wirtschaft und Lebensmittel

sicherheitsnormen (ASAE)

Aufgaben der ASAE:

•	 Risikobewertung

•	 Risikokommunikation

•	 Risikomanagement

•	 EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Lissabon

http://www.asae.pt	

Die ASAE ist als nachgeordnete Fachbehörde des 

MEI für Risikobewertung, Risikokommunikation und 

Risikomanagement (Lebensmittelinspektion) in der 

Lebensmittelsicherheit zuständig. 
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  4.	 National Institute of  Pharmacy and Medicines

  5.	 Direcção Geral de Veterinária

  6.	 Laboratório National de Investigaçáo Veteriná-

ria 

  7.	 National Institute for Engineering, Technology 

and Innovation

  8.	 Faculdade de Farmácia da Universidade de 

Lisboa 

  9.	 Universidade de Lisboa Faculdade de  

Medicina Veterinária 

10.	 Escola Superior de Tecnologia – Universidade 

do Algarve 

11.	 Universidade de Lisboa 

12.	 University of  Coimbra 

13.	 Clìnica Universitària de Medicina – Faculdade 

de Medicina – Coimbra 

14.	 Instituto Superior de Ciências da Saúde Egas 

Moniz 

15.	 University of  Porto, Faculty of  Nutrition and 

Food Sciences 

16.	 Faculdade de Medicina da Universidade do 

Porto 

17.	 Faculdade de Farmacia da Universidade do 

Porto

18.	 ICETA Instituto de Ciências e Tecnologias 

Agrárias e Agro-Alimentares 

19.	 Área Departamental de Ciencia e Tecnologia 

de Alimentos, Escola Superior Agrária Instituto 

Politécnico de Beja 

20.	 Instituto Politécnico de Leiria

21.	 Instituto Politécnico de Santarém 

22.	 Instituto Superior de Agronomia 

23.	 Universidade Lusófona de Humanidades e 

Tecnologia 

24.	 Universidade Católica Portuguesa – Escola 

Superior de Biotecnologia 

25.	 ITQB-UNL 

26.	 Escola Superior Agrária – Instituto Politécnico 

de Bragança 

27.	 University of  Aveiro – Food Biochemistry Group 

28.	 Faculty of  Sciences and Technology/UNL 

29.	 Universidade do Minho 

30.	 Instituto de Ciências Agrárias Mediterrânicas 

Das DGV ist die nachgeordnete Fachbehörde des 

MADRP. Das DGV setzt auf  Grundlage von selbst 

durchgeführten Risikobewertungen staatliche Le-

bensmittelpolitik und -kontrollen um. 

Bezüglich der Anwendung der Kontrollsysteme für 

Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit, Tierge-

sundheit und Tierschutz, werden die Aktivitäten 

durch fünf  regionale Behörden wahrgenommen, 

die dem DGV unmittelbar unterstellt sind. 

In den Aufgabenbereich des DGV gehören unter 

anderem GVO, Futtermittel, Zoonosen und Rück-

stände von Tierarzneimitteln. Die Zulassungsbehör-

de für Tierarzneimittel in Portugal ist der DGV. Eine 

andere Behörde, die Generaldirektion für Land-

wirtschaft und Ländliche Entwicklung (DGRAD), 

fungiert als Regulierungsbehörde für Pflanzen-

schutzmittel.

Das Tätigkeitsfeld des DGV erstreckt sich über den 

Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 

anderem auf  Tiergesundheit, Tierernährung, über-

tragbare spongiforme Enzephalopathien, tierische 

Nebenprodukte, Tierarzneimittel und Tierschutz.

Regionale und lokale Ebene

Portugal ist verwaltungsrechtlich in fünf  Regionen 

auf  dem Festland (Norden, Zentrum, Lissabon und 

Tejo-Tal, Alentejo und Algarve) und zwei autonome 

Regionen (Azoren und Madeira) unterteilt. Die 

Regionen auf  dem Festland haben keine gesetz-

geberische Befugnis, aber die Azoren und Madeira 

haben jeweils eine gewählte parlamentarische 

Versammlung mit übertragenen Befugnissen zur 

Umsetzung von Gesetzgebung. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002

  1.	 Econonomy and Food Safety Standards Autho-

rity ASAE (EFSA-Kontaktstelle)

  2.	 Instituto Nacional de Saúde 

  3.	 Direcção-Geral de Protecção das Culturas
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft, Wälder  
und Entwicklung des ländlichen Raumes 
(MAPDR)

Aufgaben des MAPDR:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation 
•	Risikomanagement	

Sitz: Bukarest
http://www.madr.ro	

Das MAPDR befasst sich mit der Agrarpolitik 
und der Lebensmittelsicherheit in Rumänien. Es 
erarbeitet in den Bereichen Lebensmittel nicht-
tierischer Herkunft und Futtermittel Vorlagen für 
Gesetze. In den Aufgabenbereich des MAPDR 
gehören Pflanzenschutzmittelrückstände und 
GVO. In diesen Bereichen führt das MAPDR 
auch die Risikobewertung durch. 

Am MAPDR sind zwei nationale Referenzlabo-
ratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt. 

3.19 Rumänien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Rumänien ist das Gesetz Nr. 150. Bei 
lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 
der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-
unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 
von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig 
auf  Risikobewertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Rumänien sind Risikobewertung, Risikokom-
munikation und Risikomanagement nicht institu-
tionell getrennt.

Risikobewertungen werden nicht im Internet 
veröffentlicht.

Nachgeordnete lokale Behörden

MAPDR

ANSVSA

MS MM

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Rumänien
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Die Nationale Behörde für Veterinärdienst 
und Lebensmittelsicherheit (ANSVSA)

Aufgaben der ANSVSA
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement, Grenzkontrolle
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Bukarest
http://www.ansvsa.ro	

In den Aufgabenbereich der ANSVA gehören 
unter anderem die Kontrollen von Lebensmitteln 
und Lebensmittelhygiene, Zoonosen, Tierarznei-
mittel und ihre Rückstände sowie Futtermittel. 
Das Tätigkeitsfeld des ANSVSA erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit hi-
naus auch auf  Tiergesundheit und -schutz. 
Im Bereich Lebensmittelhygiene führt der Wis-
senschaftliche Rat der ANSVA die Risikobewer-
tungen durch. 

Die ANSVSA ist die nationale EFSA-Kontakt
stelle. 

An der ANSVSA sind zwei nationale Referenz-
laboratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 angesiedelt.

Regionale und lokale Ebene
Rumänien ist zentralstaatlich organisiert und 
verfügt über eine örtliche Selbstverwaltung. Die 
regionale Ebene verfügt über keine autonomen 
Kompetenzen. Dezentrale Einrichtungen für die 
Kontrolle der Umsetzung der nationalen Gesetz-
gebung stellt vor allem die Agentur ANSVSA. 
Sie verfügt über 42 Direktorate in den Verwal-
tungsbezirken. Diese beaufsichtigen die Arbeit 
der lokalen Behörden. Bis auf  die Ausnahme-
fälle Pflanzenschutz und Pflanzengesundheit, 
in denen auch den Einrichtungen des MAPDR 
eine Aufgabe zufällt, sind die Bezirksdirektorate 

Ministerium für Gesundheit (MS)

Aufgaben des MS:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Bukarest
http://www.ms.ro	

Das MS befasst sich mit dem Gesundheits-
schutz und der Lebensmittelsicherheit in Rumä-
nien. Es erarbeitet im Bereich Lebensmittelsi-
cherheit Vorlagen für Gesetze, ist für die staat-
lichen Kontrollen zuständig und beaufsichtigt 
zahlreiche Labore. 
In den Aufgabenbereich des MS gehören unter 
anderem Lebensmittelzusatz- und Aromastoffe, 
Nahrungsergänzungsmittel, Novel Foods und 
Mineralwasser. In diesen Bereichen führt das 
MS auch die Risikobewertung durch. Darüber 
hinaus ist es für die hygienische Kontrolle von 
Lebensmitteln zuständig. 

Das MS ist die nationale RASFF-Kontaktstelle. 

Ministerium für Umwelt (MM)

Aufgaben des MM:
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Bukarest
http://www.mmediu.ro	

Das MM befasst sich mit der Umweltpolitik in 
Rumänien und ist für Trinkwasser zuständig. 

Das MM ist die Zulassungsbehörde für Pflan-
zenschutzmittel und GVO in Rumänien.
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3.	 Ministry of  Public Health – Department of  
Public Health Authority and Department of  
Sanitary State Inspection

4.	 Institute for Hygiene and Veterinary Public 
Health

5.	 Banat’s University of  Agricultural Science 
and Veterinary Medicine

6.	 Sanitary Veterinary and Food Safety Direc-
torate of  Bucharest – Sanitary Veterinary 
Laboratory of  State

7.	 University of  Agricultural Sciences and  
Veterinary Medicine – Cluj Napoca

8.	 University Dunarea De Jos – Faculty of  Food 
Science and Engineering

 

für die Durchführung der Kontrollen in sämtli-
chen Bereichen der Lebensmittelsicherheit zu-
ständig. Die einzelnen Bezirke sind in Veterinär- 
und Lebensmittelsicherheitszonen unterteilt. 
In diesen sind entweder private Veterinäre im 
öffentlichen Auftrag oder staatliche Veterinäre 
für die Kontrollen zuständig. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
1.	 Romanian Sanitary Veterinary and Food Sa-

fety Authority (EFSA-Kontaktstelle)
2.	 Institute for Diagnosis and Animal Health



69

Das RK befasst sich mit der Agrarpolitik und 
der Lebensmittelsicherheit in Schweden. Der 
Schwerpunkt des RK liegt beim Risikomanage-
ment. Es koordiniert die staatliche Aufgaben
erledigung in der Lebensmittelsicherheit. Die 
Nationale Lebensmittelbehörde (SLV), die 
Schwedische Behörde für Landwirtschaft (JV) 
und das Nationale Veterinärinstitut (SVA) unter-
stützen die Arbeit des RK. 

Das Tätigkeitsfeld des RK erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Tier
gesundheit und Tierschutz.

Nationale Lebensmittelbehörde (SLV)

Aufgaben der SLV:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Uppsala
http://www.slv.se	

3.20 Schweden 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmit-
telrecht in Schweden ist das Lebensmittelge-
setz. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über 
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnah-
men – die sich häufig auf  Risikobewertungen 
stützen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Schweden gibt es keine institutionelle Tren-
nung von Risikobewertung und Risikomanage-
ment. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft (RK)

Aufgaben des RK:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikomanagement	

Sitz: Stockholm
http://www.regeringen.se/sb/d/1473	

slv sva

RK

jv

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Schweden

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Die JV ist für die Futtermittelsicherheit zustän-
dig. Die JV ist als unabhängige, nicht ministeri-
elle Regierungsbehörde frei von ministeriellen 
Weisungen. Sie hat jedoch gegenüber der Re-
gierung und dem RK eine Rechenschaftspflicht. 

Die JV ist für Risikobewertung, Risikokommu-
nikation und Risikomanagement zuständig. 
Sie erarbeitet auf  Grundlage von selbst durch-
geführten Risikobewertungen im Bereich von 
Futtermitteln Vorlagen für Gesetze. Sie ist für die 
staatlichen Futtermittelkontrollen verantwortlich 
und informiert die Regierung.

In den Aufgabenbereich der JV gehören unter 
anderem Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
und GVO in Futtermitteln.

Das Tätigkeitsfeld der JV erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzen- und Tiergesund-
heit.

Nationales Veterinärinstitut (SVA) 

Aufgaben des SVA:
•	Risikobewertung	

Sitz: Uppsala
http://www.sva.se	

Das SVAI ist dem RK nachgeordnet und führt 
auf  Anfrage der SVA Analysen durch.

In den Aufgabenbereich des SVA gehören Ri-
sikobewertungen insbesondere im Zusammen-
hang mit Zoonosen.

Das Tätigkeitsfeld des SVA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Tiergesundheit.

Die SLV ist für die Lebensmittelsicherheit zu-
ständig. Sie ist als unabhängige, nicht ministe-
rielle Regierungsbehörde frei von ministeriellen 
Weisungen. Sie hat jedoch gegenüber der Re-
gierung und dem RK eine Rechenschaftspflicht. 

Die SLV ist für Risikobewertung, Risikokommu-
nikation und Risikomanagement zuständig. Sie 
erarbeitet auf  Grundlage von selbst durchge-
führten Risikobewertungen im Bereich von Le-
bensmitteln Vorlagen für Gesetze. Sie ist für die 
staatlichen Lebensmittelkontrollen verantwortlich 
und informiert die Regierung. Risikobewertun-
gen der SLV werden grundsätzlich im Internet 
veröffentlicht.

In den Aufgabenbereich der SLV gehören unter 
anderem Novel Foods, Nahrungsergänzungs-
mittel, GVO, Zoonosen, Mineralwässer, Trinkwas-
ser und Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
sowie von Tierarzneimitteln. Eine andere Behör-
de, die Schwedische Chemieaufsichtsbehörde, 
lässt in Schweden Pflanzenschutzmittel zu. 
Die Zulassungsbehörde für Tierarzneimittel in 
Schweden ist die Behörde für Medizinprodukte.

Die SLV ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld der SLV erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Ernährung.

Schwedische Behörde für Landwirtschaft 
(JV) 

Aufgaben der JV:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Jönköping
http://www.sjv.se	
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  5.	Swedish Museum of  Natural History, Conta-
minant Research Group

  6.	Swedish Environmental Protection Agency
  7.	Swedish Institute for Infectious Disease 

Control
  8.	Karolinska Institute 
  9.	Stockholm University
10.	Örebro University Hospital
11.	Swedish University of  Agricultural Science
12.	Göteborg University
13.	MTM Research Centre at Örebro University
14.	Lund University
15.	Faculty of  Natural Resources and Agricultu-

ral Sciences, SLU
16.	Swedish University of  Agricultural Sciences
17.	Unit for Agricultural Entomology, SLU
18.	Department of  Crop Production Ecology, 

SLU
19.	Uppsala University

Regionale und lokale Ebene
Die regionale Ebene in Schweden besteht aus 
21 Landkreisverwaltungen und die lokale Ebene 
aus 290 Gemeindebehörden. Die Landkreisver-
waltungen sind für die Koordinierung der Le-
bensmittelkontrollen auf  der regionalen Ebene 
zuständig, wobei die Tätigkeiten der regionalen 
Verwaltungen teilweise durch die Regierung 
gelenkt werden. Die Gemeindebehörden führen 
die Lebensmittelkontrollen aus. Sie arbeiten und 
treffen ihre Entscheidungen selbständig.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	National Food Administration Sweden  

(EFSA-Kontaktstelle)
  2.	National Veterinary Institute
  3.	Swedish Chemicals Inspectorate
  4.	The Swedish Institute for Food and Biotech-

nology
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft der Slowa
kischen Republik (MP SR)

Aufgaben des MP SR:
•	Koordinierung der Risikobewertung 
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Bratislava
http://www.land.gov.sk	

Das MP SR befasst sich mit der Agrarpolitik 
und der Lebensmittelsicherheit in der Slowakei. 
Es erarbeitet innerhalb der Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit den Haushaltsplan und ist 
für die Koordination und Überwachung der Kon-
trollen zuständig. Ein weiterer Schwerpunkt liegt 
in der Risikokommunikation.

In den Aufgabenbereich des MP SR gehören 
unter anderem Lebensmittel tierischen und 
nicht-tierischen Ursprungs (außer Gastronomie), 
Futtermittel, Pflanzenschutzmittel, Zoonosen, 

3.21 Slowakei 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebens-
mittelrecht in der Slowakei ist das Gesetz Nr. 
152/1995 Coll. über Lebensmittel. Es enthält 
Sanktionen und Bußgelder für den Fall der 
Verletzung. Die letztendlichen Entscheidungen 
werden von den Gerichten getroffen. 

Die Koordinierung von Risikobewertung und 
Risikomanagement zwischen den zuständigen 
Ministerien der Slowakischen Republik wird 
durch die Lebensmittelsicherheitskommission 
sichergestellt, die vom MP SR eingesetzt wird. 

In der Slowakei ist die Risikobewertung weit-
gehend vom Risikomanagement getrennt. Wis-
senschaftliche Risikobewertungen zur Erfüllung 
der Anforderungen der staatlichen Verwaltung 
und Kontrollen werden von wissenschaftlichen 
Einrichtungen, Forschungsinstituten und Hoch-
schulen durchgeführt. Die Koordinierung erfolgt 
über das MPSR.

Die Ergebnisse von Risikobewertungen werden 
grundsätzlich im Internet veröffentlicht. 

MZ SR

ÚVZ SR

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in der Slowakei

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden

MP SR

ŠVPS SR ÚSKÚP VÚP
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Staatliche Veterinär- und Lebensmittelbehör-
de der Slowakischen Republik (ŠVPS SR)

Aufgaben der ŠVPS SR:
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle 	

Sitz: Bratislava
http://.svssr.sk	

Die der MP SR nachgeordnete ŠVPS SR ist für 
das Risikomanagement und die Organisation 
und Durchführung der staatlichen Kontrollen 
in den Bereichen Lebensmittel (außer Gastro-
nomie) Tierarzneimittel und -rückstände sowie 
Lebensmittelhygiene (gemeinsam mit der ÚVZ 
SR) zuständig. 

Die ŠVPS SR ist die nationale RASFF-Kontakt-
stelle.

Das Tätigkeitsfeld des MP SR erstreckt sich 
über den Bereich der Lebens- und Futtermit-
telsicherheit hinaus auch auf  die Bereiche auf  
Tiergesundheit und -schutz. Futtermittel werden 
gemeinsam mit dem ÚKSÚP bearbeitet.

Zentrales Institut für Kontrollen und Tests in 
der Landwirtschaft (ÚKSÚP) 

Aufgaben des ÚKSÚP:
•	Risikomanagement	

Sitz: Bratislava
http://www.uksup.sk	

Das dem MP SR nachgeordnete ÚKSÚP ist 
verantwortlich für Risikomanagement sowie die 
Organisation und Durchführung der staatlichen 
Inspektionen in den Bereichen Futtermittel, Pflan-
zenschutzmittel, GVO sowie ökologischer Land-
bau, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutz. 

Novel Foods und Tierarzneimittel und ihre Rück-
stände sowie GVO. 

Das MP ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

Einige Nationale Referenzlaboratorien sind dem 
MP SR gemäß Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angegliedert.

Das Tätigkeitsfeld des MP erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit, Pflan-
zenschutz, Tiergesundheit und Tierschutz.

Ministerium für Gesundheit der Slowa
kischen Republik (MZ SR)

Aufgaben des MZ SR:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement	

Sitz: Bratislava
http://www.health.gov.sk	

Das MZ SR befasst sich mit der Gesund-
heitspolitik und der Lebensmittelsicherheit in 
der Slowakei. Es erarbeitet in den Bereichen 
Lebensmittel (nur Gastronomie), Trink- und Mi-
neralwasser, Novel Foods, Zoonosen und Nah-
rungsergänzungsmittel den Haushaltsplan und 
ist (gemeinsam mit der ÚVZ SR) für die staatli-
chen Kontrollen in diesen Bereichen zuständig.

Einige Nationale Referenzlaboratorien sind dem 
MZ SR gemäß Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angegliedert.
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SR koordiniert. Die SVPS wird durch 8 regionale 
und 48 lokale Behörden, das ÚKSÚP von 16 
Laboreinrichtungen und drei Grenzkontrollstati-
onen unterstützt. 
Das ÚKSÚP ist unterteilt in Niederlassungen in 
Bratislava und regionalen Abteilungen in Zvolen 
und Ko?ice. Prüfungen und experimentelle Akti-
vitäten des Instituts werden von 16 Prüfstationen 
durchgeführt. Die Prüfstationen befinden sich in 
unterschiedlichen Stationen in der Slowakei. Die 
Phytokontrolle von Pflanzenmaterial für Import 
und Export wird von 3 Grenzkontrollstationen 
durchgeführt. Das ÚVZ SR überwacht 36 regio-
nale Behörden. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Research Institute for Animal Production
  2.	Public Health Authority of  Slovak Republic
  3.	Regional Public Health Authority in Proprad 
  4.	Central Agricultural Inspection and Testing 

Institute
  5.	State Veterinary and Food Institute – Bratis-

lava
  6.	State Veterinary and Food Institute – Dolny 

Kubin
  7.	Food Research Institute
  8.	State Veterinary and Food Institute – Kosice
  9.	Slovak Medical University
10.	University of  Veterinary Medicine
11.	Slovak University of  Agriculture
12.	Slovak University of  Technology, Faculty of  

Chemical and Food Technology
13.	Comenius University, Faculty of  Pharmacy
14.	  Institute of  Neuroimmunology, SAS
15.	State Veterinary Institute – Zvolen
16.	 Institute of  Plant Genetics and Biotechnolo-

gy, SAS

Forschungsinstitut für Lebensmittel (VÚP) 

Aufgaben des VÚP:
•	Risikobewertung	

Sitz: Bratislava
http://www.vup.sk/	

Das dem MP SR nachgeordnete VÚP ist für die 
Risikobewertung von Pflanzenschutzmittelrück-
ständen sowie Novel Foods und GVO zuständig. 

Behörde für Öffentliche Gesundheit der  
Slowakischen Republik (ÚVZ SR)

Aufgaben der ÚVZ SR:
•	Risikomanagement	

Sitz: Bratislava
http://www.uvzsr.sk	

Die ÚVZ SR untersteht dem MZ SR und ist für 
die Koordinierung und Durchführung der staat-
lichen Kontrollen in den Bereichen Lebensmittel 
(nur Gastronomie), Lebensmittelhygiene, Trink- 
und Mineralwasser, Zoonosen, Novel Foods, 
Nahrungsergänzungsmittel, Säuglings- und 
Babynahrung zuständig. 

Regionale und lokale Ebene
Die Slowakei ist in acht Regionen und 79 Kreise 
eingeteilt. Die Durchführung und Überwachung 
der Lebens- und Futtermittelkontrollen wird 
durch die SVPS SR, das ÚKSÚP und die ÚVZ 
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Das MKGP befasst sich mit landwirtschaftlichen 

Fragen, Fischerei, Forstwirtschaft sowie mit Le-

bensmittel-und Futtermittelsicherheit und Qualität. 

Es ist zuständig für die allgemeine Politik und den 

gesetzlichen Rahmen. Die zuständigen Behörden 

für die offizielle Kontrolle über die gesamte Lebens-

mittelkette hinweg sind die Veterinärbehörde der 

Republik Slowenien (VURS), die Aufsichtsbehörde 

für Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Lebens-

mittel der Republik Slowenien (IRSKGH) und die 

Aufsichtsbehörde für Pflanzenschutz der Republik 

Slowenien (FURS). Die VURS ist verantwortlich für 

die amtliche Kontrolle bei der Primärproduktion 

von Lebensmitteln tierischen Ursprungs sowie für 

die offizielle Kontrolle von Lebensmitteln tierischen 

Ursprungs über die gesamte Nahrungsmittel-

produktionskette hinweg. Die VURS ist ebenfalls 

verantwortlich für die amtliche Kontrolle von nicht 

abgepackten frischen Fleischprodukten, Fisch und 

Wasserorganismen im Einzelhandel sowie für Zoo-

nosen und Rückstände von Tierarzneimitteln. 

Das IRSKGH ist zuständig für die amtliche Kontrolle 

der Qualität und der Kennzeichnung von Lebens-

mitteln und Futtermitteln sowie für die Sicherheit 

von Lebensmitteln pflanzlichen Ursprungs in der 

Primärproduktion, einschließlich Pflanzenschutzmit-

telrückstände, während die FURS für die Pflanzen-

gesundheit und Pflanzenschutzprodukte (Pestizide), 

einschließlich Risikobewertung, im Zulassungsver-

fahren von Pflanzenschutzmitteln zuständig ist.

3.22 Slowenien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-

recht in Slowenien ist die Regierungs-Verordnung 

120/2005. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 

entscheiden die Gerichte über strafrechtliche Maß-

nahmen und im Streitfall über Schadensersatzan-

sprüche der Verbraucher gegenüber den Lebens-

mittelunternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 

von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig auf  

Risikobewertungen stützen – entscheiden letztend-

lich die Gerichte.

In Slowenien gibt es keine institutionelle Trennung 

von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden nicht im Internet veröf-

fentlicht.

Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

und Lebensmittel (MKGP)

Aufgaben des MKGP:

•	 Risikokommunikation

•	 Risikomanagement

•	EFSA-Kontaktstelle	

Sitz: Ljubljana

http://www.mkgp.gov.si	

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Slowenien

MZ

ZIRS

MKGP

VuRS IRSKGH FURS
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Das Tätigkeitsfeld des MZ erstreckt sich im Bereich 

der Lebensmittelsicherheit auch auf  die Koordinie-

rung in der interministeriellen und der internationa-

len Zusammenarbeit.

Die vom MKGP und MZ bestimmten amtlichen Labo-

ratorien sind Nationale Referenzlaboratorien. 

Mehrere amtliche Laboratorien bieten technische 

und wissenschaftliche Unterstützung für den amt-

lichen Kontrollrahmen gemäß Verordnung (EG) Nr. 

882/2004. Die Nationalen Referenzlaboratorien für 

Lebensmittel und Futtermittel sind: das Nationale 

Veterinärinstitut, das Nationale Institut für Öffentli-

che Gesundheit, das Regionale Institut für Öffentli-

che Gesundheit Maribor, das Regionale Institut für 

Öffentliche Gesundheit Nova Gorica, das Nationale 

Institut für Biologie und das Landwirtschaftsinstitut.

Regionale und lokale Ebene

Alle zuständigen Behörden im Bereich der amtli-

chen Kontrolle agieren auf  zwei Ebenen – zentral 

und regional. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 

nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002

1.	 Institute of  Public Health of  the  

Republic of  Slovenia

2.	 Agricultural Institute of  Slovenia

3.	 Slovenian Institute for Hop Research and Brew-

ing

4.	 University of  Ljubljana – Veterinary Faculty and 

National Veterinary Institute

5.	 University of  Ljubljana – Biotechnical Faculty: 

Department of  Agronomy, Zootechnical De-

partment, Department of  Food Science and 

Technology

6.	 University of  Maribor, Faculty of  Agriculture 

and Life Sciences and Medical Faculty

7.	 Jozef  Stefan Institute

8.	 National Institute of  Biology

Der Aufgabenbereich des MKGP umfasst außerdem 

Futtermittel, Rückstände von Tierarzneimitteln und 

Pflanzenschutzmitteln, Zoonosen und GVO.

Das MKGP ist die nationale EFSA-Kontaktstelle.

Das Tätigkeitsfeld des MKGP erstreckt sich über 

den Bereich der Lebens- und Futtermittelsicherheit 

hinaus unter anderem auf  Tiergesundheit, Tier-

schutz und Pflanzengesundheit.

Ministerium für Gesundheit (MZ)

Aufgaben des MZ:

•	 Risikokommunikation

•	 Risikomanagement

•	 RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Ljubljana

http://www.mz.gov.si	

Die Aufgabe des MZ ist die öffentliche Gesundheit. 

Die Gesundheitsaufsichtsbehörde der Republik 

Slowenien (ZIRS), eine Inspektionseinrichtung in-

nerhalb des MZ, ist die zuständige Hauptbehörde 

für die amtliche Lebensmittelkontrolle über die ge-

samte Lebensmittelkette hinweg, mit Ausnahme der 

Primärerzeugung von Lebensmitteln, Import und 

Großhandel mit Lebensmitteln tierischen Ursprungs 

und nicht abgepacktem rohem Fleisch und Fisch 

im Einzelhandel. 

In den Aufgabenbereich des MZ gehören zudem 

Trink- und Mineralwasser, Nahrungsergänzungs-

mittel, Zusatzstoffe, Novel Foods, GVO und Tierarz-

neimittel. 

Das ZIRS ist die nationale RASFF-Kontaktstelle.
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Zentrale Ebene

Ministerium für Umwelt, Ländliche und Mari-
ne Angelegenheiten (MARM)

Aufgaben des MARM:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement	

Sitz: Madrid
http://www.marm.es	

Das MARM befasst sich mit der Agrarpolitik 
und insbesondere der Lebens- und Futtermit-
telsicherheit im landwirtschaftlichen Sektor in 
Spanien. Es erarbeitet im Bereich von Agrarpro-
dukten, Lebensmitteln tierischen Ursprungs und 
Futtermitteln Vorlagen für Gesetze und ist für die 
Koordination staatlicher Lebensmittelkontrollen 
zuständig. Das MARM führt im Bereich von Fut-
termitteln und Rückständen von Pflanzenschutz-
mitteln Risikobewertungen durch.

In den Aufgabenbereich des MARM gehören un-
ter anderem Futtermittel, GVO, Zoonosen, Rück-
stände von Pflanzenschutz- und Tierarzneimitteln. 

3.23 Spanien 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Spanien ist die Verordnung (EG) Nr. Nr. 
178/2002. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über 
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnah-
men – die sich häufig auf  Risikobewertungen 
stützen – entscheiden letztendlich die Ge- 
richte.

In Spanien gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Spanien

marm

AESAN

MSPS

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Spanische Behörde für Lebensmittelsicher-
heit und Ernährung (AESAN)

Aufgaben der AESAN:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle

Sitz: Madrid
http://www.aesan.msc.es	

Die AESAN ist eine nachgeordnete Fachbe-
hörde im Geschäftsbereich des MSPS. Die 
AESAN ist für die Koordination von staatlichen 
Lebensmittelkontrollen zuständig. Zudem die-
nen Risikobewertungen der AESAN als Grund-
lage für Managementmaßnahmen im Bereich 
von Lebensmitteln nicht tierischen Ursprungs. 
Die AESAN hat Risiken zu bewerten, neue 
gesundheitliche Risiken aufzuspüren und Emp-
fehlungen zur Risikominimierung zu erarbeiten. 
Als in den Ergebnissen ihrer Stellungsnahmen 
unabhängige wissenschaftliche Einrichtung 
erarbeitet die AESAN Gutachten zur Risikobe-
wertung insbesondere im Zusammenhang mit 
Novel Foods, Rückständen von Tierarzneimitteln, 
Nahrungsergänzungsmitteln, Zoonosen, Mine-
ralwässern und Trinkwasser und ist zuständig 
für das Risikomanagement von GVO. Weitere 
Schwerpunkte bestehen in der Forschung sowie 
in der transparenten Kommunikation mit Öffent-
lichkeit, Wissenschaften und anderen beteiligten 
oder interessierten Kreisen. Risikobewertungen 
der AESAN werden grundsätzlich veröffentlicht. 

Die AESAN ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle. 

An der AESAN sind zwei nationale Referenz-
laboratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 angesiedelt. 

Die Zulassungsbehörde für Pflanzenschutzmittel 
in Spanien ist das MARM. Eine andere Behörde, 
die spanische Behörde für Medikamente und Ge-
sundheitsprodukte, ist dem MSPS nachgeordnet 
und lässt in Spanien Tierarzneimittel zu.

An dem MARM sind vier nationale Referenz-
laboratorien nach der Verordnung (EG) Nr. 
882/2004 angesiedelt. 
Das Tätigkeitsfeld des MARM erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit 
hinaus unter anderem auf  Pflanzengesundheit, 
Tiergesundheit und Tierschutz.

Ministerium für Gesundheit und Sozial Politik 
(MSPS)

Aufgaben des MSPS:
•	Gesundheitspolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikomanagement	

Sitz: Madrid
http://www.msps.es	

Das MSPS befasst sich mit der Gesundheitspo-
litik und der Lebensmittelsicherheit in Spanien. 
Es erarbeitet im Bereich von Lebensmitteln nicht 
tierischen Ursprungs Vorlagen für Gesetze und 
ist für die Koordination staatlicher Lebensmittel-
kontrollen zuständig. Die spanische Behörde für 
Lebensmittelsicherheit und Ernährung (AESAN) 
unterstützt als zuständige Fachbehörde des 
Ressorts die Arbeit des MSPS.

In den Aufgabenbereich des MSPS gehören 
unter anderem Rückstände von Pflanzenschutz-
mitteln in dem Bereich von Lebensmitteln nicht 
tierischen Ursprungs.

Das Tätigkeitsfeld des MSPS erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Fragen der Ernährung.
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  7.	Departamento de Nutrición, Bromatología 
y Tecnología de los Alimentos, Facultad de 
Veterinaria, Universidad Complutense 

  8.	Universidad de Córdoba 
  9.	Universidad Complutense de Madrid 
10.	Universidad de las Islas Baleares –  

Laboratorio de Biología Molécula, Nutrición 
y Biotecnología

11.	Drug Analysis Service – Universidad  
Autónoma de Barcelona – Facultad de  
Veterinaria

12.	Grupo de Investigation Dh03 – Universidad 
de León – Facultad de Veterinaria

13.	Fundació Centre de Recerca en Sanitat  
Animal

14.	Laboratorio Arbitral Agroalimentario de  
Madrid 

15.	Agència Catalana de Seguretat Alimentària
16.	 Institut de Recerca i Tecnologia Agroalimen-

tàries
17.	Laboratorio Central de Veterinaria 
18.	Laboratory of  Mycology
19.	Nutrición y Bromatología, Facultad de  

Veterinaria, Universidad de Murcia 
20.	 Institute of  Nutrition and Food Technology
21.	Saluvet Group 
22.	Elika

Das Tätigkeitsfeld der AESAN erstreckt sich 
über den Bereich der Lebensmittelsicherheit hi-
naus unter anderem auf  Fragen der Ernährung.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Spanien 
besteht aus 17 autonomen Regionen und zwei 
autonomen Städten (Ceuta und Melilla) sowie 
52 Provinzen. Die katalanische und die baski-
sche Behörde für Lebensmittelsicherheit führen 
auf  der regionalen Ebene Risikobewertungen 
durch. Die Umsetzung der Futter- und Lebens-
mittelkontrollen erfolgt durch regionale und 
lokale Behörden. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Centro Nacional de Alimentación
  2.	Consejo Superior Investigaciones Cientifi-

cas 
  3.	Community Reference Laboratory on Marine 

Biotoxins
  4.	Laboratorio Regional de Salud Pública de la 

Comunidad de Madrid 
  5.	Laboratori Agroalimentari 
  6.	Laboratorio de Salud Pública de la Delega-

ción Provincial de la Consejería de Sanidad 
de Lugo
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft (MZE)

Aufgaben des MZE:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Prag
http://en.mze.cz	

Das MZE befasst sich mit der Agrarpolitik und 
der Lebensmittelsicherheit in der Tschechischen 
Republik. Es ist für Lebensmittel tierischen und 
pflanzlichen Ursprungs sowie für die staatlichen 
Lebensmittelkontrollen zuständig.

In den Aufgabenbereich des MZE gehören auch 
Lebens- und Futtermittel, Tierschutz und -ge-
sundheit, Tierarznei- und Pflanzenschutzmittel 
und ihre Rückstände, Trinkwasser, GVO und 
Lebensmittelkennzeichnung. 

3.24 Tschechische Republik

Das Gesetz Nr. 110/1997 Coll. über Lebens-
mittel und Tabakprodukte ist die zentrale 
Rechtsgrundlage im Lebensmittelrecht der 
Tschechischen Republik. Die Regierung hat 
eine Strategie zur Sicherstellung der Lebens-
mittelsicherheit in der Tschechischen Republik 
verabschiedet, in der die entsprechenden 
Aufgabenbereiche beschrieben werden. Über 
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnahmen 
– die sich häufig auf  Risikobewertungen stüt-
zen – entscheiden letztendlich die Gerichte. 

In der Tschechischen Republik gibt es keine in-
stitutionelle Trennung von Risikobewertung und 
Risikomanagement. Es gibt eine verfahrens-
rechtliche Trennung von Risikobewertungen, 
die durch fünf  wissenschaftliche Ausschüsse 
erfolgt.

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in der Tschechischen Republik

MZE MZ

Nachgeordnete lokale Behörden Nachgeordnete lokale Behörden

Kontroll-
gremien

Wissenschaftl. 
Ausschüsse

Kontroll-
gremien

Wissenschaftl. 
Ausschuss
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Ministerium für Gesundheit (MZ)

Aufgaben des MZ
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	Lebensmittelhygiene	

Sitz: Prag
http://www.mzcr.cz	

Das MZ befasst sich mit dem öffentlichen Ge-
sundheitsschutz und der Lebensmittelsicherheit 
in der Tschechischen Republik. In den Aufga-
benbereich des MZ gehören unter anderem 
Novel Foods, Materialien, die mit Lebensmitteln 
in Berührung kommen, Kontaminanten, Zu-
satzstoffe, Mineralwasser und Nahrungsergän-
zungsmittel. 

Die Zuständigkeit bei Kontrollen ist auf  den 
Bereich Lebensmittelhygiene und insbesondere 
auf  die Gastronomie begrenzt. 

Die zuständigen Behörden sind die öffentlichen 
Gesundheitsbehörden (NIPH – Nationales In-
stitut für Öffentliche Gesundheit, RPHI und die 
regionalen öffentlichen Gesundheitsinstitute).
Einige Nationale Referenzlaboratorien sind am 
MZ angesiedelt.

Regionale und lokale Ebene
Die Tschechische Republik ist in 14 Regionen 
aufgeteilt, die weiter in Bezirke untergliedert 
sind. 

Für die Lebensmittel und Futtermittel gibt es 
regionale Büros (SVA und PHA in 14 Regionen, 
CAFIA und SPA in 7, CISTA in 6 Regionen). 

Im Bereich des Tierschutzes obliegt es den 
Gemeinden, im Falle von Verstößen Maßnahmen 
zu ergreifen.

Das MZE ist zuständig für die Überwachung, 
insbesondere in den folgenden Bereichen:

Tschechische Landwirtschafts- und Lebens-
mittelinspektionsbehörde – Lebensmittel 
pflanzlichen Ursprungs, Einzelhandel mit  
Lebensmitteln tierischen Ursprungs.

Staatliche Veterinärverwaltung – Produktion, 
Verarbeitung und Vertrieb von Lebensmitteln 
und Futtermitteln tierischen Ursprungs, Tierge-
sundheit und Tierschutz, Grenzkontrollen. 

Zentrales Institut für Überwachung und Prü-
fung in der Landwirtschaft – Hygiene von Pro-
duktion, Verarbeitung, Vertrieb und Einzelhandel 
von Futtermitteln.

Staatliche Pflanzengesundheitsverwaltung – 
Pflanzengesundheit betreffende Angelegenhei-
ten, Pflanzenschutzmittel.

Tschechische Zuchtinspektion – Tieridentifi-
zierung und -Registrierung. 

Institut für die Staatliche Kontrolle von Biolo-
gischen und Tierarzneimitteln (innerhalb der 
SPA) – Tierarzneimittel und Pflanzenschutzmittel 
in der Tschechischen Republik.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Risikokommuni-
kation. Das Lebensmittelsicherheitsinformations-
zentrum wurde eingerichtet, um diese Aufgabe 
zu übernehmen. Es soll detaillierte, allgemein 
zugängliche Informationen zur gesamten Le-
bensmittelproduktionskette vom Bauernhof  bis 
zum Verbraucher (einschließlich Futtermittel), 
„Vom Stall bis auf  den Teller“ genannt, recht-
zeitig für die breite Öffentlichkeit zur Verfügung 
stellen.

Das MZE ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontakstelle. Einige Nationale Referenzlabo-
ratorien (NRL) nach der Verordnung (EG) Nr. 
882/2002 sind an den zuständigen Behörden im 
Geschäftsbereich des MZE und MZ angesiedelt
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12.	Regional Public Health Institute of  Par
dubice

13.	Regional Public Health Institute of  Prague
14.	Regional Public Health Institute of  Ústí nad 

Labem
15.	Regional Public Health Institute of  Pilsen
16.	Department of  Quality of  Agricultural  

Products, Czech University of  Agriculture  
in Prague

17.	Food Research Institute Prague
18.	 Institute of  Chemical Technology Prague, 

Faculty of  Food and Biochemical Techno
logy

19.	 Institute of  Public Health in Ostrava

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Mendel University of  Agriculture and Fore-

stry – Department of  Animal Breeding
  2.	National Institute of  Public Health
  3.	Veterinary Research Institute
  4.	Research Institute of  Crop Production
  5.	Research Institute of  Animal Production
  6.	Regional Public Health Institute of  Hradec 

Kralove
  7.	Regional Public Health Institute of  Brno
  8.	Regional Public Health Institute of  Kolín
  9.	Regional Public Health Institute of  Jihlava
10.	Regional Public Health Institute of  Liberec
11.	Regional Public Health Institute of  Olomouc
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Zentrale Ebene

Ministerium für Landwirtschaft und ländliche 
Entwicklung (FVM)

Aufgaben des FVM:
•	Agrarpolitik, Lebensmittelsicherheit
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Budapest
http://www.fvm.hu	

Der Minister des FVM überwacht nahezu alle 
Sicherheitsaktivitäten im Bereich der Nahrungs-
mittelkette. Die Hauptaufgaben des Ministe-
riums sind: Ausarbeitung der Gesetzgebung 
und Pflege der internationalen Beziehungen 
in den Bereichen Futtermittelinspektionen, Le-
bensmittelsicherheit, Lebensmittelqualität und 
Lebensmittelhygiene sowie in Bezug auf  die 
Zulassung, den Vertrieb und die Überwachung 
von Tierarzneimitteln. Das FVM führt Koordi-
nierungsaufgaben im Zusammenhang mit der 
Lebensmittelsicherheitsüberwachung über das 
ungarische Lebensmittelsicherheitsbüro durch. 

3.25 Ungarn 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Ungarn ist das Lebensmittelgesetz. Es 
umfasst die gesamte Lebensmittelherstellung 
und Produktionsstufen entlang der Lebensmit-
telkette. Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen 
entscheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über 
die Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnah-
men – die sich häufig auf  Risikobewertungen 
stützen – entscheiden letztendlich die Ge- 
richte.

In Ungarn sind Risikobewertung und Risikokom-
munikation vom Risikomanagement weitgehend 
institutionell getrennt. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen. 

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Ungarn

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden

fvm eÜm

MGSZHKmÉbih
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Ungarisches Lebensmittelamt (MÉBIH)

Aufgaben des MÉBIH:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Budapest
http://www.mebih.hu	

Das MÉBIH ist eine zentrale Regierungsbehörde. 
Ihre Tätigkeit wird durch das FVM überwacht. 
Eine der Hauptaufgaben ist die Zusammenarbeit 
mit internationalen und ungarischen Instituti-
onen zur Koordinierung, Kommunikation und 
Bewertung von Gesundheitsrisiken aufgrund von 
Lebensmitteln und mittelbar aufgrund von Futter-
mitteln. Das Amt wird durch den Sachverstand 
und die Aktivitäten seines Wissenschaftlichen 
Ausschusses und von neun Wissenschaftlichen 
Panels, zusammengesetzt aus anerkannten un-
garischen Sachverständigen, unterstützt. Neben 
Ministerien, Behörden und Laboratorien, die sich 
mit Lebensmittelkontrolle in Ungarn befassen, 
kooperiert das Amt mit wissenschaftlichen Ins-
titutionen, Nichtregierungsorganisationen und 
Berufsverbänden. Das MÉBIH ist auch an der eu-
ropäischen Novel Foods-Zulassung beteiligt. Eine 
seiner Hauptaufgaben ist die Erstellung von risi-
kobasierten Stellungnahmen für Überwachungs-
aktivitäten und Probenahmepläne für Lebensmit-
tel- und Futtermittelkontrollbehörden. Das MÉBIH 
trägt Informationen über Lebensmittel- und 
Futtermittelsicherheit zusammen, analysiert und 
bewertet sie. Das MÉBIH bietet zuverlässige, ak-
tuelle Informationen sowohl für Sachverständige 
als auch für die breite Öffentlichkeit in Bezug auf  
Lebensmittelsicherheit (z. B. über einen wöchent-
lichen Newsletter und die Website).

In den Aufgabenbereich des MÉBIH gehören 
unter anderem Futtermittel, Rückstände von 
Pflanzenschutz- und Tierarzneimitteln, Novel 

In den Aufgabenbereich des FVM gehören un-
ter anderem Futtermittel, Pflanzenschutz- und 
Tierarzneimittelrückstände, GVO, Zoonosen, 
Mineralwässer und Trinkwasser. 

Das Tätigkeitsfeld des FVM erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus, 
unter anderem auf  Pflanzen und Tiergesund-
heit, Futtermittel, Tierschutz, Tierarzneimittel 
und Grenzkontrollen im Zusammenhang mit 
Pflanzen und Tiergesundheit.

Ministerium für Gesundheit (EÜM) 

Aufgaben des EÜM:
•	Gesundheitspolitik und Verbraucherschutz
•	Risikomanagement	

Sitz: Budapest
http://www.eum.hu	

Das Gesundheitsministerium ist zuständig für 
Aufgaben im Zusammenhang mit der öffentli-
chen Gesundheit. Der Aufgabenbereich des 
EÜM umfasst die Gesetzgebung im Bereich der 
Nahrungsergänzungsmittel, diätetischen Pro-
dukte, Säuglings- und Folgenahrung, Gesund-
heits- und Nährwertangaben. Das EÜM über-
wacht das Nationale Büro des Medizinalrats, 
der für Nährwert- und Gesundheitsangaben, 
Nahrungsergänzungsmittel und Novel Foods zu-
ständig ist und als Partner der EFSA sowie des 
Europäischen Zentrums für die Prävention und 
Kontrolle von Krankheiten fungiert. 
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  2.	Hungarian Authority for Consumer Protec-
tion

  3.	Central Agricultural Office – Food and Feed 
Safety Directorate

  4.	Central Agricultural Office – Plant Protec-
tion, Soil Conservation and Agri-environ-
ment Directorate

  5.	Agricultural Office of  County Fejer, Plant 
Protection and Soil Conservation Directorate

  6.	Central Agricultural Office – Veterinary  
Diagnostic Directorate

  7.	National Institute for Food and Nutrition  
Science

  8.	 Institute for National Agricultural Quality 
Control – Animal Breeding Division

  9.	Hungarian Dairy Research Institute
10.	Environmental Protection and Water  

Management Research Institute
11.	Central Food Research Institute
12.	Szent István University Faculty of  Veterinary 

Science
13.	 Institute of  Material and Environmental  

Chemistry, Chemical Research Center of  
the Hungarian Academy of  Sciences

14.	Agricultural Research Institute of  the  
Hungarian Academy of  Sciences

15.	Plant Protection Institute of  the Hungarian 
Academy of  Sciences

16.	University of  Debrecen, Centre of  Agricul
tural Sciences and Engineering

17.	Cereal Research Non-Profit Company
18.	Corvinus University of  Budapest, Faculty of  

Food Science
19.	Corvinus University of  Budapest Research 

Institute for Viticulture & Enology
20.	Hungarian Meat Research Institute (Public 

Benefit Company)/OHKI KHT
21.	National Center of  Epidemiology
22.	Research Institute for Fisheries, Aquaculture 

and Irrigation

Foods, Zoonosen, Mineralwässer und Trink
wasser. 

Das MÉBIH ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle. 

Zentrales Landwirtschaftliches Verwaltungs-
büro (MGSZHK)

Aufgabe des MGSZHK:
•Risikomanagement	

Sitz: Budapest
http://www.mgszh.gov.hu	

Das Landwirtschaftliche Verwaltungsbüro be-
steht aus zentralen und regionalen Institutionen. 
Das MGSZHK ist zuständig für die Inspektion 
und Überwachung im Zusammenhang mit 
Pflanzengesundheit, Futtermittelinspektionen, 
Tiergesundheit, Tierschutz, Grenzkontrollen, Le-
bensmittelsicherheit, -qualität und -hygiene so-
wie Zulassung, Vertrieb und Überwachung von 
Tierarzneimitteln. Darüber hinaus überwacht 
das MGSZHK nationale Referenz- und sonstige 
amtliche Laboratorienaufgaben. 

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in Ungarn  
besteht aus der eigenständigen Hauptstadt  
Budapest und 19 Komitaten. Das MGSZHK hat 
19 regionale (Komitats-) Büros. Das Direktorat 
für die Sicherheit der Lebensmittelkette und 
Tiergesundheit nimmt regionale Aufgaben in 
Verbindung mit Lebensmittel- und Futtermit-
telsicherheit, Qualität und Hygiene, epidemio
logischen Fragen, Tierschutz und Transport 
wahr. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	Hungarian Food Safety Office (EFSA-Kon-

taktstelle)
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Sitz: London; FSA Büros in Nord-Irland, 

Schottland, Wales

http://www.food.gov.uk	

Die FSA ist die zentrale Behörde im Bereich der 

Lebensmittelsicherheit im Vereinigten Königreich. 

Es handelt sich um eine unabhängige, nicht-

ministerielle Regierungsbehörde, die von einem 

unabhängigen Vorsitzenden und einem Verwal-

tungsrat geführt wird, die für die allgemeine stra-

tegische Ausrichtung der FSA verantwortlich sind 

und dafür Sorge tragen, dass sie ihren gesetzli-

chen Pflichten nachkommt. Sie hat jedoch gegen-

über dem britischen Parlament, der nordirischen 

Versammlung, dem schottischen Parlament und 

der Nationalversammlung von Wales eine Re-

chenschaftspflicht über die Gesundheitsminister. 

Neben Fragen, die Lebensmittelsicherheitsstan-

dards betreffen, umfasst der Aufgabenbereich 

der FSA auch die Überwachung der lokalen 

Durchführungsbehörden. Die FSA ist ein für das 

gesamte Vereinigte Königreich zuständige Be-

hörde mit Zentrale in London und Büros in Nord-

irland, Schottland und Wales, um sicherzustellen, 

dass die entsprechenden Prioritäten in einem 

landesspezifischen Kontext umgesetzt werden. 

Jedes Büro hat auch eigene, unterschiedliche 

Arbeitsbereiche. Bei relevanten Themen koope-

riert die FSA eng mit den lokalen Behörden. Der 

Lebensmittelhygienedienst (MHS) ist innerhalb 

der FSA angesiedelt und hat seine Zentrale in 

3.26 Vereinigtes Königreich

Die zentralen Rechtsgrundlagen im Lebensmit-

telrecht des Vereinigten Königreichs sind das Le-

bensmittelsicherheitsgesetz von 1990 und die All-

gemeinen Lebensmittelverordnungen von 2004. 

Das Lebensmittelsicherheitsgesetz von 1990 

dient als Rahmengesetz für alle Lebensmittelge-

setze in Großbritannien und einer vergleichbaren 

Gesetzgebung in Nordirland. Die Allgemeinen 

Lebensmittelverordnungen von 2004 sind eine 

Anpassung des Lebensmittelsicherheitsgesetzes 

von 1990 an die Verordnung (EG) Nr. 178/2002 

und erlauben die Durchsetzung der lebensmittel-

rechtlichen Anforderungen dieser Verordnung.

Im Vereinigten Königreich gibt es keine institutio-

nelle Trennung von Risikobewertung, Risikokom-

munikation und Risikomanagement. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 

Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 

Regelungen entgegenstehen.

Zentrale Ebene

Food Standards Agency (FSA)

Aufgaben der FSA:
•	Risikobewertung

•	Risikokommunikation

•	Risikomanagement

•	EFSA-Kontaktstelle

•	RASFF-Kontaktstelle

•	Risikoforschung	

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit im Vereinigten Königreich

DefraFSA

LACORS sowie lokale Behörden
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Sitz: London

http://www.defra.gov.uk	

Die Defra ist eine Regierungsabteilung, die mit 

ihren Exekutivbehörden für die Gesetzgebungs-

entwürfe, Durchführung und Überwachung im 

Bereich der Lebensmittelsicherheit verantwortlich 

ist, soweit dies nicht in den Zuständigkeitsbereich 

der FSA fällt.

Die Tierarzneimitteldirektion (VMD) ist die zustän-

dige Behörde, die sich unter anderem mit der 

Bewertung, der Erteilung und Aufrechterhaltung 

aller nationalen Zulassungen für Tierarzneimittel, 

die Überwachung von Rückständen von Tierarz-

neimitteln und illegalen Stoffen in Tieren und tie-

rischen Produkten befasst. Außerdem koordiniert 

sie die Arbeiten im Bereich der antimikrobiellen 

Resistenz. 

Die Direktion für Chemieregulierung (CRD) der 

Obersten Gesundheits- und Sicherheitsbehörde 

ist die Behörde, die sich mit Pflanzenschutzmitteln 

im Namen der Defra befasst. Bezüglich der Le-

bensmittelsicherheitsaktivitäten führt die Direktion 

ein amtliches Programm zur Prüfung von Pflan-

zenschutzmittelrückständen in Lebensmitteln im 

Vereinigten Königreich in Übereinstimmung mit der 

Verordnung (EG) Nr. 882/2004 durch und veröffent-

licht die Ergebnisse vierteljährlich. Die Direktion ist 

außerdem verantwortlich für Durchführungsmaß-

nahmen, wenn gesetzliche Pflanzenschutzmittel-

rückstandswerte verletzt werden.

Einige der Aufgaben der Defra, zum Beispiel im 

Bereich Gesetzgebung, Umsetzung und Inspekti-

on, fallen in den Zuständigkeitsbereich der Behör-

den für Landwirtschaft/Ländliche Angelegenhei-

ten in den eigenständigen Verwaltungsbereichen 

in Nordirland, Schottland und Wales. Die Defra 

veröffentlicht Risikobewertungen im Bereich der 

Tiergesundheit und des Tierschutzes. Sie koope-

riert ggf. mit den Arbeitsgruppen der FSA.

York. Er ist zuständig für Fleischinspektionsauf-

gaben im Zusammenhang mit der Verarbeitung 

von frischem Fleisch in England, Schottland und 

Wales (Zuständigkeit des DARD in Nordirland). 

Die FSA erhält Informationen, Empfehlungen und 

Vorschläge von ihren Sachverständigenausschüs-

sen. Die FSA veröffentlicht in der Regel Risikobe-

wertungen im Internet und die wichtigsten politi-

schen Fragen werden vom FSA-Verwaltungsrat in 

einer öffentlichen Sitzung unter Berücksichtigung 

wissenschaftlicher und sonstiger Fakten entschie-

den. Die FSA unterrichtet die Regierung und die 

Öffentlichkeit. 

In den Aufgabenbereich der FSA gehören unter 

anderem Lebensmittelzusatzstoffe und -kontami-

nanten, mikrobiologische Lebensmittelsicherheit, 

Futtermittel, GVO, Novel Foods und Nahrungs-

ergänzungsmittel. Die FSA hat außerdem eine 

beaufsichtigende Rolle im Zusammenhang mit 

der Zulassung und Überwachung von Pflanzen-

schutzmitteln und Tierarzneimitteln.

Die FSA ist die nationale EFSA- und RASFF-

Kontaktstelle. 

Das Tätigkeitsfeld der FSA erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 

auf  gesunde Ernährung, Lebensmittelkennzeich-

nung und Lebensmittel-Produktstandards.

Nationale Referenzlaboratorien nach der Verord-

nung (EG) Nr. 882/2004 werden durch die FSA 

ernannt. Die FSA hat im Internet eine Liste mit 

diesen Laboratorien veröffentlicht, welche bei 

Behörden, an Krankenhäusern sowie bei privaten 

Anbietern angesiedelt sind.

Department for Environment, Food and Rural 
Affairs (Defra)	

Aufgaben der Defra:
•	Risikobewertung

•	Risikomanagement

•	Risikokommunikation	
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  4.	 Glasgow Scientific Services

  5.	 Veterinary Laboratories Agency

  6.	 Staffordshire Country Laboratory and Scienti-

fic Services

  7.	 Leicestershire Country Council Scientific  

Services

  8.	 Centre for Environment Fisheries and Aqua-

culture Science

  9.	 Somerset Scientific Services

10.	 Institute of  Food Research

11.	 Aberdeen City Council, Laboratory of  the  

Public Analyst

12.	 Department of  Agriculture & Rural Develop-

ment for Northern Ireland Science Service

13.	 Central Science Laboratory

14.	 City of  Edinburgh Council

15.	 Pesticides Safety Directorate

16.	 Health and Safety Laboratory

17.	 MRC Collaborative Centre for Human  

Nutrition Research

18.	 Dundee City Council Scientific Services

19.	 Durham Scientific Services

20.	 Royal Veterinary College

21.	 University of  Plymouth

22.	 University of  Birmingham, Food Safety and 

Production Group

23.	 Institute of  Environment and Health, Cranfield 

University at Silsoe

24.	 University of  Southampton

25.	 Natural Resources Institute of  the University 

of  Greenwich

26.	 University of  Newcastle upon Tyne

27.	 University of  Glasgow, Research and Enter-

prise

28.	 Lancashire School of  Health & Postgraduate 

Medicine

29.	 University of  Aberdeen

30.	 Agri-Food and Biosciences Institute (AFBI)

31.	 Institute of  Occupational Medicine

32.	 Kent Scientific Services

33.	 LGC Limited

34.	 University of  Liverpool

35.	 Scottish Crop Research Institute

36.	 Worcestershire Scientific Services

Die Defra ist verantwortliche für alle Aspekte der 

Wasserpolitik in England und arbeitet eng mit 

der Trinkwasserinspektion zusammen, die für die 

Qualitätsbestimmungen von Trinkwasser verant-

wortlich ist. Es gibt ähnliche Vereinbarungen in 

Wales, Schottland und Nordirland. 

Das Tätigkeitsfeld der Defra erstreckt sich über 

den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 

unter anderem auf  Tiergesundheit, Tierschutz 

und Pflanzengesundheit.

Regionale und lokale Ebene
Das Vereinigte Königreich besteht aus den vier 

Ländern Nordirland, Schottland und Wales (die 

jeweils ein eigenes Parlament oder eine eigene 

Versammlung haben) und England (wo sich das 

Parlament des Vereinigten Königreichs befindet). 

Die Verwaltungsstruktur in den Ländern besteht 

aus einer einstufigen Verwaltung. Diese sind für 

alle regionalen und lokalen Verwaltungsaufgaben 

zuständig. England gliedert sich in 40, Nord-

irland in 26, Schottland in 32 und Wales in 22 

Verwaltungseinheiten. Anders als in den anderen 

Landesteilen des Vereinigten Königreichs, gibt es 

in England innerhalb der 40 Regionalbehörden 

354 Distriktbehörden. Diese Behörden sind für 

die Umsetzung der meisten Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetze sowie für die Durchführung 

von Lebensmittelkontrollen zuständig. Sie werden 

von der FSA beaufsichtigt.

Der Local Authorities Coordinator of  Regulatory 

Services (LACORS) vertritt als lokale Regierungs-

behörde die lokalen Behörden und koordiniert 

die Abstimmung innerhalb der lokalen Behörden 

und zwischen den lokalen Behörden und der FSA 

sowie der Defra.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
  1.	 UK Food Standard Agency (EFSA Kontakt-

stelle)

  2.	 Biomathematics & Statistics Scotland

  3.	 Hampshire Scientific Service
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Zentrale Ebene

Ministerium für Gesundheit (MOH)

Aufgaben des MOH
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Nikosia
http://www.moh.gov.cy
http://www.sgl.moh.gov.cy	

Das MOH befasst sich mit der Gesundheitspoli-
tik und der Lebensmittelsicherheit in Zypern. In 
den Aufgabenbereich des MOH gehören unter 
anderem Lebensmittelhygiene, Lebensmittel 
pflanzlichen Ursprungs, Speiseeis, Honig, Trink- 
und Mineralwasser, Nahrungsergänzungsmittel, 
GVO und Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 
und Tierarzneimitteln. Das MOH ist inbesondere 
zuständig für Probenahmen, Inspektionen und 
Durchführungsmaßnahmen, amtliche Lebens-
mittelkontroll-Laboratorien, die Erstellung von 
mehrjährigen Kontrollplänen in Zusammenarbeit 
mit dem MOA sowie die Auswertung und Risiko-
bewertung der Analyseergebnisse. 

3.27 Zypern 

Zentrale Rechtsgrundlage für das Lebensmit-
telrecht in der Republik Zypern ist das Lebens-
mittelgesetz, welches an der Verordnung (EG) 
Nr. 178/2002 ausgerichtet ist.. Bei lebensmittel-
rechtlichen Verstößen entscheiden die Gerichte 
über strafrechtliche Maßnahmen und im Streitfall 
über Schadensersatzansprüche der Verbrau-
cher gegenüber den Lebensmittelunternehmen. 
Auch über die Rechtmäßigkeit von staatlichen 
Maßnahmen – die sich häufig auf  Risikobewer-
tungen stützen – entscheiden letztendlich die 
Ge- 
richte.

In Zypern sind Risikobewertung und Risiko
management nicht institutionell getrennt.

Risikobewertungen werden nicht im Internet 
veröffentlicht.

Behörden der Lebensmittelsicherheit auf Zypern

MOH MOA

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Nachgeordnete regionale und lokale Behörden
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Pflanzengesundheit, außerdem auf  Tierge-
sundheit und –schutz sowie die Zulassung und 
Genehmigung von Betrieben und Zwischen-
händlern.

Das MOA ist die Zulassungsbehörde für Tierarz-
neimittel in Zypern.

Am MOH sind vier nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt.

Regionale und lokale Ebene
Die Republik Zypern ist in sechs Verwaltungs-
bezirke aufgeteilt. Regionale und lokale Ebenen 
unterstehen den zentralstaatlichen Einrich-
tungen der Lebensmittelsicherheit in direkter 
Weisungskette und sind im Wesentlichen für die 
Implementierung der Kontrollen verantwortlich. 
Dem MOA sind fünf  Büros auf  der regionalen 
Ebene und sechs weitere lokale Einrichtungen 
unterstellt. Im Rahmen der öffentlichen Gesund-
heit sind fünf  Büros in den Verwaltungsbezirken 
eingerichtet. Acht der insgesamt 24 autonomen 
Gemeinden besitzen eigene Kontrollkompeten-
zen im Bereich der Lebensmittelhygiene in der 
Gastronomie. Ihre Aktivitäten werden durch das 
MOH überwacht.

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
nach Art. 36 Verordnung (EG) Nr. 178/2002
1.	 State General Laboratory, Ministry of  Health
2.	 Veterinary Services, Ministry of  Agriculture, 

Natural Resources and Environment
3.	 Department of  Agriculture, Ministry of  Agri-

culture, Natural Resources and Environment
4.	 Agricultural Research Institute, Ministry of  

Agriculture, Natural Resources and Environ-
ment

5.	 Public Health Services, Ministry of  Health

Darüber hinaus besteht im Zuständigkeits
bereich des MOH seit 2003 ein Lebensmittel
sicherheitsrat für Zypern. Seine Mitglieder sind 
Vertreter der jeweiligen zuständigen Behörden 
und Stakeholder. 

Das Allgemeine staatliche Labor (SGL) des 
MOH ist die nationale EFSA-Kontaktstelle und 
der Medizinische und Öffentliche Gesundheits-
dienst (MPHS) des MOH die RASFF-Kontakt-
stelle.

Am MOH sind sechs nationale Referenzlabora-
torien nach der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 
angesiedelt.

Ministerium für Landwirtschaft, natürliche 
Ressourcen und Umwelt (MOA)

Aufgaben des MOA:
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation	

Sitz: Nikosia
http://www.moa.gov.cy	

Das MOA befasst sich mit der Agrarpolitik und 
der Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit in 
Zypern. Es erarbeitet im Bereich von Lebensmit-
teln tierischen Ursprungs (außer Speiseeis und 
Honig) und Futtermitteln Vorlagen für Gesetze 
und ist für die staatlichen Kontrollen zuständig. 
Der nationale Rückstandsplan für Tiere und 
Produkte tierischen Ursprungs wird vom MOA in 
Zusammenarbeit mit dem MOH durchgesführt. 
Das Tätigkeitsfeld des MOA erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittel- und Futtermittel-
sicherheit hinaus unter anderem auf  Tierarz- 
nei- und Pflanzenschutzmittel, Zoonosen und 
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Zentrale Ebene

Ministerium für Fischerei und Landwirtschaft 
(sjavarutvegs-raduneyti, Slr)

Aufgaben des Slr:
•	Lebens- und Futtermittelsicherheit 
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Reykjavík
http://www.sjavarutvegsraduneyti.is	

Das Slr befasst sich mit der Agrarpolitik und der 
Lebensmittelsicherheit in Island. Es erarbeitet 

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht in Island ist das Lebensmittelgesetz. 

Bei lebensmittelrechtlichen Verstößen ent-
scheiden die Gerichte über strafrechtliche 
Maßnahmen und im Streitfall über Schadens-
ersatzansprüche der Verbraucher gegenüber 
den Lebensmittelunternehmen. Auch über die 
Rechtmäßigkeit von staatlichen Maßnahmen  
– die sich häufig auf  Risikobewertungen stüt-
zen – entscheiden letztendlich die Gerichte.

In Island gibt es keine institutionelle Trennung 
von Risikobewertung und Risikomanagement 

Risikobewertungen werden teilweise im Internet 
veröffentlicht.

4. Lebensmittelsicherheit in Nachbarstaaten

4.1 Island

Slr

MAST

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Island

Nachgeordnete lokale Behörden
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Die MAST untersteht dem Slr und ist die zen-
trale Behörde im Bereich der Lebensmittelsi-
cherheit. Sie führt Risikobewertungen in den 
Bereichen Lebens- und Futtermittel, Trinkwasser 
Pflanzenschutz- sowie Tierarzneimittel und ihre 
Rückstände durch. Sie ist für die Kontrollen der 
Ein- und Ausfuhr von Lebensmitteln und Trink-
wasser zuständig. Bei Lebensmitteln tierischen 
Ursprungs erstreckt sich die Zuständigkeit auch 
auf  die Kontrolle innerhalb der Primärproduk
tion. Darüber hinaus ist die MAST für die Über-
wachung der Kontrolltätigkeit der Gemeinden 
verantwortlich. Ein weiterer Schwerpunkt liegt in 
der Risikokommunikation.

Die MAST ist die nationale EFSA- und RASFF-
Kontaktstelle.

Die MAST veröffentlicht teilweise ihre Risikobe-
wertungen sowie Warnmeldungen im Internet. 

Regionale und lokale Ebene
Island ist in zehn Gesundheitsbezirke mit jeweils 
einer Gesundheitsaufsichtsbehörde und 14 
Veterinärbezirke mit jeweils einem Regionalbüro 
der MAST eingeteilt. Die MAST führt über alle 
diese Einrichtungen die Aufsicht. 

im Bereich von Agrarprodukten, Lebensmitteln 
tierischen und pflanzlichen Ursprungs und Fut-
termitteln Vorlagen für Gesetze und ist für die 
staatlichen Lebensmittelkontrollen zuständig. 

In den Aufgabenbereich des Slr gehören unter 
anderem Lebens- und Futtermittel, Trinkwasser, 
Pflanzen- schutz- sowie Tierarzneimittel und ihre 
Rückstände, Hygiene und GVO.
Der Schwerpunkt liegt dabei aufgrund des ho-
hen Stellenwertes in der isländischen Wirtschaft 
auf  der Fischerei. Das Slr ist für die Überwa-
chung des Fischfangs und der Verarbeitung 
zuständig. 

Isländische Lebensmittel- und Veterinär
behörde (MAST)

Aufgaben der MAST:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation
•	EFSA-Kontaktstelle
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Selfoss
http://www.mast.is	
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Das Umweltministerium hat besondere Aufga-
ben im Bereich umweltpolitischer Fragestellun-
gen.

Ministerium für Gesundheit und Pflege
dienste (HOD)

Aufgaben des HOD
•	 �Lebensmittelfragen, Lebensmittelsicherheit 

und Ernährungspolitik
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Oslo
http://www.regjeringen.no/nb/dep/hod	

Das HOD befasst sich mit Gesundheitspolitik, 
einschließlich Ernährung und Lebensmittelsi-
cherheit. Es erarbeitet in den Bereichen Ge-
sundheitsschutz, Lebensmittelsicherheit und Le-
bensmittel, mit Ausnahme der Primärproduktion, 
Vorlagen für Gesetze. In den Aufgabenbereich 
des HOD gehören auch Trinkwasser und Kos-
metika. Das HOD ist zuständig für die Norwegi-
sche Gesundheitsdirektion (Helsedirektoratet), 

4.2 Norwegen

Die zentrale Grundlage im Lebensmittelrecht 
in Norwegen ist das Lebensmittelgesetz. Bei 
lebensmittelrechtlichen Verstößen entscheiden 
die Gerichte über strafrechtliche Maßnahmen 
und im Streitfall über Schadensersatzansprüche 
der Verbraucher gegenüber den Lebensmittel-
unternehmen. Auch über die Rechtmäßigkeit 
von staatlichen Maßnahmen – die sich häufig 
auf  Risikobewertungen stützen – entscheiden 
letztendlich die Gerichte.

In Norwegen sind Risikobewertung und Risiko-
management institutionell getrennt.

Risikobewertungen werden grundsätzlich im 
Internet veröffentlicht, soweit nicht gesetzliche 
Regelungen entgegenstehen.

Zentrale Ebene

Das Ministerium für Landwirtschaft und Lebens-
mittel, das Ministerium für Fischerei und Küs-
tenangelegenheiten sowie das Ministerium für 
Gesundheit und Pflegedienste sind gemeinsam 
zuständig für die Gestaltung der Lebensmit-
telpolitik und die Beaufsichtigung der Lebens
mittel, von der Erzeugung bis zum Verbraucher.

HOD

VKM

FKD LMD

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in Norwegen

Mattilsynet
HQ, regionale und lokale Büros
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im Bereich der primären (landwirtschaftlichen) 
Produktion von Lebensmitteln und Futtermitteln 
Vorlagen für Gesetze. 

Das Tätigkeitsfeld des LMD erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit sowie 
Tiergesundheit und -schutz.

Norwegische Behörde für Lebensmittelsi-
cherheit (Mattilsynet)

Aufgaben der Mattilsynet:
•	Risikomanagement
•	Risikokommunikation
•	 �Lebensmittel- und Futtermittelinspek

tionen	

Sitz: Oslo
http://www.mattilsynet.no	

Die Mattilsynet besteht aus einer Zentrale sowie 
regionalen und lokalen Büros, die alle zu einer 
großen Organisation gehören. Die Mattilsynet 
ist zuständig für staatliche Inspektionen, ein-
schließlich Importkontrollen und Überwachung 
der gesamten Produktions- und Distributions-
kette von Nahrungsmitteln, Futtermitteln und 
Trinkwasser. Die Mattilsynet führt vorbereitende 
gesetzgeberische Arbeiten für die drei Minis-
terien mit Hauptzuständigkeit für Lebensmittel, 
LMD, FKD und HOD, durch.

Die Mattilsynet ist die nationale RASFF-Kontakt-
stelle.

Das Tätigkeitsfeld erstreckt sich über den Be-
reich der Lebensmittelsicherheit hinaus unter 
anderem auch auf  Pflanzengesundheit, Tier-
schutz und –gesundheit sowie Kosmetika.

die sich mit öffentlicher Gesundheit, einschließ-
lich Ernährung befasst. Das HOD finanziert und 
setzt das ansonsten unabhängige Norwegische 
Wissenschaftliche Komitee für Lebensmittel
sicherheit (VKM) ein. 

Ministerium für Fischerei und Küstenangele-
genheiten (FKD)

Aufgaben des FKD:
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Oslo
http://www.regjeringen.no/nb/dep/fkd	

Das FKD befasst sich mit der nachhaltigen 
Nutzung der Meeresressourcen und der Auf-
zucht von Fischen und Meeresfrüchten. In den 
Aufgabenbereich des FKD gehören auch Fut-
termittel für marine Tiere und Fischgesundheit 
und -schutz. 

Ministerium für Landwirtschaft und Lebens-
mittel (LMD)

Aufgaben des LMD:
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement
•	Lebensmittel: Primärproduktion	

Sitz: Oslo
http://www.regjeringen.no/nb/dep/lmd	

Das LMD ist das Ministerium, das die Haupt-
zuständigkeit für die Norwegische Lebensmit-
telsicherheitsbehörde hat. Es befasst sich mit 
der Agrarpolitik in Norwegen und erarbeitet 
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Das VKM ist eine unabhängige Risikobewer-
tungsstelle, die aus einem Sekretariat und 
einem Komitee mit etwa 85 Sachverständigen 
besteht, die im Rahmen eines Wissenschaftli-
chen Steuerungsausschusses und 9 Panels, an-
gelehnt an die EFSA-Struktur, besteht. Das VKM 
wird finanziert und bestellt vom Ministerium für 
Gesundheit und Pflegedienste. Das VKM führt 
Risikobewertungen im Auftrag der Mattilsynet 
für den gesamten Aufgabenbereich der Mattil-
synet durch. Das VKM ist weiterhin zuständig 
für Umweltrisikobewertungen von GVO für die 
Direktion für Naturmanagement (DN). 

Das VKM ist die nationale EFSA-Kontaktstelle. 

Regionale und lokale Ebene
Norwegen ist zentralistisch organisiert. Die 
kommunalen Lebensmittelaufsichten unterliegen 
der Zuständigkeit der Mattilsynet mit acht regio
nalen und 64 lokalen Büros. Insbesondere die 
lokalen Einheiten sind für die Umsetzung des 
Lebensmittelrechts zuständig.

Umweltministerium (MD)

Aufgaben des MD
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Oslo
http://www.regjeringen.no/nb/dep/md	

Das MD befasst sich mit der Umweltpolitik der 
Regierung. Es ist zuständig für das Biotechnolo-
giegesetz in Norwegen. 

Die Direktion für Naturmanagement (DN)

Aufgaben des DN
•	Risikokommunikation
•	Risikomanagement	

Sitz: Trondheim
http://www.dirnat.no/	

Die DN ist die nationale staatliche Stelle zum 
Schutz der norwegischen natürlichen Umwelt. 
Die Direktion ist zuständig für vorbereitende 
Arbeiten für das MD und die Umsetzung der 
Biotechnologiegesetzgebung. 

Norwegisches Wissenschaftliches Komitee 
für die Lebensmittelsicherheit (VKM)

Aufgaben des VKM:
•	Risikobewertung
•	Risikokommunikation	

Sitz: Oslo
http://www.vkm.no	
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In der Schweiz gibt es keine institutionelle Tren-
nung von Risikobewertung und Risikomanage-
ment. 

Risikobewertungen werden grundsätzlich  
nicht veröffentlicht, aber zum Teil die Resultate.

Zentrale Ebene

Bundesamt für Gesundheit (BAG)

Aufgaben des BAG:
•	 �Lebensmittelsicherheit und Verbraucher-

schutz 
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement
•	RASFF-Kontaktstelle	

Sitz: Bern, Schweiz
http://www.bag.admin.ch	

Das BAG ist für die Lebensmittelsicherheit 
und den Verbraucherschutz im Bereich von 
Lebensmitteln zuständig. Das Ziel des BAG ist 
es, die Gesundheit und gesunde Lebenswei-
se der Menschen zu fördern. Es befasst sich 
sowohl mit der Risikobewertung als auch mit 

4.3 Schweiz

Die zentrale Rechtsgrundlage im Lebensmittel-
recht der Schweiz ist das Bundesgesetz über 
Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände 
sowie die zugehörigen Verordnungen. Das 
Bundesgesetz über die Landwirtschaft, die 
Verordnungen über Futtermittel, Tiergesundheit, 
Tierschutz und weitere Verordnungen bezüglich 
Import, Transit und Export von Tieren und Le-
bensmitteln tierischer Herkunft vervollständigen 
die Gesetzgebung.

Der Bund vollzieht das Lebensmittelrecht im Zu-
sammenhang mit der Ein-, Durch- und Ausfuhr 
und sorgt für die entsprechende Lebensmittel-
kontrolle. Zudem beaufsichtigt er den Vollzug 
durch die Kantone. Dabei werden die zustän-
digen Bundesämter von der Bundeseinheit für 
die Lebensmittelkette unterstützt. Der Bund hat 
ebenfalls direkte Vollzugskompetenz im Bereich 
des Futtermittelrechts. Die Kantone vollziehen 
das Lebensmittel- und Landwirtschaftsgesetz 
und sorgen für die Kontrolle im Inland. Sie setz-
ten dafür die entsprechenden Kontrollorgane 
ein. Diese überprüfen Lebensmittel, Gebrauchs-
gegenstände, Räume, Einrichtungen, Herstel-
lungsverfahren, Tiere, Pflanzen, Mineralstoffe 
und landwirtschaftlich genutzte Böden, sowie 
die hygienischen Verhältnisse.  
Die Gerichte entscheiden in Streitfällen.

EZV BLW

cerva / ISP

Vereinfachte Darstellung der Behördenstruktur

Behörden der Lebensmittelsicherheit in der Schweiz

BAG

Lebensmittel-
behörden

Kantonale 
Veterinärämter

Futtermittel-
kontrolle

BVET

BLK
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Bundesamt für Veterinärwesen (BVET)

Aufgaben des BVET:
•	Risikomanagement 	

Sitz: Bern, Schweiz
http://www.bvet.admin.ch	

Das BVET ist für die Sicherheit von Lebensmit-
teln tierischen Ursprungs zuständig. Es über-
wacht und kontrolliert den Import, Export und 
Transit von Tieren und Heimtieren, tierischen 
Produkten sowie international geschützter Fau-
na und Flora (CITES convention). Das BVET 
stellt in Zusammenarbeit mit importierenden 
Ländern auch Veterinärdokumente für den 
Export von Tieren und Tierprodukten aus. Die 
Border Inspection Posts BIP (Flughafen Zürich, 
Genf) sind für die Importkontrolle bei Tieren und 
Tierprodukten zuständig. 

In den Aufgabenbereich des BVET gehören 
unter anderem Rückstände von Tierarzneimitteln 
und Zoonosen.

Das Tätigkeitsfeld des BVET erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Tiergesundheit und Tier-
schutz.

Bundeseinheit für die Lebensmittelkette 
(BLK)

Aufgaben des BLK:
•	Risikomanagement

Sitz: Bern, Schweiz
http://www.blk.admin.ch

Die Bundeseinheit für die Lebensmittelkette 
arbeitet im Auftrag des BAG, des BLW und des 
BVET. Die BLK beaufsichtigt den kantonalen 
Vollzug in den Bereichen Lebensmittelsicher-
heit, Tiergesundheit und Tierschutz. 

dem Risikomanagement von Lebensmitteln. Die 
Risikobewertung umfasst chemische, mikrobio-
logische, biotechnologische, ernährungs- und 
toxikologische Risiken.

In den Aufgabenbereich des BAG gehören 
unter anderem Novel Foods, Futtermittel, Rück-
stände von Pflanzenschutz- sowie von Tierarz-
neimitteln, GVO, Nahrungsergänzungsmittel, 
Zoonosen, Mineralwässer und Trinkwasser.

Das Tätigkeitsfeld des BAG erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Bedarfsgegenstände.

Bundesamt für Landwirtschaft (BLW) 

Aufgaben des BLW:
•	Risikobewertung
•	Risikomanagement

Sitz: Bern, Schweiz
http://www.blw.admin.ch

Das BLW ist für die Primärproduktion inklusi-
ve Futtermittel zuständig. Zusammen mit den 
Kantonen und den bäuerlichen Organisationen 
vollzieht das BLW die Entscheide von Volk, 
Parlament und Regierung und gestaltet die 
Agrarpolitik aktiv mit. Das BLW befasst sich 
sowohl mit der Risikobewertung als auch dem 
Risikomanagement im Bereich von Futtermitteln. 
Die Futtermittelkontrolle wird durch die For-
schungsanstalt Agroscope Liebefeld-Posieux 
durchgeführt.

In den Aufgabenbereich des BLW gehören un-
ter anderem Futtermittel, Rückstände von Pflan-
zenschutzmitteln und GVO.

Das Tätigkeitsfeld des BLW erstreckt sich über 
den Bereich der Lebensmittelsicherheit hinaus 
unter anderem auf  Pflanzengesundheit.
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Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände wer-
den beim Import, Transit und Export durch die 
Eidgenössische Zollverwaltung EZV kontrolliert. 

Am EFSA-Netzwerk beteiligte Einrichtungen 
Die Schweiz hat einen Beobachterstatus in 
verschiedenen Projekten der EFSA. Das BAG 
nimmt am Advisory Forum (AF) und dem Focal 
Point Projekt teil. Das BLW ist am AF Represen-
tatives on Plant Health beteiligt, während das 
BVET im AF Representatives on Animal health 
and welfare tätig ist. Der Zugang zum RASFF 
beschränkt sich auf  die Border rejection-Mel-
dungen und Meldungen, die die Schweiz direkt 
betreffen.

Regionale und lokale Ebene
Die regionale und lokale Ebene in der Schweiz 
besteht aus Kantonen und Gemeinden.

Die Kantonalen Lebensmittelkontrollbehörden 
sind für Inspektionen im Bereich Lebensmittelsi-
cherheit verantwortlich. Die Kantone bestimmen 
einen Kantonschemiker, dem Lebensmittelins-
pektoren und Lebensmittelkontrolleure unter-
stellt sind. Das BAG überwacht diese Vollzugs-
behörden. 

Die Kantonalen Veterinärämter sind für den 
Vollzug der Gesetzgebung über Tiergesundheit, 
Tierschutz und Tierarzneimittel zuständig, kon-
trollieren Vieh vor der Schlachtung und führen 
Fleischinspektionen durch. Die kantonalen Vete-
rinärämter werden vom BVET überwacht. 
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5. Abkürzungsverzeichnis
Austria AGES Österreichische Agentur für 

Gesundheit und Ernährungs
sicherheit

Austrian Agency for Health and 
Food Safety

BAES Bundesamt für Ernährungs
sicherheit

Federal Office for Food Safety

BMG Bundesministerium für  
Gesundheit

Ministry of  Health

BMLFUW Bundesministerium für Landwirt-
schaft, Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wassermanagement

Federal Ministry of  Agriculture, 
Forestry, Environment and Water 
Management

Belgium FASFC Agence Fédérale pour la Sécurité 
de la Chaîne Alimentaire

Federal Agency fot the Safety of  
the Food Chain Safety

CODA-CERVA Centre d'Etude et de Recherches 
Vétérinaires et Agrochimiques

Veterinary and Agrochemical  
Research Centre

WIV-ISP Institut scientifique de  
Santé Publique

Scientific Institute of   
Public Health

FPS Service public fédéral Santé 
publique, Sécurité de la Chaîne 
alimentaire et Environnement

Federal Public Service for Health, 
Food Chain Safety and Environ-
ment

Bulgaria MH  Ministry of  Health

MOEW  Ministry of  Environment and  
Water Bodies

MZH  
 

Ministry of  Agriculture and Food

NCPHP  
 

National Centre for Public Health 
Protection

Cyprus MOA  
 

Ministry of  Agriculture, Natural 
Resources and Environment

MOH  Ministry of  Health

Czech  
Republic

MZ Ministerstvo Zdravotnictví  České 
Republiky

Ministry of  Health

MZE Ministerstvo Zemědělství Ministry of  Agriculture

Denmark DJF Det Jordbrugsvidenskabelige  
Fakultet Aarhus Universitet

Faculty of  Agricultural Sciences  
of  the University of  Aarhus 

DPD Plantedirektoratet Danish Plant Directorate

DTU
Danmarks Tekniske Universitet 
Fødevareinstituttet 

National Food Institute of  the  
Danish Technical University

DVFA Fødevarestyrelsen Danish Veterinary and Food  
Administration
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Denmark MFLF Ministeriet for Fødevarer  
Landbrug og Fiskeri

Ministry of  Food, Agriculture  
and Fisheries

Estonia PM Põllumajandusministeerium Ministry of  Agriculture

SM Sotsiaalministeerium Ministry of  Social Affairs

TTI Taimetoodangu Inspektsioon Plant Production Inspectorate

TKI Tervisekaitseinspektsioon Health Protection Inspectorate

VTA Veterinaar- ja Toiduamet Veterinary and Food Board

Finland Evira Elintarviketurvallisuusvirasto Food Safety Office

– Tulli Finnish Customs

MAF Maa- ja Metsätalousministeriö Ministry of  Agriculture and  
Forestry

MSAH Sosiaali- ja Terveysministeriö Ministry of  Social Affairs and 
Health

Valvira Sosiaali- ja terveysalan lupa-  
ja valvontavirasto

National Supervisory Authority for 
Welfare and Health

France AFSSA Agence Française de Sécurité 
Sanitaire des Aliments

French Food Safety Agency

MAP Ministère de l'agriculture et de la 
pêche

Ministry of  Agriculture and  
Fisheries

MEIE Ministre de l’Économie, de 
l’industrie et de l’emploi

Ministry of  Economic Affairs,  
Industry and Employment

MSS Ministère de la Santé et des 
Sports

Ministry of  Health and Sport

Germany BfR Bundesinstitut für  
Risikobewertung

Federal Institute for Risk  
Assessment

BMELV Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz

Federal Ministry of  Food,  
Agriculture and Consumer  
Protection

BMU Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktor-
sicherheit

Federal Ministry for the Environ-
ment, Nature Conservation and 
Nuclear Safety

BVL Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit

Federal Office of  Consumer  
Protection and Food Safety

UBA Umweltbundesamt Federal Environmental Agency

Greece EFET  
 

Hellenic Food Authority

EOF National Organization for  
Medizines

YA Ministry of  Development

YAAT  Ministry of  Rural Development 
and Food

YYKA  
 

Ministry of  Health and Social 
Welfare

Hungary EÜM Egészségügyi Minisztérium Ministry of  Health
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Hungary FVM Földművelésügyi és  
Vidékfejlesztési Minisztérium

Ministry of  Agriculture and Rural 
Development

MÉBIH Magyar Élelmiszer-Biztonsági 
Hivata

Hungarian Food Safety Office

MGSZHK Mezőgazdasági Szakigazgatási 
Hivatal Központ

Central Agricultural Administrative 
Office

Iceland MAST Matvælastofnun Icelandic Food and Veterinary 
Authority

Slr Sjávarútvegs- og  
landbúnaðarráðuneytið

Ministry of  Fishery and 
Agriculture

Ireland DAFF Department of  Agriculture,  
Fisheries and Food

Department of  Agriculture, 
Fisheries and Food

DoHC Department of  Health and Child-
ren

Department of  Health and  
Children

FSAI Food Safety Authority of  Ireland Food Safety Authority of  Ireland

Italy MPAAF Ministero delle politiche agricole 
alimentari e forestali

Ministry of  Agriculture, Food and 
Forestry Policies

MLSPS Ministero de Lavore, della Salute  
e delle Politiche Sociali

Ministry of  Labour, Health and 
Social Affairs

ISS Istituto de Superio de Sanità National Health Institute

Latvia PVD Pārtikas un Veterinārais Dienests Food and Veterinary Service

VAAD Valsts Augu Aizsardzı̄bas  
Dienests

State Plant Protection Service

VM Veselı̄bas Ministrija Ministry of  Health

ZM Zemkopı̄bas Ministrija Ministry of  Agriculture

Lithuania NMVRVI Nacionalinis maisto ir veterinarijos 
rizikos vertinimo institutas

National Food and Veterinary
Risk Assessment Institute

SAM Sveikatos Apsaugos Ministerija Ministry of  Health

VAAT Valstybinė Augalų Apsaugos 
Tarnyba

State Plant Protection Service

VASC Vilniaus Arkivyskupijos Šeimos 
Centras

State Environment Health Centre

VSGT Valstybinė Sėklų ir Grūdų Tarnyba State Seed and Grain Service

VMVT Valstybinė maisto ir veterinarijos 
tarnyba

State Food and Veterinary 
Service

ŽŪM Žemės Ūkio Ministerija Ministry of  Agriculture

Luxembourg ASTA Administration des Services  
Technique de l'Agriculture

Agricultural Technical Services 
Administration

ASV Administration des Services  
Veterinaire

Veterinary Service Administration

CRP Santé Centre de Recherche Public  
Santé

Public Research Centre for  
Health
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Luxembourg MAVDR Ministère de l'Agriculture, de la  
Viticulture et du Dévelopment 
Rural

Ministry of  Agriculture,  
Viticulture and Rural  
Development

MS Ministère de la Santé Ministry of  Health

OSQCA Organisme pour la Sécurité e la 
Qualité de la Chaine Alimentaire

Organisation for the Safety and 
Quality of  the Food Chain

Malta FSC Food Safety Commission Food Safety Commission

MRRA Ministry of  Resources and Rural 
Affairs

Ministry of  Resources and Rural 
Affairs

MSA Malta Standards Authority Malta Standards Authority

MSOP Ministry for Social Policy Ministry for Social Policy

Netherlands AID Algemene Inspectiedienst General Inspection Service

LNV Ministerie van Landbouw, Natuur 
en Voedselkwaliteit

Ministry of  Agriculture, Nature  
and Food Quality

PD Plantenziekenkundige Dienst Plant Protection Service

RIVM Rijksinstituut vor Volksgezondheit 
en Milieu

National Institute of  Public Health 
and the Environment

VWA Voedsel en Waren Autoriteit Food and Consumer Product  
Safety Authority

VWS Ministerie van Volksgezondheid, 
Welzijn en Sport

Ministry of  Health, Welfare and 
Sports

Norway FKD Fiskeri- og kystdepartementet Ministry of  Fisheries and  
Coastal Affairs

HOD Helse- og omsorgsdepartementet Ministry of  Health and Care  
Services

LMD Landbruks- og matdepartementet Ministry of  Agriculture and Food

Mattilsynet Statens tilsyn for planter, fisk,  
dyr og næringsmidler

Norwegian Food Safety Authority

VKM Vitenskapskomitéen for  
mattrygghet

Norwegian Scientific Committee 
for Food Safety

Poland GIS Główny Inspektorat Sanitarny Chief  Sanitary Inspectorate

IZZ Instytut Żywności i Żywienia National Food and Nutrition  
Institute

MF Ministerstwo Finansów / Służba 
Celna

Ministry of  Finance / Customs 
Services

MRiRW Ministerstwa Rolnictwa i Rozwoju 
Wsi

Ministry of  Agriculture and Rural 
Development

MZ Ministerstwo Zdrowia Ministry of  Health

NIZP-PZH Narodowy Instytut Zdrowia  
Publicznego – Państwowy  
Zakład Higieny

National Institute of  Public Health 
-National Institute of  Hygiene

PIWET Państwowy Instytut  
Weterynaryjny – Państwowy  
Instytut Badawczy

National Veterinary Research 
Institute
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Poland UOKiK Urząd Ochrony Konkurencji i 
Konsumentów

Office of  Competition and  
Consumer Protection

Portugal ASAE Autoridade de Seguranca Alimen-
tar e Económica

Authority for Food Safety and 
Economics

DGV Direccao Geral de Veteriinária Directorate-General for Veterinary 
Issues

MADRP Ministério da Agricultura, do De-
senvolvimento Rural e das Pescas

Ministry of  Agriculture, Rural  
Development and Fisheries

MEI Ministéro da Economia e da  
Inovacao

Ministry of  Economy and  
Innovation

Romania ANSVSA Autoritatea Na‚tională Sanitară 
Veterinară şi pentru Siguran‚ta 
Alimentelor

National Sanitary Veterinary and 
Food Safety Authority

MADPR
Ministerul Agriculturii, Pădurilor şi 
Dezvoltării Rurale

Ministry of  Agriculture, Forests 
and Development of  Rural Areas

MM Ministerul Mediului Ministry of  Environment

MS Ministerul Sănătă‚tii Ministry of  Health

Slovakia MP SR Ministerstvo pôdohospodárstva 
Slovenskej republiky

Ministry of  Agriculture of  the  
Slovak Republic

MZ SR Ministerstvo zdravotníctva  
Slovenskej republiky

Ministry of  Health of  the Slovak 
Republic

ŠVPS SR Štátna veterinárna a potravinová 
správa Slovenskej republiky

State Veterinary and Food Authori-
ty of  the Slovak Republic

ÚKSÚP Ústredný kontrolný a skúšobný 
ústav pol’nohospodársky

Central Institute for Inspections 
and Tests in Agriculture

ÚVZ SR Úrad verejného zdravotníctva  
Slovenskej republiky

Public Health Authority of  the  
Slovak Republic

VÚP Výskumný ústav potravinársky Research Institute for Food

Slovenia FURS Fitosanitarna uprava Republike 
Slovenije

Phytosanitary Administration of  
the Republik Slovenia

IRSKGH Inšpektorat Republike Slovenije za 
kmetijstvo, gozdarstvo in hrano

Inspectorate of  the Republik  
Slovenia for Agriculture, Forstry 
and Food

MKGP Ministrstvo za kmetijstvo,  
gozdarstvo in prehrano

Ministry of  Agriculture, Forestry 
and Food

MZ Ministrstvo za zdravje Ministry of  Health

VURS Veterinarska uprava Republike 
Slovenije

Veterinary Administration of  the 
Republik of  Slovenia

ZIRS Zdravstveni inšpektorat Republike 
Slovenije 

Health Inspectorate of  the  
Republic of  Slovenia

Spain AESAN Agencia de Espanola de Seguri-
dad Alimentaria y Nutrición

Spanish Food Safety and Nutrition 
Agency

MARM Ministerio de Medio Ambiente y 
Medio Rural y Marino

Ministry of  Environment, Rural and 
Marine Affairs
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Spain MSPS Ministerio de Sanidad y Política 
Social

Ministry of  Health and Social 
Policy

Sweden RK Regeringskansliet Ministry of  Agriculture

JV Jordbruksverket Swedish Board of  Agriculture

SLV Livsmedelsverket National Food Administration

SVA
Statens Veterinärmedicinska 
Anstalt

Swedish National Veterinary  
Institute

Switzerland BAG Bundesamt für Gesundheit Federal Office of  Public Health

BLK Bundeseinheit für die  
Lebensmittelkette

Federal Unit for the Food Chain

BLW Bundesamt für Landwirtschaft Federal Office for Agriculture

BVET Bundesamt für Veterinärwesen Federal Veterinary Office

United  
Kingdom

Defra Department for Environment,  
Food and Rural Affairs

Department for Environment,  
Food and Rural Affairs

FSA Food Standards Agency Food Standards Agency



	 Novel Foods

	 Gentechnik

	 Tierarzneimittelrückstände

	 Zoonosen

Legende

Die einzelnen Zuständigkeitsbereiche der  
Behörden werden wie folgt dargestellt:

	 Pflanzenschutzmittel

	 Futtermittel

	 Mineralwasser

	 Trinkwasser

	 Nahrungsergänzungsmittel
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